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Antrag.

Beginn der Sitzung 10 U hr 45 M inuten Vormittag.

■------------ —  -------------------

Präsident:
Ic h  conftotire die Beschlußfähigkeit des hohen Hauses 

und eröffne die S itzung. Ic h  ersuche den H e rrn  S c h rift
führer, das P rotokoll der letzten S itzung zu verlesen.

(S ch riftfüh re r lies t dasselbe. —  Nach der Verlesung:) 
I s t  gegen die Fassung des P rotokolls etwas zu bemerken?

A b g . D rschm ann:

Ic h  bitte, es hat im  P ro toko ll zu stehen, daß der 
Landesausschuß den A n trag  bezüglich der Commune K ra in - 
bnrg zurückgezogen hat.

P rä s id e n t:

Cs steht dies ohnedies im  Protokolle. W enn sonst 
nichts gegen das P ro toko ll zu bemerken is t, so ist dieses 
a ls  richtig anerkannt.

D ie  M itg lie d e r des S traßenban-Com ito 's werden ein
geladen, sich morgen um 9 U h r zu einer S itzung im  Cou- 
ferenzsaale einzufinden.

V om  k. k. Landespräsidium ist beut Landesausschusse 
ein Gesuch der Gemeinde Wippach um System isirung einer 
Bezirksbehörde im  O rte  Wippach bei der bevorstehenden 
O rg a n is iru n g  eingelangt.

E in  weiteres Gesuch hat der Abgeordnete Krom er ein
gereicht von der Ortsgemeinde Treffen um  Bestimmung 
des O rte s  Treffen als Amtssitz der Bezirkshauptmannschaft 
fü r  die Bezirke Treffen, Seisenberg, L it ta i und Nassenfnß. 
Nachdeni diese beiden Petitionen im  wesentlichen Zusam 
menhange m it  den neuen politischen E in te ilu n g e n  sind, so

IX. Sitzung.

werde ich dieselben dem betreffenden Ausschüsse zur Berück
sichtigung zuweisen.

W ir  kommen nun zur Tagesordnung.
H e rr D r .  Suppan, der neulich durch Unwohlsein un

terbrochen worden ist, hat das W o rt.

A b g . D r .  S u p p a n :

A ls  ich in  der letzten S itzung das W o rt ergriffen 
habe, konnte ich nicht voraussetzen, daß meine Rede eine so 
baldige S is tiru n g  erfahren würde. Ic h  bitte daher, m ir  
zu erlauben, daß ich heute den Aeußerungen meiner beiden 
Herren Vorredner einige Erwiderungen entgegensetze. I m  
Wesen und den Hauptmomenten sind meine beiden Herren 
Vorredner von demselben Grundsätze ausgegangen, nämlich 
von dem Grundsätze, daß das allerhöchste D ip lo m  vom 
20 . October 1860  die alleinige Grundlage des Verfas
sungslebens sei und daß das Februar-Patent n u r eine ge
setzwidrige und ungiltige O e troy irung  wäre. Abgeordneter 
Svetee sucht seine Anschauung vorzugsweise ans dem W o rt
laute des O etober-D ip lom s zu begründen. Abgeordneter 
D r .  Tom an hat bei seiner Begründung auch vorzugsweise 
auf die Wirksamkeit des früheren M in is te r iu m s  und auf 
die theilweise Unfruchtbarkeit des Landtages Rücksicht ge
nommen. Ic h  fü r  meine Person muß aussprechen, daß ich 
gleichfalls kein Anhänger des früheren M in is te r iu m s  war, 
daß ich dessen R ück tritt nicht bedauert und denselben ge
wünscht habe, daß ich ihn deshalb gewünscht habe, w e il die 
Unthätigkeit des früheren M in is te r iu m s  theilweise Schuld



daran tru g , daß die Wirksamkeit des Reichsrathcs lahm 
gelegt wurde, und weil das engherzige Vorgehen desselben 
besorgen ließ, daß der Constitutionalismns selbst in  Ver- j 
ru f gerathen könnte. Allein das frühere M inisterium  ist 
gefallen, und ich glaube nicht, daß cs zweckmäßig sei, einer 
gefallenen Größe jetzt noch in  dieser Weise Steine nachzu- j 
werfen, zumal als ich nicht glaube, daß die Gefahr be- j 
stehe, daß die Männer jenes M inisterium s das S taats- 
rndcr wieder ergreifen würden. Allein derlei Erscheinungen 
können unter jeder Verfassung eintreten, sic haben m it der 
Verfassung nichts gemein, nur kann sich beim Bestände 
einer Verfassung ein derartiges M in is te rium , welches den 
Volkswünschcn nicht Rechnung trägt, auf die Dauer nicht 
erhalten. Wenn man nun auf die Mißstimmung hinweist, 
die in manchen Theilen des Landes geherrscht hat, mag 
der Grund wohl im  Vorgehen des abgetretenen M in is te 
riums gesucht werden, allein ihn in  der Verfassung zu 
suchen, das ist, glaube ich, nicht begründet.

Wenn weiters Herr D r . Toman auf die thcilwcise 
Unfruchtbarkeit der Thätigkeit der Landtage h inweist, so 
betrifft diese auch nur das frühere M in isterium , denn der 
Landtag hatte in der ihm zugewiesenen Wirksamkeit nicht 
m it dem Rcichsrathe, sondern lediglich nur m it dein 
Rathe der Krone zu verkehren. Herr Abgeordneter Svctcc 
sprach die Freude aus, daß w ir  uns gegenwärtig auf 
das O c to b e r-D ip lom  berufen, daß w ir  dasselbe aner
kennen. Diese Freude hätte er schon lange haben können, 
beim das Octobcr-D iplom als die erste Grundlage unseres 
Verfassungslebens haben w ir  immer anerkannt und hoch 
gehalten. D er Unterschied zwischen uns besteht nur darin, 
daß w ir  dasselbe nicht als alleinige Grundlage des Vcr- 
fassungslcbcns ansehen, sondern daß w ir  dahin auch das 
Februar-Patent zählen, und dies m it gutem Grund. M i t  
gutem Grund deshalb, weil das Februar-Patent manche 
dunkel gehaltene Bestimmungen des Octobcr-D iplomö im 
liberalen S inne erklärt, weil es die A r t der M itw irkung  
näher bezeichnet, weil es ferner bestätigte, daß in dieser 
M itw irkung  auch das Recht der In it ia t iv e  begriffen sei, 
ein Recht, auf welches Herr Svctcc im  Verlaufe seiner j 
Rede m it gutem Grunde großes Gewicht gelegt hat, wel- i 
ches w ir  aber nicht unwidersprochen besitzen, wenn man 
sich nur allein auf das O ctobcr-D ip lom  und auf das 
September-Manifest bezieht, indem im September-Manifeste 
das Recht der In it ia t iv e  wenigstens nicht ausdrücklich ge
wahrt w ird. Herr Svetec sagt nun, das Februar-Patent 
sei eine rechtsungültige O ctroyirnng, cs sei eine erste Ver- 
fassnngsverletznug gewesen, weil im  October-Diploinc bc- , 
rests sich der Rechte begeben wurde, künftighin ohne Zn- 
stimmnng, ohne M itw irkung  des Reichstages Gesetze zu 
geben. Allein nachdem das October-D iploui nur die a ll
gemeine Grundlage enthält, nachdem zum Jnslcbcntrcten 
desselben es nothwendig war, ein Organ zu schaffen, durch 
welches jene M itw irkung  zu erfolgen hatte, so war in 
dieser Richtung eine O ctroyirung unausbleiblich. Herr 
Svctcc sagt, das Februar-Patent sei niemals dein 
Rcichsrathe vorgelegt worden, allein es wurde der Rcichs- 
rath auf Grund des Februar - Patentes einberufen, er 
tagte auf Grund des Februar-Patentes. Es war ihm im 
Februar-Patente auch das Recht zuerkannt, Abänderungen 
zu beantragen, und daß er bisher von diesem Rechte nicht 
Gebrauch gemacht hatte, mag in gewisser Beziehung zu be
klagen sein. A lle in , cs enthält dieser Vorgang doch im 
mer die factischc Annahme des Februar-Patentes von Seite 
der Reichsvcrtrctung. Wenn jedoch H err Svctcc das Fe- j 
bruar-Patcnt als rechtsungiltig hinstellt, möchte ich wohl 
fragen, aus welchem Grunde er dann im  Landtage sitzt, aus

welchem Grunde er dann hier Anträge stellt und Gesetze 
votirt, beim alles Dasjenige, was in Bezug auf das Fe
bruar-Patent gesagt wurde, alles Dasjenige g ilt auch in 
Betreff der Landesordnung K ra m s ; das Februar-Patent ent
hält nicht blos die Grundsätze der Reichsvcrtrctung, es 
enthält auch die Landcsordnungen und die Landcsordnung 
Kram s. Gleichwie sich im October - D ip lom  des Rechtes 
begeben wurde, in Bezug auf gemeinsame Angelegenheiten 
ohne M itw irkung  des Reichsrathcs Gesetze zu ersassen, ebenso 
wurde sich in Bezug ans die Landcsangclcgcnheitcn dieses 
Rechtes begeben und dieses der M itw irkung  der Landtage 
vorbehalten. W ann ist die Landcsordnung KrainS im Land
tage in anderer Weise vorgelegt worden, als das Rcichs- 
rathsstatut dem Rcichsrathe, wann ist eine andere ausdrück
liche Annahme desselben erfolgt, als eben die factischc A n 
nahme? Alles Dasjenige, was hinsichtlich des Reichsraths- 
statutcs geschah, alles D as ist in  Bezug auf die Landcsord- 
nuitg geschehen, aber hinsichtlich der letzter» auch nichts mehr, 
als in  Bezug ans die erstere. E rklärt daher Herr Svetec 
das Februar-Patent als ungiftig, nun so kann er sich auch 
nicht beklagen, wenn er heute von der Regierung vor die 
Thüre des Landhauses gesetzt w ird , er kann etwa nur 
sagen, cs sei damit nichts Anderes geschehen, als ein durch 
fünf Jahre geübtes Unrecht beseitigt worden. Herr Svetec 
weiß zwar ein kleines M it te l , wodurch nach seiner Ansicht 
das Februar-Patent im S inne des October-Diploms zur 
vollen Rechtswirksamkeit hätte gelangen können, er meint, 
es fei gleich wie eine Proposition den Ständen zur Annahme 
vorzulegen gewesen. Freilich muß er zugeben, daß es auch 
hier ohne eine kleine Octroyirnng nicht abgcgangen wäre, 
eine Wahlordnung, meint er, hätte freilich octroyirt werden 
müssen. Allein diese Wahlordnung ist ihm in diesem Falle 
nur eine geringfügige Octroyirung, während er andererseits 
bei der Rede des $ c rrn  Deschinann durch seinen E inw urf 
zu erkennen gegeben hat, daß er die Wahlordnung als sehr 
wesentlich betont und daß er durch die im Februar-Statut 
festgesetzte Wahlordnung ein Uebcrgcwicht der Deutschen er
blickt habe. Nun, es möge dem sein, wie ihm wolle. A llein, 
gewiß ist, daß im  S inne des Octobcr-D iploms gerade auf 
diese Weise eine Annahme des Februar-Statutes durch die 
Vorlage an den Landtag nicht erfolgen komite.

Ich  w ill darüber hinausgehen, ob die ständische Vertre
tung, die im  Jahre 1818 eingeführt wurde, m it den frühe
ren Ständen, denen die pragmatische Sanction vorgelegt w or
den ist, in Rechtscontinuitüt steht. D ie  Regierung wenig
stens scheint dieser Ansicht nicht zu sein, und w ir  haben 
vor Kurzem hierüber eine ziemlich wcitwcndigc Auseinander
setzung zu lesen bekommen. Allein, möge das dahin gestellt 
sein, so ist es doch gewiß, daß nach dein kaiserlichen Diplome 
vorn Jahre 1860 Gegenstände, welche die gemeinsamen I n 
teressen aller Länder betreffen, nur unter M itw irkung  des 
Reichsrathcs zu Stande kommen können, und ich glaube, 
daß ein Gesetz über die Centralvertrctung doch die Interessen 
aller Länder betrifft, daß daher gerade im  S inne des October* 
D ip lom s eine derartige Vorlage an die Landtage nicht hätte 
stattfinden können.

Es ist aber m it der Behauptung, welche Herr Svc- 
tcc aufgestellt ha t, auch viel zu weit gegangen worden. 
D ie  Regierung hat rücksichtlich dieser Acte nicht erklärt, 
daß das Februar-Patent rechtsuuwirksam sei. I m  Gegen
theil hat sogar Herr D r .  Toman gesagt, wenn Ungarn 
und Croaticn das Februar-Patent annchinen, w ird cs wie
der in  Wirksamkeit treten, also fü r u n s , fü r die übrigen 
Länder, welche das Februar-Patent factisch und ausdrücklich 
angenommen haben, fü r diese steht die Wirksamkeit außer 
allem Zweifel. Möge nun auch das Februar-Patent eine



O ctro y irm ig  enthalten, sowie derlei O ctroy irungen  im m er | 
dort unvermeidlich s in d , wo auf friedlichem Wege e i n e ! 
U m w andlung der absoluten R cgicrungsform  in die eonsti- 
tutionelle sta ttf in d e t, so ist cs doch gewiß, daß, wenn auch 
unsere Berfassung cin Geschenk der Krone ist, wenn w ir sie 
auch dem hochherzigen Entschlüsse und dem eigenen E n t
schlüsse des M onarchen verdanken, daß ein einm al gegebenes ' 
Geschenk nicht mehr zurückgenommen werden kann und auch 
nicht zeitweilig sistirt werden d a rf , weil eine zeitweilige 
S is tirn n g  eben nichts Anderes ist, a ls  eine zeitweilige Aus
hebung, und wenn m an der Regierung das Recht e in räu 
men w ürd e , eine Verfassung zu jeder beliebigen Z eit zu 
sistiren, daß auch die Verfassung selbst dem Volke gar keine 
G ew ahr ihres B estandes bieten werde.

N u n  ha t H e rr  Svctec  zwei weitere Bedenken ge
gen das F e b ru a r -S ta tu t  nam haft gemacht. E r  sa g t, das 
F e b ru a r -S ta tu t  habe gegen die B estim m ungen des O cto - 
bcr-D ip lom s eine In s ti tu tio n  geschaffen, von welcher int 
O c to b e r-D ip lo m e keine Rede sei, nämlich das H erren- : 
h au s . Ic h  bin fü r meine Person kein F reund  dieser I n 
stitu tion , wenigstens nicht in  ihrer gegenwärtigen Z usam 
mensetzung. Allein, daß dam it den B estim m ungen des 
O cto b cr-D ip lom s entgegen gehandelt wurde, das ist völlig 
unrichtig. D a s  O ctober - D ip lom  spricht im  Artikel I vom 
R eichSrathe, zn welchem der Landtag die von u n s f e s t -  ! 
g e s e t z te  Z ah l der M itg lieder zu entsenden habe. D a s  
O ctobcr-D ip lom  setzt daher gewissermaßen den B estand des 
RcichsratheS v o rau s (Abg. S v c tec : O h o ! )  und bezieht 
sich daher offenbar ans jenen R cichsrath , welcher durch das 
P a te n t  vom 5 . M ä rz  1 8 6 0  geschaffen wurde.

D en  B ew eis dafü r und den ganz klaren B ew eis da- i 
fü r haben S ic  auch im  allerhöchsten Handschreiben vom 
2 0 . O ktober 1 8 6 0  an den M inisterpräsidenten Rechbcrg.

I n  dem P a ten te  voin 5 . M ä rz  1 8 6 0  w ar die Z ah l 
der vom Landtage in  den R cichsrath zu entsendenden M i t 
glieder auf 3 8  festgesetzt worden. Z n  diesem allerhöchsten 
Handschreiben vom 2 0 . O ctober 1 8 6 0  w ird  diese Z ah l auf 
1 0 0  erhöht, zugleich w ird  jedoch in  diesem Handschreiben : 
gesagt: „ D ie  hiefür bezüglichen B estim m ungen , sowie alle 
V erordnungen und M odistcationcn, welche in frühern , den : 
R eichsrath betreffenden P aten ten  und Erlässen durch M eine : 
seither veröffentlichten Entschließungen eingetreten sind, sind 
in einem organischen Rcichsstatntc zusammen zu fassen und 
M ein e r Genehm igung zu unterbreiten ."

I n  diesem gleichzeitig erlassenen allerhöchsten H and- i 
schreiben w ird sich daher auf den B estand des RcichsratheS 
b e ru fen , cs w ird  gesag t, daß ein S ta t u t  in  Aussicht ge
stellt werde, in  welchem auf alle jene Erlässe Rücksicht zu ; 
nehmen sei.

R u n , vergleicht m an die B estim m ungen des F ebruar- j 
P a ten te s  m it den zu r Z eit der E rlassung des O cto b er-D i- 
p lom s bestandenen V erfügungen über den R c ic h s ra th , so 
findet m a n , daß in  dem P aten te  vom 5 . M ä rz  1 8 6 0  be
stim m t w a r ,  daß an dent Reichsrathc T heil zu nehmen 
haben die P rin zen  des kaiserlichen H a u s e s , gewisse hohe 
geistliche W ü rd en träg e r, dann besondere, vom Kaiser er
nann te  R cichsräthc. D a s  P a te n t vom 5 . M ä rz  1 8 6 0  ließ 
cs in  Zw eifel und tra f  wenigstens keine ausdrückliche B e- 
ftim m ung darüber, ob diese verschiedenen Elemente in einem 
H anse oder in  zwei H äusern , in  zwei K örpern  zu tagen 
haben. E s  w ar daher n u r  eine liberale Weiterentwicklung 
des Bestehenden (Gelächter im  C en tru m ), wenn die einen 
Elem ente nämlich, die K raft ih res besonderen Rechtes an 
dem Reichsrathc T heil zu nehmen hatten , in  einem Hause, 
und die gewühlten M itg lieder in  dem zweiten Hause zu
sammengefaßt w urd en , weil da wenigstens ein T heil der

Gesetzgebung rein a u s  gewählten V ertretern  bestand, und 
zw ar derjenige Theil, welcher in  Finanzsachen die gewichtigste 
S tim m e  hat.

Ic h  kann daher in  der E inrichtung des Herrenhauses 
keine Verletzung des O ctobcr-D ip lom s fin d en , sondern ich 
finde selbe n u r  im  vollen Einklänge m it dem O cto b cr-D i- 
plome und dem gleichzeitig erlassenen allerhöchsten H and
schreiben vom 2 0 . O ctober 1 8 6 0 . (Abg. D r .  T o m a n : O  
mein G o t t ! Abg. B ro lic h : G anz rich tig !)

D a s  zweite wesentliche Gebrechen oder der wesentliche 
Anstand, welchen der H err Abgeordnete Svctec  im  F ebruar- 
P a ten te  findet, liegt darin , daß der W irkungskreis der Land
tage gegenüber dem O ctober-D ip lom c beschränkt worden sei, 
kurz, daß der engere R cichsrath geschaffen w urde.

Allein auch diese B ehaup tung  ist gänzlich unrichtig. 
D e r  Artikel 3  des O c to b cr-D ip lom s sagt ausdrücklich in 
seiner zweiten A lin ea : „Nachdem jedoch m it A usnahm e
der Länder der ungarischen K rone auch in B etreff solcher 
Gegenstände der Gesetzgebung, welche nicht der ausschließ
lichen Competcnz des gesammten Reichsrathes zukommen, 
seit einer langen Reihe von J a h re n  fü r unsere übrigen Län
der eine gemeinsame B ehandlung und Entscheidung stattgefun
den hat, behalten W ir  U n s  v o r , auch solche Gegenstände 
m it verfassungsmäßiger M itw irkung  des RcichsratheS un ter 
Zuziehung der Rcichsräthc dieser Länder behandeln zu lassen."

N u n , daS sind die offenbaren Bcstim m nngcn über den 
engeren R cichsrath. Freilich werden S ie  an s  diesen B e 
stimmungen herausfinden, a ls  ob n u r von F a ll  zu F a ll  
eine derartige V erfügung sich vorbehalten worden sei. Allein 
der V orbehalt tut O ctobcr-D ip lom  w ar ein unbedingter, und 
gleichwie fü r jeden F a ll  separat diese V erfügung getroffen 
werden konnte, daß derlei Gegenstände int Reichsrathc m it 
Zustim m ung der Rcichsräthc der betreffenden Länder zu ver
handeln seien, ebenso konnte ein fü r allem al diese B estim 
mung getroffen werden. J a ,  nach dem O ctobcrdiplom c, und 
zw ar nach dem ersten Absätze des Artikels 3 , w ar cs ganz 
unmöglich, daß derlei Gegenstände der Gesetzgebung, welche 
nach dem F e b ru a r-S ta tu te  dem engern Reichsrathc zuge
wiesen sind, in dem Landtage zu einer verfassungsmäßigen 
B ehand lung  und E rledigung kommen konnten, beim cs heißt 
in  diesem A rtike l: „ I n  Unseren übrigen Königreichen und
Ländern aber im  S in n e  und in Gemäßheit ihrer Laudcs- 
ordnungcn verfassungsm äßig geregelt w erden ,"  a lso : i nt 
S i n n e  i n t  b t n G e m ä ß h e i t  i h r e r  L a n d c s o r d  - 
n  n  n g e n.

M eine H e rre n , wenn m an untersuchen w il l , welche 
Gegenstände nach dem O ctober-D ip lom c einer LandeSvcr- 
trc tung  zugewiesen worden seien, kann m an doch n u r  auf jene 
gleichzeitig veröffentlichten Landesstatute vom 2 0 . O ctober 
1 8 6 0  fü r S te ierm ark , K ärn ten  und T iro l Rücksicht nehmen, 
denn m an m uß doch zugeben, daß wenn die Absicht des 
O cto b cr-D ip lom s dahin gegangen sei, auch derlei G egen
stände den Landtagen zuzuweisen, welche durch das F cb rn a r- 
S ta t n t  in  den Bereich des engeren RcichsratheS gewiesen 
wurden, daß in diesem also eine S p u r  davon zu finden sein 
müßte.

Ic h  rede hier nicht von der m ittelalterlichen Z u sam 
mensetzung der betreffenden L andcsvertrc tungcn , wie jene 
S ta tu te  sic im  Auge h a tte n ; aber ich rede von der den Land
tagen in  diesen S ta tu te n  zugewiesenen Competcnz, und diese 
Competenz ist nicht n u r  um  kein H a a rb re it w eiter, a ls  die 
Competenz, welche die Landcsordnnngen vom F eb ru a r 1 8 6 0  
festsetzen, sondern sie ist um  ein B eträchtliches geringer 
(B ra v o ,  b rav o !), so daß auch im  F ebru a r-P a ten te  a u s 
drücklich in  Artikel 11 erklärt w urde, daß jene bereits er
lassenen Landcsordnnngen n u r  deshalb außer K raft gesetzt



und dafür neue Landesordnungen substitu irt werden, „u m  
auch jenen erwähnten Ländern jene ausgedehnten Befugnisse 
zu gewähren, welche W ir  den übrigen Kronländern einzu
räumen beschlossen haben."

Konnten nun im  S in n e  des O ctober-D ip lom s derlei 
Gegenstände m it den Landtagen gar nicht verhandelt werden, 
so erübrigte doch nichts Anderes, als dieselben dem engern 
Reichsrathe zuzuweisen, und in  der T h a t , wenn man die 
Gegenstände betrachtet, welche dem engern Reichsrathe zuge
wiesen sind, so kann man kaum wünschen, daß in  dieser 
Beziehung eine Aenderung eintrete.

W ie könnte man cs wünschen, daß das ganze weite 
Gebiet der Justizgesetzgebung zu dem Wirkungskreise der 
einzelnen Landtage gehöre? S tre b t man doch gerade in  B e 
treff der Justizgesetzgebnng sogar gemeinschaftliche Gesetze m it 
f r e m d e  n S t a a t e n  an, und sollte man da bic. einheitliche 
e i n h e i in i  s ch c Gesetzgebung zu zersplittern suchen? Auch in 
Bezug a u f die politische Gesetzgebung sind cs wenige Ge
genstände, deren Behandlung man ausschließlich durch die 
Landtage wünschen müßte, und insoferne dies der F a ll ist, 
sind sie großcnthcils wohl auch durch die bestehenden Lan- 
desordnungcn schon der Competcnz der Landtage zugewiesen. 
M a n  halte n u r die bestehenden LandcSordnungen aufrecht 
und suche nicht den W irkungskreis derselben zu beschränken, 
wie dies leider theilwcise Tendenz des früheren M in is te riu m s  
w ar, und dann werden auch die Klagen gegen den engeren 
Reichsrath immer mehr und mehr verstummen. A lle in  
gerade der engere Rcichsrath ist ja  dasjenige S ta tu t ,  welches 
unbedingt von allen Ländern, welche daran nach dem Ge
setze T he il zu nehmen hatten, auch angenommen worden ist. 
A lle haben dahin ihre V ertre te r geschickt, und selbst als ein 
T he il der böhmischen Abgeordneten a u s tra t, so betonte er 
in  seiner A ustrittse rk lä rung  ausdrücklich, daß der A u s tr it t  
n u r ans dem Grunde erfolge, w eil der engere Rcichsrath 
seine Compctenz überschritt und in  das Gebiet des weitern 
Rcichörathcö hinüber gegriffen habe.

S ic  sagen, die Februarvcrfaffu iig fei undurchführbar 
gewesen; es g ib t manche Behauptungen, die, wenn man sie 
sehr häufig ausspricht , am Ende wirklich von B ie len ge
glaubt werden. A lle in , ans welchem G runde w ar sie 
undurchführbar? D r .  Tom an sagt, der weitere Rcichsrath 
hat nie bestanden, hat factisch nie bestanden, w e il die U n 
garn und Croatcn daran nicht T he il genommen haben, 
rechtlich nicht, w e il Bcnctien nicht dazu aufgefordert worden sei.

I n  Bezug Benctiens t r i f f t  das F e b ru a r-P a te n t die 
A nordnung, daß bis zur Erlassung eines eigenen Landcs- 
statnteS die Central-Congregation ermächtiget fe i , die fest
gesetzte Z a h l Reichsräthe in  den Rcichsrath zu wählen. 
N un , ich weiß in  diesem Augenblicke n ich t, ob eine derar
tige Aufforderung an die Central - Congregation gerichtet 
worden is t,  allein gewiß konnte sie leicht gerichtet werden, 
und cs wäre dann auch nach der ausdrücklichen E rklärung 
des D r .  Tom an an dem rechtlichen Zustandekommen des 
weitern Reichsrathcs kein Zw eife l mehr.

Daß der weitere Rcichsrath nicht factisch bestanden 
habe in  dem S in n e , daß nie alle Vertre ter desselben daran 
T he il nahmen, nun, das kann die W irklichkeit desselben, 
sobald er einmal rechtlich besteht, nicht zu hindern ver
mögen. Denn in  diesem Falle könnte ja  immer ein oder 
das andere Land alle übrigen Länder der Theilnahme an 
der Gesetzgebung und an der Ausübung ih re r Rechte ver
hindern, und dies kann man doch unmöglich als zulässig 
erklären.

D a m it  soll jedoch nicht gesagt werden, daß nicht A lles 
gethan werden so ll, um den Ausgleich m it Ungarn zu

Stande zu bringen. A lle in  ich glaube, daß dem Ausgleiche 
I m it Ungarn nicht so sehr die Bestimmungen des Februar- 

Patentes hindernd entgegentreten, als vielmehr die B e - 
1 stimmungen des October - D ip lom es. D ie  gemeinsamen 

Angelegenheiten, welche durch das O c to be r-D ip lo m  festge
setzt worden sind, diese werden von den Ländern der unga
rischen Krone vorzugsweise bestritten, und ist der Ausgleich 
bezüglich des O ctobe r-D ip lom s einmal getroffen, dann w ird  
der Ausgleich über die Bestimmungen des Februar-Patentes 
sicherlich nicht lange auf sich warten lassen. »

D e r H e rr Abgeordnete Svctcc hat in  seiner Rede 
meine Aeußerungen, die ich in  der letzten S itzung gemacht 
habe, einer K r it ik  unterzogen. C r sagte, zwischen der vom 
Ausschüsse beantragten Adresse und zwischen je ne r, die 
D r .  B lc iw e is  beantragt h a t, sei ein großer Unterschied. 
D a s  ist ganz r ic h tig , allein eine K r it ik  des Scptember- 
ActcS liegt in  der einen wie in  der andern, und der B o r 
w u rf, zu einer derartigen K r it ik  nach §. 19 der LandcSord- 
nung unberechtigt zu fe in , ist mindestens von Denen son
derbar, welche dem Landtage in  ganz kategorischer Weise 
sogar das Recht zur Feststellung der staatsrechtlichen Fragen 
vindiciren wollen.

Abgeordneter Svctcc findet es sonderbar, daß ich von 
einem S tills tände in  der Gesetzgebung in  Folge des S y s ti-  
rungs-ActeS gesprochen habe, indem er sagt, j a , es seien 
jetzt alle Landtage versammelt, und doch hat er in  seiner 
Rede über die geringe Compctenz des Landtages geklagt, 
und doch muß er zugeben, daß ein Fortschritt in  der G e
setzgebung nicht blos auf jenen Gebieten nothwendig ist, 
wo die Landtage m itzuw irken berufen sind.

D e r H e rr Abgeordnete Svetec hat cs ferner lächerlich 
gefunden, daß man bei einer so wichtigen Frage vom P ro - 
vinzialfondc reden könne; ich habe es gleichfalls lächerlich 
gefunden, und ich hätte davon nicht zu sprechen angefangen, 
noch weit weniger aber von der Pension des H e rrn  M a j i t i  
ober von den Vorspannsauslagcn u. dgl. —  M e ine  E r 
wähnung w ar n u r eine E rw iderung auf D as jen ige , was 
damals der H e rr Vorredner gesprochen h a t , und ich habe 
nu r aus bett Bagatellsachen, die er aufzählte, das hervor
gehoben, was wenigstens fü r  das Land das Wesentlichste 
noch ist.

D e r H e rr Abgeordnete Svctcc hat weiters darauf 
hingewiesen, daß sich ans dem engern RcichSrathe die Ge- 

; neral-Landtage entwickeln sollen.
Ic h  finde dafür wenigstens in  dem O ctobcr-D ip lom c, 

welches S ie  ja  ganz und gar aufrecht erhalten wissen 
wollen, g a r  k e i n e n  Anhaltspunkt. A lle in  jedes Streben 
zur Entw icklung der Verfassung ist an und fü r  sich berech- 

! t ig t, n u r geschehe cö auf verfassnngsmüßigem Boden.
W ir  werden Ih n e n  bei Ih re m  Streben auch nach den 

; General - Landtagen, wenn w ir  vielleicht auch nicht Ih r e r  
Ansicht s in d , nicht tveitere Hintergedanken unterschieben, 
wie S ie  sich dieses uns gegenüber erlaubt haben, nachdem 
w ir  eine Kundgebung in  dieser Weise über das September- 
M an ifest Ih n e n  empfehlen. M ögen S ic  was immer an
streben, aber streben S ie  es nu r an auf dem Boden der V e r
fassung , dam it S ic  sich nicht fü r  die Z ukun ft den Rcchts- 
boden erschüttern und dam it Ih n e n  nicht jede Verfassung, 
sei cs was immer fü r  eine, aus gleichem RechtStitcl s is tirt 

l werde. F ü r  jede M aßregel findet man G ründe, G ründe 
sind wohlfe il, wie Haselnüsse (A b . D r .  T om an : S onde rba r!) 
und bei der D iscussion darüber behält fü r  den Augenblick 
n u r der Recht, welcher die M acht in der Hand hat. 
( D r .  T om an : S o  ist cs, ganz rich tig !)

Wenn w ir  daher in  dem S istirungsacte in der T h a t 
eine Verletzung unseres verfassungsmäßigen Rechtes erblicken,



so haben w ir  auch die V e rp flich tung , diese unsere Ueber
zeugung auszusprechen. W enn ich vorher noch im  Zweife l 
hätte sein können, ob uns eine derartige Verpflichtung 
obliegt, könnte ich keinen Zw eife l mehr hegen, jetzt, nachdem 
ich gelesen habe, was die Vertre ter der Regierung in  den 
übrigen Landtagen erklärt haben. Unsere Regierung hat 
in  den letzten siebzehn Jahren eine vcrhängnißvolle P o lit ik  be
obachtet, die P o lit ik  des Z u  W a r te n s .  Nachdem die M ü rz -  
Verfassung beseitiget w a r, konnte cs auch nicht die Ansicht 
oder der Glaube der Regierung sein, daß nicht zur gege
benen Z e it eine Verfassung werde verliehen werden müssen. 
A lle in  sic wartete und warte te , bis das J a h r  1859  m it 
seinem S tu rm e  von Außen kam und jenes System zusain- 
menbrach. D a s  M in is te r iu m  Schm erling beobachtete gleich
fa lls  diese P o lit ik  und cS fie l ih r  auch zum O p fe r , und 
das M in is te riu m  Belcredi beobachtet nach den Erklärungen 
der Regierungsvertreter genau dieselbe P o lit ik . E s wurde 
gesagt, w ir  müssen w arten , w ir  werden den Ländern der 
ungarischen Krone den A ntrag auf Annahme der Verfassung 
stellen; nehmen sie ihn nicht an, so werden w ir  ihn neuer
dings stellen, nehmen sie ihn noch nicht a n , so w e r d e n  
w i r  i h n  f o r t  u n d  f o r t  st c l  l  c n d n r  ch I  a h r  c h in -  
d u r c h ,  u n d  n n t  e r  d c s s c n b l  e i b t d i  c V  e r  s a s s n n g 
s i  st i  r  t. W ie w ir  ans der Geschichte wissen, pflegen sich die 
Ungarn in  derlei Angelegenheiten nicht zu übereilen. Zehn 
Jah re  h a t ' es gedauert, bevor sic sich znr Annahme der 
pragmatischen S anction  bequemten; ein Dcccnnium  kann cS 
dauern, bevor sic annehmbare Vorschlüge erstatten, wo dann 
die Regierung in  die Lage kom m t, sie den übrigen Län
dern vorzulegen und zur Annahme zu empfehlen.

W enn S ie  dann den M u th  haben, gegenüber einer 
derartigen Perspective eine Freude auszusprechen, dann 
beneiden w ir  S ie  nicht um diesen M u th , allein w ir  können 
n u r den Wunsch aussprcchcn, daß nicht ein neuerlicher 
S tu rm  wie das J a h r  1 8 5 9 , daß nicht eine zweite K a ta 
strophe wie damals erst den Anlaß geben werde, uns 
wieder in  den Besitz unserer verfassungsmäßigen Rechte 
einzusetzen.

W ir  aber vertrauen auf die W eisheit S r .  M ajestät, 
an diese wenden w ir  uns m it der vorliegenden Adresse, 
und daher stimme ich fü r  dieselbe. (B ra v o , b ra v o !)

Abg. Freiherr v. Schloißnigg:
I n  der dritten  S itzung der diesjährigen Session wurde 

ein A n trag  gestellt ans eine Dankadresse fü r  die September- 
Erlässe. Dieser A n trag  erlangte nicht die M a jo r itä t .  I n  ; 
derselben S itzung wurde durch eine M a jo r itä t  von 17 gegen I 
15 S tim m en  der Beschluß gefaßt, cs sei ein Ausschuß auf
zustellen, welcher die Rückwirkungen des allerhöchsten P a 
tentes vom 20 . September dieses Jahres auf das W oh l 
des Landes zu erwägen, darüber an den hohen Landtag B e 
richt zu erstatten und seine Anträge zu stellen habe.

Dieser Bericht und diese Anträge des Ausschusses sind 
dem hohen Hanse in  der letzten S itzung vorgetragen w or
den, sic sind der vollständige Gegensatz zum Antrage und 
zur Begründung fü r  die Dankadresse.

W as in  jenem Antrage als Anlaß zu freudigen H o ff
nungen ga lt, w ird  nun als Anlaß zu schweren Besorgnissen 
bezeichnet.

D ie  Verfügungen, fü r  welche nach jenem Antrage der 
D ank erstattet werden sollte, werden nun als in  ihren Rück
wirkungen ans das W oh l des Landes bedenklich geschildert 
und es soll um  deren Rücknahme gebeten werden.

Ohne in  die Erwägungen über die Einzelnheiten der 
Fassung und Begründung des Adreßentwurfes einzugehen, j

drängt sich die Frage a u f: W as soll m it der Adresse be
zweckt, lvas w i l l  eigentlich dam it erreicht werden? (B ra v o , 
bravo! D o b ro ! im  Centrum .)

W ird  etwa vorausgesetzt, daß man die Sachlage da
m it ändern kann, oder w ird  beabsichtiget, ans die weitere 
D urchführung der September-Erlässe E in fluß  zu nehmen?

N icht das Eine, nicht das Andere w ird  der E rfo lg  der 
Adresse sein! (B ra v o , bravo! D o b ro ! im  C entrum .)

E s  heißt in  dem Adreßentwurfe, der Landtag würde 
seine P flich t gegen die von ihm vertretenen S taa tsbürger 
versäumen, wenn er cs unterließe, seinen Besorgnissen einen 
ehrfurchtsvollen Ansdruck zu geben.

A us diesem G runde beantragt der Ausschuß eine M a 
nifestation, wie er cö selbst sagt.

Eine solche M an ifesta tion  kann nu r dann einen E in 
druck hervorbringen, wenn sie von Einstimmigkeit ober von 
einer imposanten M a jo r itä t  ausgeht. (B ra v o ! S ehr g u t ! 
D o b ro ! in t Centrum  und im  Zuhörerranm e.)

D ies  scheint nach den bisherigen Vorgängen und der 
Debatte im  Hause kaum zu erwarten zu sein, und cs w ird  
sohin immer Raum  fü r  den Zw eife l bleiben, ob die in der 
Adresse ausgesprochenen Ansichten w irklich und in  der T h a t 
die Ansichten nicht blos einer M ehrzah l im  Hanse, sondern 
des vom Landtage vertretenen Landes sind. (B ra v o , b ra vo ! 
D r .  T o m a n : S eh r g u t ! D obro !)

W ie  der Ausschuß dahin gekommen ist, in  seinen E r 
wägungen über das Patent vom 20 . September zu dem 
Ergebniß zu gelangen, welches von den Auffassungen der 
im m erhin zahlreichen M in o r i tä t ,  welche fü r  eine D ank
adresse stimmte, so gänzlich verschieden ist, darüber hat das 
hohe HauS die Aufklä rung von einem Ausschußmitgliede 
selbst vernommen, insoweit diese A ufklärung nicht schon aus 
dem C om m iffo rium  zu entnehmen w ar.

D e r Ausschuß hat das Patent vom 20 . September 
seinen Erwägungen unterzogen und hat das allerhöchste 
M anifest gänzlich unbeachtet gelassen.

D a s  geht nun nicht a n !
D a s  M an ifest enthält die Begründung des Patentes, 

cs legt den Anlaß zu demselben dar, das M an ifest ist das 
Gelcitschrcibcn desselben. ( D r .  T om an : S ehr g u t !)  D a s  
M an ifest ist gleichzeitig m it dem Patente dem Landtage m it
getheilt worden, das M an ifest ist des Kaisers W o rt, welches 
der M onarch vertrauensvoll an seine Völker richtet. (Abg. 
D r .  T o m a n : S eh r g u t , sehr w o h l! D o b ro ! S la v a ! im  
Centrum und Zuhörerranm e.)

E s geht durchaus nicht an, das Patent, welches vom 
Manifeste durchaus unzertrennlich is t , einer Erwägung zu 
unterziehen und das M an ifest aus den Kreisen dieser E r 
wägungen gänzlich auszuschließen.

D a s  M an ifest sagt im  Eingänge: „D e r  G rundge
danke, welcher in  dem D ip lom e vom 20 . October 1860  bett 
Ausdruck fa n d , w ird  S e. M ajestät zum W ohle S e ine r 
Unterthanen fo rtan  le iten ."

Seine M ajestä t sprechen ferner a u s : „D a ö  Recht der 
Völker, durch ihre legalen Vertretungen bei der Gesetzge
bung und Finanzgcbahrung beschließend m itzuw irken , ist 
ferner gewährleistet und nnw idcrrnflich festgestellt."

Dieses ist des Kaisers W o rt, welches feierlich gegeben 
und welches zur erhebenden Kenntniß zu nehmen is t ; diesem 
kaiserlichen W orte kann eine E rw id e ru n g , wie sie im  
Adreßentwurfe beantragt w ird , nicht geboten werden. (Abg. 
D r .  Costa: R ic h tig ! D o b ro !)

„F re i ist die B ahn, welche zur Verständigung fü h rt,"  
sagt das M anifest.



M öge der S te rn  Oesterreichs seine leuchtenden S trah len  
senden, dam it die B ahn  freigehalten wird (D r . T o m a n : 
S e h r  g u t!) , nicht aber die Vertreter des Landes K rain, 
welches seit einem halben Jahrtausend  in unerschütterlicher 
Treue an dem Kaiserhaus hängt (S la v a ! und Ž iv io !), nicht 
w ir sollen cs sein, die ans die B ahn , die Oesterreich zu 
durchwandcln h a t, neue Hindernisse zu wälzen und das 
Fortschreiten auf dieser B ah n  zu durchkreuzen suchen! 
(S e h r  gut!)

Alles dieses erwägend, stelle ich den A n tra g : „ D a s  
hohe H aus wolle über den in Verhandlung stehenden A ns- 
schußautrag zur Tagesordnung übergehen. (D o b ro !)

Präsident:
H err B aro n  v. Apfaltrcrn hat das W ort.

Abg. Freiherr v. Apfaltrcrn:
E s wurde schon von mehreren S eiten  die Frage in 

Anregung gebracht, und ebenso von meinem unmittelbaren 
H errn  Vorredner, welches der Zweck der Adresse sei? D er 
Zweck der Adresse liegt d a r in : S c . M ajestä t den Kaiser 
zu b itten , die S is tiru n g  der Verfassung zurückzunehmen, 
welche in dem Patente vom 20 . September ausgesprochen 
worden ist.

Dieses ist der Zweck.
E s wurde weiters die Frage gestellt, von welchem E r 

folge denn die Adresse sein werde, und ihr in keiner Rich
tung ein Erfolg in Aussicht gestellt.

M eine H erren! W enn ich fü r etwas mich entscheide, 
wenn ich einen Zweck verfolge, so frage ich nicht: Welche 
Erfolge werde ich haben? werde ich den B eifall der Galerie 
(Zischen) finden? Ich  frage n u r : Werde ich B eifall finden 
in  meinem Gewissen? (Unruhe. Präsident läutet.)

Wenn m ir mein Gewissen sagt, ich soll cs thun, thue 
ich c s , auch wenn ich w eiß , cö werde nicht dnrchgchcnds 
Zustim m ung finden.

E s  wurde zunächst betont, man muß das M anifest, 
welches das Septem ber-Patent begleitet hat, ebenso in E r
wägung ziehen und ebenso in die E rörterung des Landtages 
einbeziehen.

M eine H e rre n ! D a s  stelle ich entschieden in Abrede.
Ich  stelle nicht in Abrede, daß man die G ründe des 

M anifestes berücksichtigen und sich zu Herzen führen soll.
Jedoch, meine H e rre n , darüber hier int Landtagssnalc 

zu dcbattircu, verbietet der constitutionclle Gebrauch, ver
bietet der Respect, den man S r .  M ajestät gegenüber zu 
beobachten hat. (D r .  T om an: D ie  Adresse, die Adresse !)

E s  hat uns allerdings das M anifest, welches daö er
wähnte P a ten t begleitet h a t ,  wichtige Aufschlüsse gegeben, 
und, meine H erre n , E ines scheint Ih n e n  int M anifest ent
gangen zu sein, I h n e n ,  die S ic  Gegner der Adresse sind, 
ein Ausdruck, den S c . M ajestät gebraucht hat, scheint Ih n e n  
entgangen zu sein: S e .  M a j e s t ä t  b e d a u e r n  s e l b s t  
d e n  S c h r i t t  t h u n  z u  m ü s s e n ,  d e n  A l l c r h ö c h s t  
S i c  a m  2 0 .  S e p t e m b e r  g e t h a n  h a b e n .

Liegt vielleicht der Ausspruch des Kaisers d a r in , er 
erwarte von seinen Völkern freudige Zustim m ung und eine 
Dankadresse dafür?

M eine H erren! E r b e d a u e r t  selbst, das thun zu müssen 
(B rav o , b ravo! ) ,  und wenn w ir in Folge dessen unsere 
Bedenken, unsere Besorgnisse zum Ausdrucke bringen, han
deln w ir dann illoyal?

Ic h  glaube, w ir handeln loyal, wenn w ir offen sagen, 
w as w ir meinen, und uns nicht beirren lassen durch M a 

chinationen, welche in Scene gesetzt werden. (R u fe : Von 
der andern Seite , von der andern R eihe: O h o !)

Präsident:
Ich  bitte den H errn Redner ausreden zu lassen und 

ihn nicht zu unterbrechen.
Abg. Dr. Toman:

D er H err Redner darf nicht solche A usfälle, nicht 
solche Anschuldigungen von M achinationen machen, sonst 
müßte ich den H errn  Präsidenten bitten, die Geschäftsord
nung handzuhabcn, welche verbietet, daß der Redner solche 
Ausfälle macht.

E s wäre uns leicht, von andern M achinationen zu 
sprechen und den Gegenbeweis zu liefern, wenn w ir woll
ten, w ir unternehmen cs aber nicht einmal. (D o b ro ! Živio! 
int Zuhörerraum e.)

Abg. Kromer:
H err Landeshauptmann! Haben der H err Präsident 

keine M acht, derlei Ausschreitungen des A uditorium s h in tan
zuhalten. (B rav o , b rav o !)

Präsident:
Ich  bitte den H errn  B aro n  Apfaltrern, fortzufahren.

Abg. Baron Apfaltrcrn:
Ich  wollte sagen, daß M uth  und UeberzeugungStüch- 

tigkcit dazu gehört, seinen Ansichten h i e r  Ausdruck zu leihen, 
wenn sie etwa nicht B eifall finden, während immer von 
jener S e ite , bei jeder Aeußerung, sei sic noch so gleichgiltig, 
B eifall gespendet w ird , maßloser B e ifa ll, selbst wenn sic 
auch blos eine R edensart ist. ( D r .  T o m a n : Z u r  S a c h e , 
Abg. B ro lich : G ehört zur Sache.) Ich  werde m ir diesen 
M u th  nicht benehmen lassen, so lange ich die Ehre habe, 
das M and a t meiner W ähler zu besitzen (B ra v o , bravo!), 
weil ich es m it meinem W orte versprochen, weil ich cs ge
lobt habe, a ls  ich in diesen S a a l  t r a t , betn Gesetze Ach
tung und Treue dem Kaiser zu bewähren. (Abg. S vctcc: 
Z u r  Sache.) D aru m  kann ich mich nicht beirren lassen, 
auch nicht durch unbcrufcucs Dareinreden, d a s  zu sagen, 
wozu mich meine Ueberzeugung drängt.

E s  wurde die Frage aufgeworfen, w as nützt denn 
diese Adresse, welche sagen soll, w as das Land und w as 
seine V ertreter darüber urtheilen. W as sic nützt?

M eine H erre n ! Ich  will cs Ih n en  in ein p aar W orten 
sagen. S ic  geben der Regierung S ubstra te  an die H and, 
um darauf hin beurtheilen zu können, wie ihre Erlässe im 
Lande aufgeuommen werden, welche Rückwirkungen man von 
denselben für das Landcswohl erwartet. Ich  glaube gern, 
daß die dermalige Regierung in diesem Augenblicke noch 
keinen W erth darauf legt, von dem Landtage in K rain  und 
von andern Landtagen zu erfahren, daß sie m it dem S e p 
tember-Patente und m it dem in das Verfassungswcrk neu 
eingeführten System  der S is tiru n g  nicht einverstanden sind, 
daß sie von den Landtagen gebeten wird, diese B ahn  nicht 
weiter zu verfolgen.

M eine H erre n ! Lassen w ir einige Zeit ins Land gehen, 
und w ir werden dann sehen, ob die U ngarn so bereitwillig 
feilt werden, dem M inisterium  jene G rundlagen eines V er
gleiches zu bieten, welche cs, und nanicntlich seine ungarischen 
M itglieder, dermalen sich noch erwarten.

Lassen S ic  die P ropositioncn , die dem ungarischen 
Landtage gemacht werden, ein glänzendes Fiasko machen, 

i w as d a n n ?



D a n n  wird es dem M inisterium  und gewiß auch S r .  i 
M ajestä t dem Kaiser nicht unwillkommen sein, wenn es an 
den Landtagen eine Stütze hat, um  sagen zu können, so 
weit können w ir den U ngarn gegenüber nicht gehen, denn w ir 
haben auch Pflichten gegen die anderen Länder. Wenn w ir ' 
aber dem Septem ber-Patente und dem dadurch eingeführten 
System e: nämlich von U ngarn die P arole zu holen, was 
w ir an Verfassung besitzen sollen —  wenn w ir und die- ; 
sent Systeme fügen, w as kann man dann den U ngarn ent
gegensetzen und w as wird die Folge davon fein? D er 
D u a lism u s, das Zersplittern Oesterreichs in seine Theile, 
und den einen wird cs nach rechts, den anderen nach links, 
den einen nach S ü d en , den anderen nach Norden ziehen, 
und das alte Reich Oesterreich wird aufgehört haben, zu 
sein. (B ra v o ! D o b ro !)

Diese Erwägungen waren cs, welche uns geleitet haben, 
diese Besorgnisse sind c s , welche uns den M uth  gegeben 
haben, m it Loyalität vor S c .  M a j e s t ä t  hinzutreten und ; 
zu sagen, w as w ir glauben, daß w ir besorgen, es werde auf 
G rundlage dieses Paten tes zu weit gegangen werden.

Ich  habe im Laufe der ganzen Debatte am öftesten 
Befriedigung, Zufriedenheit darüber aussprechen hören, daß 
die Februar-Verfassung beseitiget sei.

Diese Befriedigung, meine Herren, ist eine voreilige, 
beseitiget ist sie nicht. S ie  ist in einem Theile in ihrer 
Wirksamkeit sistirt, beseitigt aber ist sie nicht. W ir  haben 
in  derselben Debatte in einem anderen Landtage den Re- ! 
gierungsvcrtrctcr aussprechen hören , die Verfassung wird 
auch in diesem Theile ipso facto dann wieder wirksam 
werden, wenn von S e ite  U ngarns annehmbare Ansglcichs- 
propositionen gemacht werden.

S ic  werden mich frag en , wozu denn eine Adresse? 
wozu denn S e .  M a j e s t ä t  d e n  K a i s c r  bitten, die S i -  
stirung der Verfassung zurückzunehmen, wenn sie eo ipso 
wieder in  Wirksamkeit treten w ird?

D aru m , meine Herren, weil, wie ein V orredner schon 
bemerkt hat, cs auch ein Dcccnnium dauern könnte, bevor 
die G rundlagen zu einem Ausgleiche m it Ungarn gegeben 
w erden, und daß ein Dcccnnium ein zu langer Zeitraum  
ist, um  das Vcrfassungslebcn in Oesterreich lahm gelegt zu 
sehen, darüber gibt uns der Zustand unserer Finanzen die 
sprechendste und bedauerlichste Antwort.

Welcheit G rund  haben w ir also noch weiter, um eine 
Adresse zu votircn?

Ich  will Ih n e n  den wichtigsten G rund nennen, meine 
H erren, er wurde schon angedeutet, jedoch ich weiß nicht, 
ob ihn Jederm ann in der Form , in der cs geschah, so er- ! 
faßt hat.

M eine H erre n ! D a s  Septem ber-Patent hat ein neues 
Glied in unser Vcrfassungslebcn einzuführen versucht, das 
System  der S is tiru n g . Weder das O ctober-D iplom , ge
priesen von den Gegnern des heutigen A ntrages, noch das 
F eb ruar-P aten t, abfällig beurtheilt von Ih n e n , weder das 
eine noch das andere kennt das W ort „ S i s t i r u n g " .  I m  
Octobcr-D iplom e haben S  e. M  a j e st ä t d e r  K a i s c r  er
klärt, für die Zukunft lediglich nur unter M itw irkung der 
V ertreter seiner Völker Gesetze zu geben, abzuändern und 
aufzuheben. I n  der Verfassung vom 2 6 . Februar hat die
ser allgemeine Ausdruck der „M itw irkung" die bestimmtere 
Form  der „Zustim m ung" bekommen.

W enn also ein neues System  damit eingeführt werden 
soll, das der S is tiru n g , so ist dies ein, und zwar der erste 
G riff nach der In te g r i tä t  der Verfassung.

Eben so gut am 20 . September d. I .  derjenige Theil 
der Februarverfassung, welcher den Reichsrath bespricht,

sistirt werden konnte, eben so gut kann es in einer späte
ren Zeit, wenn der Regierung die Landcsvcrtrctungcn un 
bequem werden, die Landcsordnungcn treffen, sistirt zu wer
den ; ja  noch mehr, w ir können auch eine andere Verfassung 
durch die Vereinbarung m it U ngarn bekommen.

E s  wird so häufig betont, und ich selbst bin einer D e r
jenigen , die da m einen, die Februar-Verfassung bedürfe 
einer Aenderung.

N u n  ist cs möglich, daß eine andere Verfassung durch 
die V ereinbarung zu S tand e  kommt. I s t  die Regierung 
im Besitze dieses S istirnngsrcchtcs, ist dieses Glied in  das 
VerfassnngSlcbcn e in m a l, und zwar dadurch eingeführt 
worden, daß ausdrücklich oder stillschweigend dieser M aßregel 
zugestimmt wird, wer bürgt Ih n en  dann, meine Herren, dafür, 
daß nicht dieses nämliche System  der S istiru ng  ans die künf
tig zu vereinbarende Verfassung ebenfalls angewendet wird, 
und daß, w as immer für eine Verfassung, auch etwa eine 
solche, welche die Ländergruppcn-Vertretungen ins Leben 
rufet, damit ebenfalls sistirt w ird ?

Diesem ersten G riff nach der Verfassung und nach 
ihrer In te g r itä t ein ernstes W ort entgegenzusetzen, das ist 
der hauptsächlichste, der wichtigste Zweck der Adresse.

E s wurde häufig die Frage aufgeworfen. J a ,  w as sind 
beim das für Gefahren, für Besorgnisse, welche dafür spre
chen, daß man das S ep tem ber-P a ten t a ls  eine solche ge
setzliche Bestimmung ansehen könnte, welche dem Lande 
Schaden zu bringen droht?

M eine H erre n , ich werde darüber nicht m it um 
ständlichen Dednctioncn antw orten, sondern nur einzelne 
D inge nennen, die Jedem  von uns gewiß sehr am Herzen 
liegen. D ie G efahren , die Besorgnisse liegen d a r in , daß 
durch eine unabsehbare Reihe von Ja h ren  die Centralge
w alt absolut regieren, im absoluten Wege Gesetze erlassen 
und Bestimmungen treffen w ir d , an deren Erlassung und 
an deren V otirnng die V ertreter unseres Landes nach der 
Verfassung Theil nehmen sollen.

I s t  cs glcichgiltig, ob das Budget der Ausgaben für 
das Reich und der Bedeckung derselben so oder so votirt 
werde?

M eine Herren, ich erinnere S ie  daran, wie das erste 
Budget, welches der Rcichsvcrtretung vorgelegt worden ist, 
ausgesehen hat, welche Sum m en als Bedarf für die ver
schiedenen V erw altungszw eige, namentlich für die Armee 
beansprucht w urden, und auf w a s  endlich dieser B edarf 
reduzirt und wodur c h  er reduzirt w urde? Durch die gesetz
mäßige, durch die beharrliche entschiedene Einsprache der 
Rcichövcrtrctnng, welche jetzt mnndtodt ist. W ir haben 
erst vor ein paar Tagen in  den Zeitungen wieder von 
einem neuen Handelsverträge gelesen, w ir haben ein Gesetz 
gelesen, welches die Zulassung ausw ärtiger Acticngesell- 
schaftcn m it ihren Commanditcn in Oesterreich ausspricht, 
und eine Menge derartiger Gesetze crflicßen jetzt im Wege 
der O ctroi)innig. Sollen  w ir da blos zusehen, finden w ir 
darin nicht vielmehr die Aufforderung, das Recht zu w ah
ren , das uns dahin verliehen worden is t , bei B erathung  
und Beschlußfassnng über derlei Gesetze ein entscheidendes 
W ort mitzusprechen!

E s  wurde namentlich auch hervorgehoben, die gegen
wärtige Regierung habe noch gar nicht solches ausgeführt, 
w as uns berechtigen würde, ihr unser V ertrauen vorzuent
halten. Ich  will nicht sagen, daß sie kein V ertrauen ver
dient. E s  sind aber doch Thatsachen zu Tage getreten, 
welche dasselbe allerdings zu erschüttern im  S tand e  sind. 
Ich  will nicht zurückkommen auf die erste gewichtige 
M aßregel, die ihre Thätigkeit in  dieser Rücksicht inau-- 
g u rirt hat, nämlich die O ctroyirung  des Septem ber-Patentes.



Ic h  werde auf den Abschluß des Aiilehcns Hinweisen, 
welches zu einem Course abgeschlossen worden is t, der den 
Staatscredit gewiß nicht glänzend beleuchtet, ihn aber 
dann sehr erleichtern w ird , wenn es sich um die Rückzah
lung des Anlchcus handeln w ird , das ihm aber gewiß 
nicht in  der Richtung nachgiebig a u fh ilft, um die Aus
gaben fü r die übrigen Bedürfnisse zu decken. Es ist keine 
Kleinigkeit, wenn man lediglich fü r Provisionen u. dgl. 
Nebengebühren 9 '/2 Percent zahlen muß, und m it diesen 
Bedingungen haben w ir  jetzt 90 M illionen aufgenommen. 
Wie weit werden w ir  damit reichen? I m  künftigen Früh
jahre kommen die weitern 60 M illionen. Sehen S ic , 
meine Herren, den Cours an , bevor diese Maßregel der 
S iftiru n g  eingetreten ist. Der Cours war allerdings kein 
günstiger, vergleiche ich ihn jedoch m it dem derzeitigen 
Course, der tief unter jenem steht, welcher unmittelbar nach 
der verlorenen Schlacht von S o lfc rin o , nachdem w ir  eine 
Provinz, die schönste Perle der Krone Oesterreichs, verloren 
hatten, n o tirt worden ist, so finde ich, daß damals der 
Cours nicht so tief gestanden ist, als er jetzt steht. (Abgc- 
ncter Svctcc: Wer ist denn Schuld daran?) Ans eine 
Maßregel muß ich noch hinweisen, welche w ir  von unserem 
M in isterium  gesehen haben und welche gleichfalls gerechte 
Bedenken erregt.

Es war schon vor einigen Tagen zu lesen, daß der 
S ta ttha lter von Böhmen m it den im  Landtage sitzenden 
Beamten Rücksprache gepflogen hat, um sic dahin zu be
stimmen, nicht der Regierung zuwider ihre Boten im Land
tage abzugeben. W ir  haben vor noch nicht einer Woche 
ein noch prägnanteres Beispiel von Maßregelung gelesen. 
Es wurde ein S taatsdicner, ein M itg lied  des steiermär
kischen Landtages seiner vorragenden Stellung enthoben und 
einer andern Diensteslcistnng zugewiesen, und als Grund 
fü r diese, plötzliche Entscheidung wurde in  der Wiener 
Abcndpost, bem bekannten officiellen B la tte , d e r  angegeben, 
daß dies eine Folge seiner Haltung in der Adreßdebatte 
im steiermärkischen Landtage war. Es ist hier nicht der 
O r t ,  über die Eigenschaften jenes Mannes zu sprechen, 
daher ich m ir auch , nur nebenhin erlaube zu bemerken, daß 
dieser M ann  in der juristischen W elt Deutschlands als eine 
Celcbrität, in  parlamentarischen Kreisen als einer unserer 
vorzüglichsten Redner anerkannt ist. Es ist dies jedoch 
nur ein F a l l , von dem ich, was die Person anbelangt, 
absehe und nur auf die Sache selbst sehe.

D er erste Paragraph des Jinmunitätsgesetzes lau te t: 
„D ie  M itglieder des RcichsratheS und der Landtage können 
wegen der in Ausübung ihres Berufes geschehenen Abstim- 
inungen niemals, wegen der in  diesem Berufe gemachten 
Aeußerungen aber nur von beut Hause, beut sie angehören, 
zur Verantwortung gezogen werden." Meine Herren, ich 
mache S ic  gleichzeitig aufmerksam ans §. 7 unserer Lan- 
dcsordnnng, welcher lau te t: „D ie  in den Landtag gewählten 
Abgeordneten dürfen keine Instructionen annehmen und ih r 
Stimmrecht nur persönlich ausüben."

Meine Herren, wie stimmt m it diesem Gesetze die M aß- 
rcgclung zusammen, deren ich erwähnt habe; ist das die 
Im m u n itä t?  Freilich wohl ist der Abgeordnete des steier
märkischen Landtages nicht zur Verantwortung gezogen wor
den, aber ohne Verantwortung, ohne daß man ihm Gelegen
heit gegeben hätte, sich zu rechtfertigen, wurde er gcinaß- 
rcgelt.

Es dürfen den M itgliedern des Landtages keine I n 
structionen mitgegeben werden, den Wählern verbietet man 
es zu thun, die Regierung aber sagt den Beamten, so sollt 
ih r stimmen.

I s t  das keine In s tru c tio n ? und so beobachtet dasselbe 
M in isterium  die Gesetze, an dessen Spitze der G ra f Belcredi 
steht, welcher im  böhmischen Landtage selbst gegen das M i-  
nisterium, welches damals an der Regiernng war, gestimmt 
hat (B ra v o ! in t P ub likum ), der nämliche G ra f Belcredi, 
welcher als S tatthalter von Böhmen ebenso int Rcichsrathe 
gegen das M in isterium  gestimmt hat, wie in t Landtage.

Weiters ist die Frage eine berechtigte, ob die Ver
fassung vom Februar wirklich etwas so Werthvollcs sei, um 
sie m it solcher Entschiedenheit zu vertheidigen?

Meine Herren, wenn S ie  meinen, ich sei von ihrer 
Vollkommenheit durchdrungen, so muß ich S ic  des Gegen
theils versichern; ich halte sic wie jedes Mcnschenwcrk fü r 
etwas Fehlerhaftes, aber ich halte sic auch fü r etwas,

: was der Verbesserung fähig ist, und dergestalt eingerichtet, 
daß diese Verbesserung leicht durchgeführt werden könne; 
aber so viel ist m ir klar, daß sic das nicht ist, zu was sie 
in den Reden derjenigen H erren, welche gegen den Aus
schußantrag gesprochen haben, charakterisirt wurde, denn, wie 
in  dieser Richtung schon eine Andeutung gemacht worden 
ist, wenn sie das wäre, dann, meine Herren, wäre nicht zu 
begreifen, wie diese Herren hier int Landtage sitzen können, 
wie sic so h o h e n  W e r t h  darauf legen konnten, in den 
Landtag gewählt zu werden.

D ie  Fcbrnar-Vcrfassnng ist allerdings ein octroyirtes 
Gesetz; aber, wenn m it dem October-Diploinc d icO ctroy i- 
rnngen aufgehört hätten, meine Herren, wo wären w ir  m it 

I unserem Verfassungslcbcn? D o rt, wo w ir  am 20. October 
1860 waren; wenn das kaiserliche W ort, welches im Octobcr- 
Diplome gegeben worden ist, nicht Fleisch und B lu t  angc- 
ltoiitmcit hätte, m it gewissen Formen, m it gewissen Bcstiin- 
mungen positiver N atur, so säßen w ir  noch immer an den 
Pforten und die Negierung würde absolut regieren.

Es war eine unmittelbare nothwendige und selbst gleich
zeitig m it betn October-Diploinc in dem allerhöchsten Hand
schreiben, welches D r .  Snppan verlesen hat, vorbchaltenc 
O ctroyirung. Hätte cs auch ausgereicht, eine provisorische 
Wahlordnung zu octroyircn, wie der Abgeordnete Svetce sie 
befürwortet hat? Meine Herren, was glauben S ie , was 
wäre das Ergebniß dieser octroyirten Wahlordnung gewesen? 
Es wären constituirendc Landtage zusammen getreten; und 
wie hätten ihre Beschlüsse ausgesehen? E in  buntschäckiges 
B ild  der verschiedensten A r t (D r .  B le iw c is : D as ist nicht 
w ahr!), welches B ild  die Regierung genöthiget hätte, neuer« 
dings zu octroyircn. (Abg. Svctec: D as ist die Frage!)

Es wurde gesagt und heute nur znm Theile beant
wortet, die Februar-Verfassung sei undurchführbar. Meine 
Herren, wo steht beim das, wo haben w ir  die Gewißheit, 
daß sic nndurchsührbar is t? Wenn dies apodictisch wahr 
wäre, dann ist cs schade, daß die Herren, welche diesen Aus- 
spruch thaten, nicht vor beut 20. September S r .  Majestät 
dem Kaiser ihren Rath ertheilt haben. Sc. Majestät hätte 
sich dann erspart, neuerliche Versuche zu machen tilth die 
Durchführung der Fcbrnar-Vcrfassnng anzubahnen. (D r .T o -  
ittm i: W ir  haben sic immer bestritten! Bewegung, Lachen 
int Publikum.) Es wurde gefragt, wo ist der Rcichsrath? 
D er Rcichsrath ist gesetzlich in  der Verfassung begründet. 
Was die Personen anbelangt, so ist er das Ergebniß der 
Wahlen der Landtage.

Ich  konimc hiebei auf eine weitere Einwendung, welche 
gegen die Februar-Verfassung gemacht worden ist und 
welche dahin ging, cs seien die Länder bei ihrer Vertre
tung im Rcichsrathe durch die Februar-Verfassung verkürzt 
worden.

Nun, sehen w ir  uns in  dieser Richtung das Land 
K ra in  an, ob cs verkürzt ist. Es wählt zum Reichsrathe



sechs M itglieder, das eine wählt der ganze Landtag aus 
der Classe der Großgrundbesitzer, zwei wählt ebenfalls der 
ganze Landtag aus den Abgeordneten der S täd te  und 
M ärkte, und drei wählt er au s den Abgeordneten der 
Landgcnieindcn. M eine Herren, inwiefern da ein oder das 
andere Interesse —  und auf Interessenvertretung beruht ja 
die ganze Verfassung —  inwiefern das eine oder das andere 
In te re s se , sage ich, dabei verkürzt i s t , das, meine H er
ren, ist nicht beantwortet worden und ich weiß m ir dar
aus auch keine A n tw ort, cs wäre denn die, daß der 
Großgrundbesitz sagen könnte, er sei verkürzt. (D r .  T o m a n : 
J a  er ist nicht verkürzt.) J a ,  weniger a ls E i n e n  könnte 
er doch nicht wählen. (Bewegung, Heiterkeit.)

E s  wurde gegen die Februarverfassung eingewendet, 
sie sei auch deswegen illegal, weil sie nicht vom Landtage 
verfassungsmäßig behandelt worden ist.

Derjenige H e rr , der diese Einwendung gemacht hat, 
w ar dam als noch nicht im Landtage, er w ar noch nicht 
einmal im  Lande, er saß dam als noch als deutscher Beamte 
in  C ro a tien , von wo er dann später vertrieben wurde. 
(Abg. S v e te c : Ganz richtig. R u fe : O h o !) D aru m  wird 
sich dieser H err Abgeordnete vielleicht nicht erinnern , daß 
die Februar-Berfassung und das O etobcr-D iplom  uns bei 
der Eröffnung des ersten Landtages feierlichst übergeben 1 
und vom Landtage in Einfang genommen worden sind, 
und daß diese beiden kaiserlichen Geschenke m it einer Adresse 
beantwortet wurden, die m it einem solchen Enthusiasm us 
votirt w urde, wie dieser S a a l  ihn noch nie erlebt hat. 
W ar dies vielleicht keine verfassungsmäßige B ehandlung? 
H at der Landtag dam als etwa Protest erhoben gegen die Fe
bruar-Verfassung, diese angebliche unberechtigte O ctroy irung?

E s  wurde weiters der V orw urf gemacht, unsere Land- | 
tagswahlordnung sei nichts w erth , weil sie die Interessen 
der Bevölkerung nicht gehörig wahret.

M eine Herren, dann begreife ich wahrlich n icht, wie 
ein urdcntschcr Wahlbezirk dem H errn  Svetec das M an - 
dat geben konnte, welcher im Landtage einer der hervor
ragendsten Gegner des deutschen Elementes ist (Abg. S v e 
tec : G anz rich tig !), und doch hat der deutsche Wahlbezirk 
Gottschcc ihn in den Landtag gesendet. W enn das kein 
freies V otum  ist, dann sollte freilich der Abgeordnete H err 
Svetec nicht hier sitzen. (Abg. L-vetcc: D a s  liegt nicht
in der Landcsordnung.)

E s wird der Adresse vorgeworfen, sie sei ein Kampf 
m it W indmühlen, nämlich ein Kampf m it Gefahren, m it 
Besorgnissen, welche das Septem ber-M anifest erregt und 
welche dennoch Niemand sieht. W enn nun dies eine Lächer
lichkeit ist, so weiß ich zu dieser Lächerlichkeit ein Gegen
stück, nämlich das Danken für E tw a s , dessen W erth nicht 
bekannt ist. ( O h o ! D r . T o m a n : H ö rt, hört, h ö r t! Hei
terkeit.)

M eine H erren ! Ich  habe Ih n e n  die Erwägungen au s
einander gesetzt, die mich bestimmt haben, schon im A us
schüsse für die in demselben beantragte Adresse zu stimmen.

M eine H erren! Diese Erwägungen sind meine innige 
Ueberzeugung, sic mag in der M ehrzahl des Landtages sein 
oder nicht, an meiner Ueberzeugung wird das nichts än 
dern, sic jedoch hier auszusprechen, das w ar m ir B edürf
niß. Nachdem die Adresse diesen meinen Erwägungen in 
jeder Richtung in  loyaler, entschiedener Form  Rechnung 
trä g t, darum  halte ich cs für meine Pflicht und für die 
Pflicht eines jeden wahren P atrio ten , dafür zu stimmen; 
ich halte cs aber insbesondere für die Pflicht eines Jeden, 
welcher auf G rund  der Verfassung und kraft derselben in 
diesem Landtage sitzt, seine S tim m e zu erheben, um hie- !

IX. Sitzung.

durch den ersten G riff nach ihr von uns wo möglich ab
zuwenden.

D ies sind die Gründe, aus welchen ich, so wahr ich 
dem Kaiser Treue und dem Gesetze Achtung gelobt habe, 
für die Adresse stimmen werde. (Lebhaftes B r a v o !)

Abg. Mulley:
Ich  bitte um das W ort.

Präsident:
D er H err D r . Costa hat das W ort.

Abg. Dr. Costa:
M ein  unm ittelbarer H err Vorgänger hat den Zweck 

der Adresse bezeichnet, und ich knüpfe daran an und sage, 
der Zweck der Adresse ist, S c . M ajestät zu bitten, den Rcichs
rath wieder zu berufen (Freiherr v. A pfaltrern: das habe 
ich nicht gesagt!) ; das ist der nackte Zweck, wie er ja in 
der Adresse in den letzten W orten scbst ausgesprochen ist, 

j näm lich: „D ie S is tiru n g  aufzuheben, und die der W irk
samkeit des Reichsrathcs zugewiesenen Angelegenheiten wie
der in die verfassungsmäßige Behandlung zu leiten;" das 
heißt beim doch nichts A n d ers , a ls die Paraphrase des 
W ortes: M ajestät, berufen S ic  den Reichsrath wieder nach 
der Aufhebung der S is t i ru n g ! D arüber glaube ich, kann 
kein Zweifel fein. M an  muß sich nun doch frag en , ist 
diese B itte  nützlich, ist sie crpricßlich, ist sie zweckmäßig? 
D er H err Abgeordnete B aro n  Apfaltrern hat zwar erklärt, 
nicht an dem Erfolge sei cs gelegen, sondern n u r an der 
Rcchtsvcrwahrnng. N un  , ich glaube, im politischen Leben 
sind denn doch die Erfolge D asjenige, w as der S ta a tsm a n n  
bei jedem seiner S c h r it te , bei jeder seiner Actioncn immer 
vor Augen haben muß.

E s  sind gegen die Februar-Verfassung wesentliche B e 
denken durch manche fehlerhafte Maßregel des M inisterium s 
Schmerling und durch die Unfruchtbarkeit unserer Landtage 
veranlaßt w orden; ich glaube nicht, daß d a s , was ge
gen diese Einwendungen der H err B aro n  Apfaltrern vor
gebracht hat, hinreicht, diese Einwendungen zu widerlegen, 
aber ich will dem eigentlichen Kern des D inges ans die 
S p u r  kommen. Ich  frage: W as hat beim der Rcichsrath 
geleistet, w arum  wollen w ir ihn denn zurückbitten? W enn 
w ir dahin b itten , daß der Rcichsrath wieder einberufen 
werde, so müssen w ir uns doch vor allem klar werden, 
welche einflußreiche Wirksamkeit, welche ersprießliche W irk
samkeit der Rcichsrath ausgeübt h a t?  D aß  der Reichsrath 
dazu wirklich Zeit genug hatte, kann keinem Zweifel un 
terliegen, wenn man bedenkt, daß in vier Jah ren  drei S e s 
sionen m it einer D auer von mehr als drei J a h re n  abge
halten worden sind, daß er m it aller jener M acht ausge
rüstet w a r , welche man als die M acht des P arlam entes 
bezeichnet, daß man ja  gerade aus diesem G runde seine 
Zurückberufung wünscht. D er Reichsrath hat n u r in einer 
gewissen Beziehung eine große Thätigkeit en tfa lte t; cs sind 
große Reihen von Finanzgesetzen, Stenerorganisirnngcn, neue 
S tenern  u. s. w. (D o b ro ! im Publikum ) durch den Reichs
rath eingeführt worden, aber w as hat denn der Reichs
rath an Gesetzen geleistet? M it  welchen Gesetzen hat er 
Oesterreich, hat er den westlichen Theil der Länder, hat er 
speciell unser Land K rain  beglückt? E s  sind einige Gesetze, 
die eben n u r genannt zu werden brauchen: E r hat ein P u n - 
zirungsgesetz eingeführt, die S teuerfreiheit von Neubauten, 
das Heimatgesetz, ein Gesetz zum Schutz der persönlichen 
Freiheit, welches in dem Falle m it beut Rcichsrathsabgeord- 
ncten Rogowski eine so drastische I llu s tra tio n  erhalten hat. 
(D o bro ! im  Centrum und Publikum .) E s  wurden die P ro -



meffengesd)äfte geregelt, und  dadurch selbst dem w eniger d e - , 
Mittelteil die T h e iln ah m e au  der g roßen  L otterie  zugänglich 
gemacht ( S e h r  g u t ! im  P u b lik u m , H eiterkeit >, ohne Zw eifel 
zu r H eb u n g  der S ittlic h k e it und  " M o r a l i tä t , w ährend  ein 
A n tra g  au f A ufhebung der Z ah le n lo tte r ie  von dem A bge
ordnetenhause abgelehnt w orden ist.

E s  w urde d as  Lehenband au fg eh o b en , es w u rde  ein 
schon frü h er bestandenes Gesetz ü ber d as  A u sg leichsverfah ren  
in  eine neue F o rm  gegossen , es w urde d a s  deutsche H a n 
delsgesetzbuch fü r  O esterreich  eingeführt, ein w ich tiges Gesetz, 
ein gu tes Gesetz, n u r  le id e r , daß d as  V erd ienst nicht dem 
R eich sra th e  gebü hrt, denn es w urde von ein er C om m ission  
von F ach m än n e rn  bera then  und  vom R eich sra th e  e n  b lo c  
angenom m en. W i r  haben w eiter ein  P reßgese tz ; n u n  S i e  
w erden mich w ohl en theben , diesem Gesetze ein  Lob zu 
spenden , es ist ja  b ekan n t, wie es zu S ta n d e  gebracht 
w orden is t ;  nachdem d a s  A bgeo rdn eten hau s dem  D ra n g e  
des an d ern  T h e ils  der gesetzgebenden G e iv a lt  gegenüber 
im m er nachgegeben h a t, daß endlich dieses Gesetz zu  S ta n d e  
kam, w ie es jetzt ist. E in  Gesetz von  n u r  w enigen  P a r a 
g raphen  ist d as  Gesetz ü ber die A ufhebung der B erg w erk s- 
frohne und  E in fü h ru n g  der F reischurfsteuer, ein Gesetz von 
n u r  w enigen P a ra g ra p h e n , und  w ie w ichtig  ist dieses G esetz! 
D e r  krainische L an d tag  h a t in  der S itz u n g  vom  2 8 .  M ä r z  
1 8 l)8  ein stim m ig  es au sgesp ro ch en , daß diese S te u e r  die 
bergm ännischen In te re sse n  des H e rz o g th u m s  K ra in  sehr 
em pfindlich b e rü h re , h a t  es e in stim m ig  beschlossen, sich au  
die R eg ie ru n g  S r .  M a je s tä t  zu w enden, daß dieses R e ich s
gesetz eine A b än d eru n g  erfah re . S o  w u rde  im  R eich sra th e  
fü r  die m aterie llen  In te re sse n  unseres L an des gesorg t! 
( D o b r o ! im  C e n tru m  u n d  P u b lik u m .)  E s  w u rd e  ein 
Gesetz über die B erp fleg u n g ö g eb ü h r in  G e b ä ra n s ta lte n  be
schlossen, —  dem T i te l  nach ein höchst unbedeutendes Gesetz, 
aber ich könnte ein  vereh rtes M itg l ie d  dieses hohen H au ses  
zum  Z eu gen  a n r u f e n , welches im  A bgeordnetenhause die 
m ate rie llen  V erh ältn isse  unseres L andes vergebens gegen 
dieses Gesetz vertheid ig t h a t —  ein A n tra g  des R e ic h s ra th s 
abgeordneten  von  W urzbach  au f lieb e rg an g  z u r  T a g e so rd  
m in g  w u rd e  abgelehnt, d a s  Gesetz v o tir t  u nd  unser L and 
em pfindlich belastet. ( D o b r o ! int C e n tru m  u n d  P u b lik u m .)  
W ir  haben auch die P r in e ip ie n  eines Gem eindegesetzes. 
M e in e  H e r re n !  ich bratiche keine K ritik  dieses Gesetzes zu 
g eb en : denn S i e  haben a n s  dem M u n d e  des H e r rn  A bge
o rdneten  B a r o n  A p fa ltre rn  v o r d rei S itz u n g e n  g eh ö rt, wie 
es zu b edau ern  s e i . daß w ichtige B es tim m u n g e n  wegen 
dieser P r in c ip ie l l  in  unser Gemeindegesetz nicht aufgenom m en 
w erden können. W i r  haben endlich durch den R e ich sra th  
auch einen Z o ll-  u n d  H a n d e ls v e r tra g  m it  P re u ß e n  abge
schlossen, einen Z o ll-  u nd  H a n d e ls v e r tra g , welcher die I n 
teressen u nsere s L an d es nicht au f  sehr freundliche W eise zu 
berühren  sch ein t, w enn  w ir  näm lich bedenken, daß von 
unsern  sechs A bgeordneten  drei A bgeordnete d ag eg en , n u r  
ein A bgeordneter d a fü r  und  zwei A bgeordnete abwesend 
w a re n , von denen m a n  auch annehm en k a n n , daß sie d a 
gegen gestim m t h ä tte n . D ie se r  wichtige V e r tra g  w u rde  
abgeschlossen, ohne daß  die In te re sse n  unseres L an des be- ; 
rücksichtiget w orden w ä re n , und  so, w o m a n  im m er in  die 
Gesetzgebung des R e ich sra th es  Hinblicken m a g , sind es e n t
w eder unbedeutende, g ering fü g ig e  Gesetze, —  ja  rich tig , bald  
h ä tte  ich ein w ichtiges Gesetz vergessen! E s  ist näm lich  der 
§ .  7 der N o ta r ia ts -O rd n u n g  g eändert w orden  und  dadurch 
im  K aise rth um e O esterreich  auch den T ü rk e n , H eiden  ltttb 
J u d e n  möglich g ew o rd en , N o ta re  zu  w e rd e n ; —  es m ag  
dieses Gesetz in  einem  D e e e n n iu m  e in m a l vielleicht z u r  A n 
w endung  kom m en, g ib t aber einen lehrreichen B e w e is ,  daß  , 
m a n  nicht b lo s  im  L andtage casuistisch ist, w en n  m a n  eine \

A b än d eru n g  ü ber d as  M o o rb re n n e u  b e a n tra g t, sondern  daß 
m an  es auch im  R eich sra th e  w a r .  ( D r .  T o m a n !  S e h r  
g u t!  D o b ro !  im  P u b lik u m .)  D a s  ist die T h ä tig k e it des 
R e ic h sra th e s  in  B ezug  a u f  die Gesetzgebung. I c h  m ag 
heruinsehen, w o ich w ill, ich finde n ich ts  w e ite r , w a s  v o r
zu brin gen  w äre . W o  bleiben die F ra g e n  der w ichtigen, 
gerichtlichen u n d  politischen R e o rg a n is a t io n ? I s t  die U n a b 
hängigkeit des R ich te rstand es ausgesprochen w o rd e n ?  S i n d  
S ch w u rg erich te  e in g efü h rt w o rd e n , f ü r  die sich auch u nser 
L an d tag  ausgesprochen h a t ?  I s t  d a s  S trafgesetzbuch  einer 
B e s se ru n g , einer A enderung  unterzogen  w o rd e n , nachdem 
die ganze W e lt sch re it, daß dieses a u s  der absolutistischen 
Z eit h errüh rend e Gesetz f ü r  die co nstitu tio nelle  Epoche nicht 
tau ge  ? J a ,  die S trafgesetznovelle  ist gegeben w o rd e n ! I c h  
g laub e , N iem an d  h ätte  es b edau ert, w enn  sie n icht gegeben 
w orden  w äre . (B e ifa ll  und  H eiterkeit in t C e n tru m  u n d  
P u b lik u m .)  I s t  die M in is te rv e ran tw o rtlich k e it grundgesetzlich 
festgestellt w o rd e n ?  H a t  m a n  eine neue C o n c u rso rd n u n g  
gegeben ?  H a t  m an  d a s  V e rs a m m lu n g s-  u n d  V ere in srech t ge
re g e lt?  W äh re n d  der Z e i t  w u rd en  die böhmischen la n d - 
w irthschaftlichen G esellschaften g em aß reg e lt; h a t der R eichs- 
ra th  seine S t im m e  e rh o b en , a l s  von  dieser M a ß re g e lu n g  
alle B lä t t e r  ü b e r tö n te n ?  E in ig e  A n trä g e  sind im  A bgeord
netenhanse in  den C om m issionen  eingesch lafen , u n d  im  
klebrigen w a r  die T h ä tig k e it des R e ic h s ra th e s  n u r  eine 
fin anzie lle , n u r  eine T h ä tig k e it ,  die sich alle in  au f  d as  
B u d g e t erstreckt, und  d a ra u s  h a t gerade m ein V o rre d n e r  so 
wesentliches G ew icht gelegt. E r  sag t, m a n  sehe d a s  B u d g e t 
a n , w ie es jetzt ist u nd  w ie es w a r  bei B e g in n  der R eich s- 
ra th ssessio n . E s  ist nicht zu läu g n en , daß d a s  B u d g e t  eine 
H erabsetzung erfah ren  habe, aber E in e s  möchte ich doch dem 
geehrten V o rre d n e r in s  G edäch tn iß  r u f e n : E s  w a r  d as  
B u d g e t  heuer b e re its  im  O b erh a u se  a n g e la n g t und  es h a t 
der d am alig e  B erich te rs ta tte r  des F in an zau ssch u sses F e ld 
m arschall H cß  b ere its  den B e ric h t vorbereite t g e h a b t, m it 
denselben zu e rs ta tten , der B e r ic h t w a r  erth e ilt u n d  in  die 
Z e itu n g e n  gekommen, wo die C om m ission  des O b erh a u se s  
und  ohne Z w eife l auch d as  H e rre n h a u s  e rk lä rt h ä tte , daß 
a u f  diese Abstriche des A bgeordnetenhauses im  h eurigen  
J a h r e  n icht eingegangen w erden könne. D a  h a t S e in e  M a 
jestä t neue R a th g eb e r b e ru fe n , u nd  diese neuen R a th g eb e r 
w are n  es, welche gesagt h a b e n : W e n n  w ir  e in tre ten  sollen, 
so m uß  d a s  B u d g e t  so angenom m en  w e rd e n , w ie es d as  
A b geo rdn eten hau s beschlossen h a t ( D r .  T o m a n : S e h r  r ic h tig !) ,  
u nd  jetzt erst h a t der B e ric h te rs ta tte r  des H erre n h au ses  es 
selbst fü r  zweckmäßig gefunden, diese A bstriche zu  b efü r
w o rte n . D a s  ist der F a l l  u nd  d a s  ist ein P u n k t ,  w obei 
zugleich hingewiesen w erden k a n n , ob d a s  M in is te r iu m  
B e lc re d i w irklich so schwarz ist, w ie es von  m ancher S e i te  
angeschw ärzt w ird . (L ebhafter B e if a l l  im  C e n tru m  u nd  im  
P u b lik u m .)  I c h  g laub e , d a s  M in is te r iu m  B e lc re d i h a t in  
w enigen  M o n a te n  eine R eihe w ich tiger Gesetze und  V e r 
füg un gen  zw a r o e tro y ir t, aber irgend  ein  b egrü nd etes sach
liches Bedenken gegen diese R efo rm en  h a t m a n  von  keiner 
S e i t e  aussprechen g e h ö rt;  v o n  allen  S e i te n  w erden  diese 
volksw irthschaftlichen R efo rm en  a l s  zw eckm äßig , a l s  dem 
Zweck entsprechend erk ann t.

W e n n  ich also diese T h ä tig k e it des R e ic h s ra th e s  be
trachte, so m uß  ich mich f r a g e n : J a ,  u m  H im m e lsw ille n , 
w a ru m  wünschen w ir  denn so den R e ic h sra th  zu rück ?  W a ru m  
ru fe n  w ir  jetzt den § . 1 9  l i t .  a  z u r  H i l f e , u m  S e in e  
M a je s tä t  zu b itten , diesen R e ic h s ra th  w ieder zu b e ru fe n ?  
W a r u m  h a t der L an d tag  in  frü h e ren  S essio n e n  den § . 1 9  
l i t .  a  nicht zu H ilfe  g en o m m en , u m  sich m it  e in er a lle r- 
u n te rth ä n ig s ten  Adresse a n  S e in e  M a je s tä t  zu  w enden u n d  
zu b itte n , daß der frü h e ren  M iß re g ie ru n g  ein  E n d e  gesetzt,



bcv Reichsrath auseinander gejagt werde? (Lebhafter B e i
fa ll im  Centrum und im Publikum.) D as wäre natur
gemäß gewesen, wenn man Rücksicht genommen hätte auf 
den E influß, welchen der Rcichsrath auf die materielle und 
jndiciclle Gesetzgebung unseres Landes hat. Nun muß ich 
aber auch fragen: I s t  der Weg, welchen die Adresse anräth, 
möglich? Denn eine Rcchtsvcrwahrung zu Gunsten von 
etwas Unmöglichem w ird jedoch in diesem Hause hoffentlich 
Niemandem bcisallen.

Ich  zweifle, daß Seine Majestät den Rcichsrath wie
der berufen kann, wie er zusammengesetzt war. Es erwähnt 
die Adresse des hervorragenden welthistorischen Momentes, 
als Sc. Majestät am 1. M a i 1861 die Boten der Land
tage um sich versammelte und so das constitutionellc Leben 
in  Oesterreich inaugurirte und von seinen Lippen die H off
nung aussprach, daß die leeren Plätze alsbald ge fü llt," der 
Reichsrath alsbald in  Wahrheit ein voller und die W irk
samkeit desselben eine ersprießliche sein werde. M a n  braucht 
nicht das hochpoctischc Gemüth des berühmten Verfassers 
dieser Adresse zu haben, um diesen Moment wahrhaft welt
historisch, wahrhaft erhebend zu finden; aber der Politiker 
erwägt die Bedeutung solcher Momente nicht nach den augen
blicklichen Eindrücken, sondern erwägt sic nach den Erfolgen. 
(D o b ro ! B ra v o ! im Publikum.)

Wäre die Hoffnung, die Sc. Majestät ausgesprochen 
haben, in Erfüllung gegangen, hätten die leeren Plätze im 
Abgcordnctcnhausc sich gefüllt, wäre die Thätigkeit des Reichs
rathes eine ersprießliche gewesen: in der T h a t! jener M o 
ment wäre der Ausgangspunkt einer constitutionellen Aera 
gewesen, und die Weltgeschichte würde ewig davon schreiben. 
Aber solcher Momente gibt cs im Staatslcben viele.

Wer erinnert sich nicht, als vor zwei Jahren durch 
den damaligen Lenker der Regierung Oesterreichs von Schmer
ling ein zweiter solcher großartiger Moment in  Scene ge
setzt wurde. Wer erinnert sich nicht des Frankfurter Für- 
stcntagcs, wo die Großdcntschcn geglaubt haben, Barbarossa 
sei ans dem alten Schachte hervorgekommen und das 
deutsche Reich w ird nunmehr erstehen. (D ob ro ! Heiterkeit 
im  Publikum.) Meine Herren! Auch das war ein großer 
überwältigender Moment, aber auch er war nichts Anderes, 
als der erste —  eine große, eine schöne Täuschung. (B ra vo ! 
D o b ro ! im  Publikum.)

W ir  werden in Oesterreich so lange solchen Täuschungen 
uns hingeben müssen, so lange jene Serie spezifisch öster
reichischer Staatsmänner nicht ausstcrben w ird, welche nicht 
anknüpfen an aller Staatsweishcit Anfang, an das Volk, das 
Land und seine Interessen, welche, anstatt Real-Politik zu 
treiben, sich mehr m it idealer P o litik  beschäftigen (Dobro, 
im  P ub likum ), so lange Ze it nicht jene Staatsmänner 
ausstcrben, die ein geistreicher Abgeordneter des Wiener 
Landtages in der internationalen Exposition vom Jahre 
1870 ausgestellt zu sehen wünscht (Heiterkeit im Publikum) 
als lehrreiches Beispiel, warum unsere Indus trie , unser 
Ackerbau und unsere Prodncte so weit zurück gegen die 
Prodncte anderer Länder stehen. (D o b ro !)

Ich  bin ein Mensch, der frei hier steht und frei spricht, 
und weil ich frei spreche, so kann ich auch aussprcchcn, ohne 
den V o rw u rf fürchten zu müssen, daß ich irgend Jemandem 
eine Schmeichelei sagen w i l l ;  aber offen muß ich bekennen, 
was ich von den bisherigen Vorgängen halte, daß die jetzige 
Regierung m it dem bisherigen Systeme gebrochen (D ob ro ! 
im  P ub likum ), daß sie die Volkskraft berücksichtigen, daß 
sie die Volkskraft entfesseln, das sie dem Genius der Völker 
Oesterreichs freien Lauf lassen w ill. (Lebhafte D obro- und 
B ravo-R ufe im  Publikum und Centrum.)

Also, als Sc. Majestät am 1. M a i 1861 den Rcichs
rath um sich versammelte, damals stand cd m it der A u f
nahme der Februar-Verfassung in Oesterreich so: D ie Un
garn und Croaten haben bald darauf entschieden abgelehnt, 
den Reichsrath zu beschicken. Ich  mag von den Rcssunos 
eines kleinen Nachbarläudchens nicht reden; brauche auch nicht 
davon zu sprechen, in welcher Weise die Handelskammer 
von Rovercdo gcmaßrcgelt worden is t, weil sie in den Rcichs
rath ihren Abgeordneten nicht wählen wollte, und deren 
Präsident in llntcrsuchnng gezogen wurde u. s. w. u. s. w. 
D as aber scheint in diesem hohen Hanse vergessen worden 
zu fein, daß Galizien und Böhmen ihre Abgeordneten nur 
unter protocollarischcm Proteste in den Rcichsrath geschickt 
haben, daß daher die Aufnahme der Februar-Verfassung schon 
im Jahre 1861 keine unbedingte von allen westlichen Län
dern der Monarchie war. I m  J u n i 1861 hat dann der 
Abgeordnete D r . Smolka den Herrn Staatsminister von 
Schmerling gefragt, ob der versammelte Rcichsrath der en
gere oder weitere sei, und es wurde ihm geantwortet, cs 
sei der engere Rcichsrath.

D er engere Rcichsrath —  offenbar incompetent zur 
Behandlung von Finanzgcsctzcn —  ist dennoch int Jahre 1862 
zu dieser Compete».; berufen worden, und cs sind im Jahre 
1863 diejenigen böhmischen Abgeordneten, welche „gegen diese 
eigenmächtige Ucberschreitnng verfassungsmäßiger Befugnisse" 
Protest eingelegt haben, nicht blos vom Präsidenten —  
obwohl abwesend — zur Ordnung gerufen, sondern auch ihrer 
Mandate verlustig erklärt worden. I m  Jahre 1863 sind 
die Siebenbürger eingetreten, und nun wurde der Rcichs
rath plötzlich der weitere Rcichsrath. (Heiterkeit im Pn- 
blikum.) Es ist bereits ausführlich erörtert worden und 
kaun nie widerlegt werden, daß der Rcichsrath weder rechtlich 
noch factisch der weitere w a r; er war eine größere Rcchts- 
fic t io n , eine viel größere Rcchtsfiction, als cs diejenigen 
Fictioncn sind, von denen unsere Gegner reden. (Heiterkeit 
im  Centrum und Publikum.)

Damals habe ich nicht gehört, weder im Rcichsrath, 
noch in unserem Landtage, daß zur Wahrung des Rechts- 

1 bewußtst in s , daß zur Wahrung der Verfassung irgend 
Jemand der gegnerischen Seite einen Protest zu P ro 
tokoll gegeben hätte, ich habe nicht gehört, daß unser 

1 Landtag aufgefordert worden ist, auf Grundlage des §. 19 
l it .  a gegen diese Anmaßung des engern Reichsrathes 
einen Protest zu richten (Rufe im Centrum: Sehr gu t!), 
ich habe nicht gehört, daß Sc. Majestät gebeten worden ist, 
die Verfassung aufrecht zu erhalten; —  also was damals 
nicht Rechtens w a r, das soll heute Rechtens fein ? W eil 
Sc. Majestät in klarer Erkenntniß ein Unrecht nicht fo rt
laufen lassen wollen, sollen w ir  nun deshalb jetzt eine Rcchts- 
vcrwahrung einlegen? Ich  glaube, das wäre damals am 
Platze gewesen, nicht jetzt. (B ra vo ! D obro ! im Centrum 
und Publikum.)

Es war also am 20. September nur ein Weg 
möglich, und der war der Weg, das Fcbruarstatnt zu sns- 
pendiren und die Frage der Verfassung der freien Verein
barung der Völker zu überlassen. Es war das der einzig 
mögliche Weg ans zwei Gründen, welche auch die Adresse 
selbst anerkennt, daß eine Verfassungsänderung dringend 
geboten ist, und daß der Ausgleich m it Ungarn nothwendig 
ist. N u n , ich weiß nicht, vielleicht können die Ansichten 
in diesem Punkte weit auseinander gehen, aber cs scheint 
nicht zu fein. D ie Rede des unmittelbar m ir vorangegan
genen Redners beweist, daß auch er durchaus nicht glaubt, 
daß die Ungarn das Februar-Patent annehmen werden, 
daß die Ungarn in den Rcichsrath kommen würden. Es



w äre also im m erw ährend n u r ein fingivtev weiterer Reichs
ra th . im m er n u r  ein R u m p fp a rlam en t, welches in O ester
reich Gesetze geben sollte. ( D r .  T o m a n : R ic h tig !) D re i-  
hnndertsechszig Abgeordnete soll daS Abgeordnetenhaus haben, 
und wie bequem hat m an sich's in der Geschäftsordnung ge
m acht! H undert Abgeordnete sind genügend zur Beschluß
fähigkeit, also kaum etw as mehr a ls  ein V iertel, und E in - 
undfünfzig Abgeordnete, also ein S ieben tel davon, ist in 
der L age, über ganz Oesterreich Gesetze zn geben. (Leb
hafter B eifa ll im  C en trum  und P ub likum .) Ic h  glaube, 
die österreichischen Völker sind groß genug und U ngarn  
und K roatien sind viel zu viel in der Verfassung erwachsen, 
a ls  daß einige G razer und W iener D oetoren  Gesetze geben 
sollten fü r ganz Oesterreich. (Lebhafter B e ifa ll im P ub likum ). 
W eil also der Ausgleich m it U ngarn  auf betn Wege der 
F eb ru a r - Verfassung unmöglich i s t ,  deshalb bleibt nichts 
Anderes ü b r ig , a ls  daß S e .  M ajestä t jenen Weg einge
schlagen haben, welchen der 2 0 . Septem ber deutlich kennzeichnet. 
Ic h  werde auf die E inwendung später zurückkommen, ich 
w ill jetzt n u r  das sagen , wie nothwendig m ir der A u s
gleich m it U ngarn  d ünk t, weil alles d a s , w as hier über 
unsere traurige Lage vorgebracht worden is t, weil alles 
das vollkommen w ahr is t, und w eil gerade unsere trau rige 
Lage u n s dazu zw in g t, daß endlich Friede werde zwischen 
den Völkern und dem Regenten. (D o b ro , d o b r o ! im  P u 
blikum .) B e re its  im J a h re  1 8 6 2  ha t das H errenhanS- 
mitglied G ra f  A uersperg es ausgesprochen und ein A m an- 
bement vorgeleg t: „ Je n e  M aßregeln  seien der R egierung 
dringend zu empfehlen, welche geeignet scheinen, die gemein
schaftliche B ehandlung aller dem Reiche gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten dauernd herbeizuführen und zu sichern." 
D a s  ist nun  der W eg der Februar-V erfassung nicht, an s  beut 
G runde  n ich t, weil U n g a rn , weil C roatien, und wie jetzt 
die V erhältnisse s in d , auch Polen  und B öhm en in  den 
R eichsrath nicht kommen (R ic h tig !) ; inzwischen liegen aber 
unsere Gewerbe, unser H andel, der Ackerbau und die M o n 
tanindustrie  der Länder darnieder, weil w ir nicht zu r R uhe 
und zur Entwickelung unserer K räfte kommen können. 
(D o b ro ! B ra v o ! im Publikum  und C en trum .) M a n  spricht 
im m er viel von bein' Segen , von den reichen Schätzen, die 
in  unserer Erde liegen , aber wer thu t e tw a s , um  diese 
Schätze zu heben? W ir  sind dahin gekommen, daß nämlich 
ein geistreicher Abgeordneter des niederösterreichischen Land
tages, den ich schon früher c itir t habe, sag t: „ D a s  Elend 
in  Oesterreich ist das P ro d u c t der einheimischen S t a a t s 
w eisheit! M eine H erren ! so wie es un ter den ostindischen 
In se ln  welche gibt, die ihre specifischen G ewürze haben, die 
n irgends anders wachsen, so wie Cayenne seinen eigenthüm 
lichen Pfeffer herv o rb rin g t, so. haben w ir ein specifisch 
vaterländisches E le n d , das in  keinem andern Reiche m it 
solcher B eharrlichkeit und solchem Fleiße gepflegt w ird 
und das in keinem andern Reiche so intensiv wächst und 
so außerordentlich wuchert." (R u fe : R ich tig !) D ieser Ab
geordnete sagt w eiter: „W enn A lles F ie tion  w a r ,  E in es 
w ar te ilte : D e r  V erlust der S itu a t io n  von 1 8 6 0 , der 
V erlust des C re d its , der V erlust der M illio n en  W erthe, 
welche unsere P ro d n e tiv n , nufere A rb e it , unser V erm ögen 
ohne unsere Schuld erlitten haben, und wenn m an sagen w ill, die 
ganze Verfassung w ar ein V ersuch , so gestatte m an m ir 
zu an tw o rte n : D a n n  hat m an u n s  versuchsweise a rm  ge
m acht." (Heiterkeit).

M eine  H erren, ich citirc nicht einen politischen F reund , 
ich citirc einen politischen G egner. W enn  die Adreßcom- 
mission sich die Verhältnisse, wie sie liegen, vor Augen ge
halten  hätte, wenn die Adreßcommission sich vor Angen ge
halten hätte, daß das nicht geschehen ist seit beut 2 0 . S e p 

tember b is jetzt, sondern daß das geschehen ist in der Z eit, 
wo der R eichsrath seine volle Thätigkeit entfaltet hat, wenn 
sie das ü b erleg t, wenn sie das wohl erwogen hätte, dann 
hätte der logische Schluß  offenbar kein anderer sein können, 
a ls  der, daß w ir dem Kaiser znm S ch ritte  vom 2 0 . S e p 
tember danken. (D o b ro ! im Pub likum . D r .  T o m a n : S o  
ist es !)

W ohin unser Elend in  Oesterreich, wohin w ir gekom
men sind, ist int Reichsrathe selbst heuer ausführlich erör
te rt worden, unm itte lbar vor dem S tu rz e  des M in is te riu m s 
Schm erling , und dam als w ar eS G ra f  A uersperg , welcher 
int H errenhause gesagt h a t : „F an tasm ago rieu  eines auf die 
Spitze getriebenen Lebens- und Frendengennsses mögen u ns 
über die dahinter lauernden Zustände nicht b lenden; es liegt 
in  ihnen der S tachel der R es ig n a tio n , wenn nicht der 
V erzw eiflung."

D eshalb  m ußte ein neuer Weg eingeschlagen werden, 
und ich sehe feinen andern W eg, a ls  den Weg vom 2 0 . S e p 
tember. J a ,  es w äre ja  möglich, sagt m an, und vielleicht 
w ären die H e rren , welche heute so entschieden gegen das 
S eptem ber-M anifest sind, dann zufrieden, wenn das M in i 
sterium  gleich m it dem —  w as auch alle B lä tte r  verlangt 
haben —  m it dem neuen P rog ram m e, m it der fertigen V er
fassung hervorgetreten w äre, in  welcher alle möglichen G ru n d 
rechte recht verklansnlirt und p a rag rap h irt gewesen w ären.

M eine H e rre n , ich aber g lau b e , die S ta a ts m ä n n e r , 
die jetzt regieren, sind gerade deshalb die rechten fü r O ester
reich, weil sie das nicht gethan haben, weil sie es den V ö l
kern überlassen , weil sie zuerst die S tim m e n  der Völker 
hören wollen, um  S r .  M ajestä t einen w eitern R a th  zu er
theilen. (Lebhafte B ra v o  - und D o b ro -R u fe  im  C entrum  
und im P ub likum .)

„M öge die Lösung," hat G ra f  A uersperg im  verstärkten 
Reichsrathe gesagt, „möge die Lösung, auf die w ir hoffen, 
eine glückliche Verwirklichung jenes altelassischen E in h e its 
bildes von Pfeilbündeln  se in ! Ic h  würde es fü r keine glück
liche halten, wenn m an das G eheim niß des Z usam m enhal- 
tens blos im  Znsammengeschnürtsein suchen w o llte ; das 
Geheim niß liegt in  der richtigen W ah l des vereinigenden 
B a n d e s ; fü r todte mechanische K örper ein mechanisches B a n d , 
fü r lebendige geistige K räfte ein geistiges B a n d ."

D ie  Febrnarverfassnng w ar nichts A nd eres, a ls  ein 
mechanischer B a n , a ls  ein Znsammengeschnürtsein, und des
halb tau g t sie fü r Oesterreich nicht. (D o b ro ! B r a v o ! im 
C entrum  und im  P ub likum .)

Ic h  w ill nun  in Kurzem diejenigen E inw endungen be
sprechen, welche von der Gegenseite gegen die A usführungen 
der V orredner gemacht worden sind. D a  w a r zuerst der 
H err Abgeordnete D eschm ann, welcher behauptet h a t ,  w ir, 
die w ir gegen die Adresse sprechen, schwingen die nationale 
Fahne auch bei dieser Gelegenheit. N u n , meine H erren , 
ich möchte das nicht behaupten, aber wenn m an gelesen hat, 
wie in  allen Zeitschriften und in allen Reden tu  G raz  und 
W ien  die deutsche F rage sich gerade bei diesem Gegenstände 
wie ein rother Faden durchgezogen h a t ,  wenn m an gelesen 
hat, wie das H aup to rgan  der centralistischen P a r t e i , die 
alte Presse, gesagt h a t:  N icht centralistisch, sondern deutsch 
ist die L osung! W enn m an  gelesen hat, wie der Abgeord
nete S chind ler in  seiner Rede erw ähnt h a t : W eil das S e p 
tem ber-M anifest die N a tio n a litä ten  a u f ru f t ,  so m uß der 
niederösterreichische Landtag eine deutsche A ntw ort darau f 
geben! (D o b ro ! im  P ub likum ) dann kann m an sich denn 
doch nicht der Bem erkung entschlagen, daß die nationale  
F ahne geschwungen w ird , aber nicht auf u n se re r, sondern 
ans gegnerischer S e ite . W ir  stehen diesm al, sowie im m er,



unter jener kaiserlichen Fahne, von der w ir  wissen, daß sie 
groß genug ist, daß auch unsere Fahne Platz darunter habe; 
w ir  wollen nicht Kämpfer sein unter dem Aar des weiland 
deutschen Reiches, welcher in  kalter B rust alle Stämme zu 
verzehren sucht, sondern w ir  fliehen unter die F ittige des 
österreichischen Kaiseraars, auf dessen B rust auch unser 
Landesschild seinen selbständigen Platz hat (D ob ro ! im  
Publikum ), wo auch w ir  im  Bunde m it allen andern Län
dern Oesterreichs Oesterreich groß und glücklich machen 
können. (Lebhafter B e ifa ll im  Centrum und im Publikum.)

Wenn der Abgeordnete Deschmann darauf sich berufen 
hat, daß w ir  inconsequent seien, weil der Herr D r .  B lc i-  
wcis in der ersten Session das Februar-Statut selbst be
fürwortet habe, so ist das nur eine hyperbolische Redens
art des Abgeordneten Deschmann (Gelachter im  Publikum), 
denn cs hat D r .  B lc iw cis in  der ersten Session vom 
Februar-Statute gar nichts Anderes, als in wenigen Worten 
das geredet, was er beantragt hat: D ie  an Se. Majestät 
zu richtende Adresse möge auch in  slovenischer Sprache ab
gehen. (D o b ro ! und Heiterkeit in t Publikum.)

Wenn der Abgeordnete Deschmann gesagt ha t, ihm 
seien die allgemeinen Interessen nationaler W ohlfahrt und 
freiheitlicher Gestaltung mehr als nationale Interessen, so 
hat er etwas geschieden, was nach meiner Ansicht sich nicht 
scheiden läßt. M an  nennt die Lehre von der Volkswohlfahrt 
Nationalökonomie, und man sagt, daß eine Nation und ein 
Volk denn doch identisch is t; cs ist die W ohlfahrt des 
Volkes nicht möglich ohne die B ildung  des Volkes, und cs 
ist die B ildung des Volkes nicht anders möglich, als auf 
nationaler Grundlage (Lebhaftes D o b ro ! im  Centrum und 
Publikum), und weil die B ildung ohne die W ohlfahrt nicht 
möglich, und ohne die Freiheit die W ohlfahrt nicht möglich, 
so steht die N ationa litä t des Volkes m it der W ohlfahrt 
und Freiheit im  innigsten Zusammenhange und man kann 
eines von dem andern nicht trennen. (D r .  Tom an: Sehr 
g u t! Dobro ! B ra v o ! im  Publikum.)

Wenn der Herr Abgeordnete Deschmann gesagt hat, 
w ir, die w ir  Gegner der Centralisation seien, w ir  wollten 
ja  doch die Generallandtage, während die Deutschen sich 
m it kleinen Landtagen begnügten und keine derartigen General- 
landtage wollen, so sage ich darauf: D ie  Deutschen wollen 
ja  vor Allem den Generallandtag, nämlich den engeren Reichs
rath haben. Was ist denn der engere Reichsrath anders als 
ein Generallandtag fü r die westliche Hälfte, wo man weiß, 
daß man der M a jo ritä t sicher ist. (Lebhafte Dobro -  und 
Bravo-R ufe im  Centrum und Publikum.)

Wenn endlich der Abgeordnete Deschmann gesagt hat, 
die Einheit gehe durch Phrasen zu Grunde, auch jetzt zeige 
sich das d iv ido et im p e ra , so muß ich sagen: j a ,  und 
leider geht sic zu Grunde, denn das September-Manifest 
ist von allen Völkern freudig aufgenommen worden, und 
nur von einem Theile des deutschen Volkes nicht, und wenn 
es auch jetzt nicht zur Einigung in Oesterreich kommt, dann 
w ird wahrlich nicht uns die Schuld treffen, die w ir  auf 
Seite des Kaisers und der Regierung stehen, sondern D ie 
jenigen, die nur einer Phrase wegen, das September-Ma
nifest anfeinden. (Sehr g u t! D o b ro ! im  Centrum und 
Publikum.)

Wenn der Abgeordnete D r .  Suppan gesagt ha t, der, 
Ausschuß habe auf das Manifest keine Rücksicht genommen, 
so muß ich gestehen, daß ich nur dem beistimmen kann, 
was ein Vorredner schon bemerkt hat: D as Patent ist nur 
eine Folge des Manifestes. Das Manifest Hütten die Herren 
des Ausschusses genau durchstudiren sollen, vielleicht hätten 
sie den Antrag auf diese Adresse heute nicht gestellt.

Wenn der Herr Abgeordnete D r .  Suppan und nach 
ihm B aron Apfaltrcrn ein vorzügliches Gewicht auf den 
Umstand legen, daß ja w ir  auch nur tagen auf Grund jener 
O ctroyirung des 26. Februar, und daß, wenn w ir  daher 
sagen, das Februar-Patent sei nicht rcchtsbeständig, damit 
auch uns der Gefahr aussetzen, daß w ir  vor die Thüre ge
setzt werden, glaube ich, besteht doch ein großer, ein gewal
tiger Unterschied. Ich  habe schon früher dagegen Verwah
rung eingelegt, daß in der P o litik  etwas Anderes bezweckt 
werden kann, als der Erfolg. (D r .  Tom an: Sehr g u t!)

D er Erfolg des Februar-Patentes hat gezeigt, daß das 
Februar-Patent ein todtgcborcncs Kind ist; die Erfolge un
seres Landtages beweisen, daß er auf echter Basis ruht, 
der Landtag in K ra in  ist constitutionell, er ist unser altes 
Recht, und wenn w ir  auch sagen, das Februar-S tatut habe 
eine neue W ahlordnung, ein neues Patent geschaffen, auf 
Grund dessen w ir  tagen, so hat K ra in  doch schon früher 
seine Landtage gehabt, w ir  erinnern uns aber n icht, daß 
Oesterreich jemals ein rcchtsbeständigcs Parlament außer 
einer constituirenden Versammlung gehabt hätte.

Das Februar-Patent durchzuführen, ist unmöglich, und 
deshalb sind w ir  dagegen. W ir  wollen damit das sagen: 
Es ist nie zur vollen Thätigkeit gelangt, w ir  wollen damit 
das sagen , daß der Reichsrath nie ein rechtlicher Rcichs- 
rath war, damit begründen w ir  nur das W o rt: Sc. M a 
jestät haben im  Rechte gehandelt; aber das Haupmotiv bleibt 
immer das: Das Februar-Patent ist unausführbar, der 
Ausgleich in  Oesterreich muß aber möglich sein. (B e ifa ll 
im  Publikum.)

Geht cs nicht ans diesem Wege, geht cs auf einen an
dern, und mich kann das Deccnnium, welches Baron Apfal- 
trcrn wiederholt betont hat und welches zur Annahme 
der pragmatischen Sanction nothwendig w a r, nicht ab
schrecken. Erstens ist cs doch sehr frag lich, ob w ir  wirklich 
eines Decenniums dazu bedürfen werden, wenn w ir  jenes 
erhebenden Momentes gedenken, welcher wirklich welthistorisch, 
weil vom Erfolge gekrönt w a r, jenes Momentes, wo die 
Ungarn m oriam ur pro rege nostro gesagt haben, wenn w ir  
bedenken, daß sich bei der jetzigen Wahl gezeigt hat, daß die 
hitzköpfigen Jünglinge, ein Schwarz und wie sic heißen 
mögen, bei den Wahlen zurückgewiesen wurden und die 
Partei Deal entschieden den Sieg davon getragen hat, so 
glaube ich, w ird der Ausgleich auf Grundlage des October« 
D ip lom s von den Ungarn angenommen werden, und wenn 
nicht, so ist cS eben eines von jenen unvermeidlichen U n
glücken, welchen man dadurch nicht die Spitze bricht, daß 
man ein anderes Unglück an die Stelle setzt (D obro !), und 
ich muß sagen: Lieber als die Herrschaft einer parlamenta
rischen M in o ritä t, welche sich einbildet, das Wohl Oester
reichs zu vertreten, lieber ist m ir der selbsteigene W ille  
S r .  Majestät des Kaisers. (Lebhafter B e ifa ll im  Centrum 
und Publikum.)

Wenn der Herr D r .  Suppan sich Mühe gegeben hat, 
zu beweisen, daß sogar das Herrenhaus im  O etober-D i- 
plome begründet ist, und zu beweisen sucht, daß das Herren
haus eine liberale weitere Entwicklung des O ctobcr-D iplom s 
ist (Heiterkeit), so habe ich darauf gar nichts zu antworten. 
(Lebhafter B e ifa ll und Heiterkeit im  Centrum und Publikum .)

Es gibt D inge auf der W e lt, fü r die m an, wie 
D r . Suppan sagt, Gründe bekommt, wie Haselnüsse; das 
sind eben keine Gründe (Heiterkeit im  Publikum ). Wenn 
weiter der Abgeordnete D r .  Suppan die Goluchowski'schcn 
Statute wieder einmal angezogen hat, so muß ihm auch be
kannt sein, wie eigentlich die Geschichte m it den G olu
chowski'schcn Statuten zusammenhängt, und daß diese weder



im  O c to b e r -D iplom e begründet, noch vom Schöpfer des 
O ctober - D ip lo m s beabsichtiget w a re n , sondern, daß sie 
cinfad) a u s  Versehen au s der R eg is tra tu r gezogen worden 
sind, wo sie glücklich geruht habe», und zu einer Z eit ver
fertiget worden sind, wo von einem O ctvber-D ip lom c noch 
keine Rede w ar.

H err D r .  S u p p a n  hat gesagt, daß die Ju s tiz -  und 
politische Gesetzgebung denn doch nicht allen unsern einzelnen j 
Landtagen zugewiesen werden könne. D a s  verlangen w ir 
n ich t; bic Justizgesctzgcbung m öge, wie cd das O ctober- 
D iplom  ansspricht, von F a ll  zu F a ll und nicht alle T age 
gegeben werden, und haben w ir einm al eine gute Gesetzge
bung, so w ird  sie länger d auern ; gute Gesetze sollen nicht 
jeden T ag  verändert und sollen geschaffen werden durch den , 
Z usam m en tritt der Abgeordneten der betreffenden Landtage. ! 
D ie s  ist der W e g , den das O c to b er-D ip lom  vorgczcichnct 
hat und auf den cs nun  wieder zurückkommen w ird.

W enn aber D r .  S u p p a n  gesagt hat, das M in is te r iu m  
Bclcredi gehe den nämlichen W eg , wclckicn der M in is te r 
Schm erling  gegangen, auch das M in is te riu m  B clcredi sagt: 
W ir  wollen w arten bis zur Annahm e der Verfassung durch 
U ngarn , so ist das gegen den ausdrücklichen Ausspruch des 
S eptem ber-M anifestes, wo cs ausdrücklich heiß t: D a s  F e
b ru a r-P a te n t und O c to b e r-D ip lo m  werden wohl zur A n
nahme vorgelegt werden, wenn sie aber n idjt angenommen, 
sondern andere P ropositioncn gemacht w erden , daß diese j 
dann die B a s is  des AnSglcid)es bilden werden.

R u n  komme id) auf einige E inw endungen des H errn  i 
B a ro n  A pfaltrern . And) ich gehöre zu D enjenigen, die in ! 
der öffentlichen T hätigkeit ih r Gewissen zu R athe  ziehen 
und um  den B e ifa ll der G alerie  dnrd)ans nicht bid)lcn, 
aber w as id) verlange, ist, daß womöglich meine Anschauung 
m it der Anschauung des Landes, welches ich vertrete, über
einstim m t ( D r .  T o m a n : S e h r  g u t ! ) , und wenn der Ab
geordnete B a ro n  A pfa ltre rn  in dieser B eziehung Umschau 
gepflogen h ä tte , so würde er zu r Ueberzeugung gekommen 
fein, ob beim wirklich bad Septem ber-M anifest so ungünstig, 1 
so übel tut Lande ausgenommen wurde. (Lebhafter B e ifa ll i 
im P ub likum ).

W enn der H err Abgeordnete B a ro n  A pfaltrern  unserer ! 
S e ite  den V o rw u rf von M achinationen gegen die Adresse 
m ad )t, die sogar von Außen kommen sollen, so erlauben 
S e i  m i r , daß ich and) darauf antw orte. A ls w ir a m ; 
ersten T age der E röffnung  des Landtages in das V orzim m er 
des Landtages t r a te n , da wußten w ir nod) gar n ich t, ob 
das Septem ber - M an ifest betn Landtage vorgelegt werden 
w ird, und dennoch ist das N äm liche, w as w ir beantrag t : 
haben , and) in  andern Landtagen beantrag t w ord en , nicht 
d esh a lb , weil vicllcid)t der G ra f  Nostitz zum mährischen 
M etropoliten  und zum D r .  B lc iw cis  gereist ist und fid) 
gegenseitig besprochen h ab en , ob sie eine Dankadresse an 
S c . M ajestä t den Kaiser beantragen sollen, sondern des
h a lb , weil die Dankadresse ein na tü rlid ies G efühl w ar 
und aus diesem en tsp ran g ; w ir aber haben gelesen, theilte 
H erren, wie D ie jen ig en , welche in bett verschiedenen Land
tagen A nträge auf P ro test, ans R esolutionen gestellt haben, 
wie diese nach W ien gereist sind und dort u n te r beut Vorsitze 
des H errn  B la g a tin še k  von Kaiserfeld (Lebhafter B e ifa ll 
und Gelächter int P ub likum ) R a th  hielten. Also wenn an 
M ad iin a tio n cn  erinnert worden ist, hätte dieses am wenigsten 
von der Gegenseite dieses H auses geschehen sollen.

W enn der Hauptzweck der Adresse von der Gegenseite 
darin  gcsnd)t w ird , daß V erw ahrung eingelegt würde gegen 
ein S y stem  der V crfassungssistirung, welches m it beut S e p 
tem ber-M anifeste iu au g u rirt ist, so werden w ir  gewiß nicht 
die Letzten sein, die w ir auftreten werden gegen eine S is t i -

rung  einer V erfassung , wenn w ir einm al eine haben wer
den (H eite rk e it); daß w ir aber p ro testira t sollen gegen die 
S is tiru n g  einer V erfassung , die in  W ahrheit nie in s  Leben 
getreten ist, dazu geben w ir u n s  n idjt her.

M a n  sagt, w er bürg t dafür, daß dies in Z nknnft nicht 
gesd)chc? D a ra u f , glaube id), braucht m an so wenig eine 
A ntw ort zu geben, a ls  m an zurückzuweisen b rau ch t, daß 
m an eine Dankadresse an S c .  M ajestä t hier lächerlich gc- 
fmtbeit hat. ( D r .  T o m a n : S o  ist c s ! B r a v o ! D o b r o ! im 
Pub likum .)

D a s  W o rt S r .  M ajestä t ist D asjen ige, wcld)cs w ir 
betonen und auf das w ir bauen, und wem das nidjt ge
nügt, so genügt in Oesterreich überhaupt nichts. (B ra v o , 
b ra v o !)

Endlich wurde, mit das M in is te rium  Bclcredi anzu
greifen , hingew iesen, daß in P ra g  die dortigen Abgeord
neten, die zngleid) B eam te s in d , zum S ta t th a l te r  gerufen 
w u rd e n , und daß der H e rr O b erstaa tsanw alt D r .  R itte r  
von W afer gemaßrcgelt worden sei. N u n , meine H erren , 
id) erinnere mich, gelesen zu haben, daß n id jt die B eam ten  
a l le in , sondern eine M enge von Reichsrathsabgcordneten 
zum M in is te r  Schm erling  zn vertraulichen S itzungen  ge
laden worden sind (D o b ro ! B ra v o !)  und dort beschworen 
w urd en , so ober so zu stimmen, (v . W u rzb ad ): D a s  ist 
nidjt w a h r ! D r .  T o m a n : R ic h tig ! K rom er [e rreg t]: N e in ! 
D r .  T o m a n : G anz rich tig! Ic h  könnte Ih n e n  eine G e
schichte erzählen.)

Ic h  erinnere mich, daß während der Z eit, a ls  M eister 
Schm erling  M in is te r w ar, zwei Professoren in  Z a r a ,  die 
Professoren Klaiö und D a n ilo , ih rer Professur enthoben w or
den sind, weil sic gegen das M in is te riu m  gestimmt haben. 
(B ew egung .) I d )  erinnere endlich, daß der O b e rs ta a tsa n 
w alt W afer seiner S te lle  nidjt enthoben i s t , sondern , daß 
er seiner richterlichen Thätigkeit zurückgegeben wurde, weil 
die R egierung m it Recht s a g t : W enn meine O b ers taa ts 
anw älte und S ta a ts a n w ä lte  und wenn meine S ta t th a l te r  
nicht m it m ir gehen, wer soll denn dann m it m ir  gehen? 
( D r .  T o m a n : N ich tig!) M a n  w ird dem gegenwärtigen 
M in is te riu m  doch nicht verwehren, O rg an e  zu suchen, welche 
sic braucht, um  wenigstens die S tim m e  des Volkes unge
trü b t zu hören ( D r .  T o m a n : R ic h tig !), daß ja  endlich die 
M ach t gebrochen werde, welche in Oesterreich dem freiheit
lichen F o rtsch ritte , dem Geiste der Z eit hindernd in  den 
Weg t r i t t ,  wenn sic sick) aud> in das G ew and des Libcra- 
lism nS  hüllt, die M ach t der B ureaukra tie . (B ra v o , b ravo ! 
int P ub likum .) Ic h  finde bett V organg  des S ta a tsm in is tc rs  
m it D r .  W afer gcrcchtfertigct, gesetzlich, politisch begründet, 
und ich wüßte nicht, wie m an cs auch annähernd vergleichen 
könnte dam it, w as Schm erling  gethan. (O h o ! )  Ic h  bitte, 
id) werde gleich den B ew eis antreten.

D r .  W afer hat in offener Landtagssitznng behauptet, 
das S ep tem b er-P aten t sei eine Rechtsverletzung. M eine 
H erren , er hat das ausgesprochen; wenn ein B la t t  das ge
sagt hätte und er a ls  O b ers taa tsan w a lt hätte die Anklage 
erheben müssen und der Angeklagte gesagt h ä tte : J a ,  H e rr 
S ta a ts a n w a l t ,  S ic  selbst haben mich dies gelehrt! (G roße 
Heiterkeit im  Pub likum ) wie lä ß t sich das vereinen!

D a s  gegenwärtige M in is te rin m  ist lib e ra l, in  dieser 
Beziehung über die G renzen liberal, wenn m an vergleicht, 
daß cs un ter beut Schm erling'schcn Regim e nicht gestattet 
w ar, n u r  zu constatiren, daß die Februar-V erfassung m it 
betn O ctobcr-D ip lom c nicht im Einklänge stehe. W er das 
nidjt w eis, der denke zurück an die dornige B a h n  der J o u r 
nalistik ; w ir wissen j a , wie viele J a h re  die S d jrif ts tc llc r 
gesessen sind. (D o b ro ! B r a v o !)



W enn der Abgeordnete B a ro n  A p fa ltre rn  gesagt hat, 
der Abgeordnete Svctcc sei deutscher Beamte in  Croatien 
gewesen (Heiterkeit im  P u b liku m ), so danken w ir  ihm fü r  
dieses offene Gcständniß; w ir  haben bisher immer geglaubt, 
w ir  hätten kaiserlich österreichische Beamte. (Lebhafter B e ifa ll 
im  Centrum  und in t P ub likum .) Cs ist uns sehr ange
nehm, daß dies constatirt w ird , daß w ir  deutsche Bcaintc 
haben. (Heiterkeit.)

D a s  sind diejenigen G runde, welche ich der Gegen
parte i entgegenzustellen habe. (Heiterkeit im  Pub likum .) Ic h  
eile zum Schlüsse. (E ine S tim m e : B ra v o !)  Ic h  kann 
nichts anderes, als jene W orte wiederholen, welche einer 
meiner Vorredner gesprochen ha t: D a s  M anifest des 20 . S ep
tember sollen w ir  lesen und s tud ireu , w ir  sollen lesen und 
studircu, daß der Kaiser sich an uns m it Vertrauen wendet 
und uns um  V ertrauen ersucht, und w ir  sollen ihm  ent
gegenkommen m it österreichischem Vertrauen , m it jenem 
Vertrauen, welches das Hcrzogthum K ra m  bisher immer 
ausgezeichnet hat. W ir  werden noch wiederholt in  die Ge
legenheit kommen, au die Gnade S r .  M ajestät zu appcl- 
liren , welche sich fü r  unser Land immer so m ild  und huld
reich erwiesen hat.

S ie  mögen daher absehen davon, jetzt ein M iß traue n  
zu zeigen, wo das M iß trauen  nicht gerechtfertigt ist, und 
ich tnöchtc die Herren ersuchen, wohl zu bedenken, bevor 
S ic  einen S te in  auf die freie B ah n  werfen, der möglicher
weise ein Sandkorn in  der Wagschale des Geschickes Oester
reichs sein w i r d , aber im  hundertfachen Bleigewichte auf 
S ie  selbst zurückfallen kann. (Lebhafte D obro  -  und S lava- 
Rufc im  Centrum  und im  P ub likum .)

Präsident:

Ic h  unterbreche die S itzung auf einige M in u ten .

Abg. M u lle p :

Ic h  bitte ums W o r t zur S te llu n g  eines separaten 
m o tiv irte n  Antrages.

E s erregt das tiefste Bedauern, wenn man hört, daß 
hier die hervorragendsten Capacitäteu des hohen Hauses 
m it so empfindlichen fu lm inanten, jedoch divergircndcu Reden 
aneinander prallen, wenn man sieht, daß hiebei das N ationa- 
litä tsbanner hoch gehoben und großcntheils zum Schild träger 
genommen werde. ( D r .  T o m a n : H a l t ! das ist nicht wahr.) 
Ic h  b in  selbst ein gehonter und erzogener S lave  (H e ite r
keit) , ich selbst wünsche den Bestand, das W oh l des Lan
des, zugleich auch die K ra ft und Machtstellung des Reiches 
und werde diesem Grundsätze nie abtrünn ig werden. D ie  
Ehrenhaftigkeit der Herren Opponenten bürgt d a fü r, daß 
auch sic dieselbe Ansicht haben, daß auch sic denselben E nd
zweck anstreben, n u r in  den Wegen, ihn zu erreichen, schei
den w ir  uns.

Ic h  w i l l  nicht in  das Nähere eingehen, welcher dieser 
Wege besser, richtiger, kürzer, ebener sei, allein so vie l weiß 
ich gewiß, und erachte, daß auch den Herren Opponenten 
feie« zur K la rhe it geworden sein muß, daß n u r jene B ah n  
die wahre sei, welche zur E in tracht fü h r t ,  n u r jene B ahn 
die richtige se i, die insoweit geebnet und exbrettert wer
den muß , daß dadurch auch die Völkerstämme der östli
chen H ä lfte  durch ihre gesetzlichen V ertre ter sie betreten 
können.

M e ine  H e rre n ! D e r Wahlspruch S r .  M a jestä t des K a i
sers is t : „V ir ib u s  u n it is . “  Haben w ir  diesen Wahlspruch 
vor Augen, seien w ir  ihm  nicht untreu, bilden w ir  seine 
Stütze, so werden w ir  im  gemeinsamen Geschick und E in 
vernehmen unsere M andatsp flich t erfüllen.

W as bett so vielfach besprochenen und kritis irten 
S taa tsac t b e trifft, mag derselbe O c to b c r-D ip lo m , mag er 
Februarverfassung sein, mag er September-Manifest ge
nannt werden — - ich w i l l  mich in  keine nähere P rü fung  
desselben einlassen, allein ich bin der nnbekchrbaren Ansicht, 
daß der S taa tsac t noch kein vollendeter sei. Dieser S ta a ts 
act befindet sich gegenwärtig in  einem chemischen Laborato
r iu m , dessen Analyse erst vor sich zu gehen hat, und ich 
halte cs daher fü r  unzeitgemäß, wenn w ir  diese Analyse 
schon derzeit stören oder gar durch zu überspannte G lüh - 

; Hitze die Retorte sprengen wollen.
Ic h  erachte daher, daß w ir  in  E in tracht und V e r

söhnung männlich zucinandcrstehen, unsern gemeinsamen 
Zweck vor Augen haben, daß w ir  zur Regierung, wenn 
auch tie f eingeschüchtert, dennoch Vertrauen hegen und uns 
der Hoffnung überlassen sollen, daß vielleicht in  Kurzem 
der dichte über uns gezogene Schleier dennoch zur allge
meinen B eruhigung gelüftet werde.

Ic h  spreche hier meine subjective Ansicht ans , ich bin 
hier nicht M itg lie d  des Ausschusses und bitte daher in  dieser 
Rücksicht in  m ir  keinen Treubrüchigen zu sehen, sondern 

i nu r einen Fricdcnsmann zu erblicken, der in Obliegenheit 
seiner M andatspflicht, die er höher als jede Partcistcllnng 
erachtet und der von diesem Standpunkte die M o tive , die 
von der einen ober andern F raction  ausgesprochen wurden, 
fü r  so gewichtig und überzeugend hä lt, daß er keine P arte i 
als absolut sachfällig erklären könne.

Demgemäß die M andatspflichten über alle P arte i 
' stellnngen haltend, schließt er m it dem Rufe S lava auf un

sere fernere E intracht, S lava auf das W oh l des Landes, 
S lava auf die K ra ft und Machtstellung des Reiches, ohne 
die auch die Autonomie des Landes eine Ohnmacht wäre. 
(L ie s t :)

„ I n  E rw ägung, daß der Gegenstand bereits so im  
D e ta il behandelt wurde, daß jedem M itg liede  der S ta n d 
punkt vollkommen geklärt erscheinen müßte, in  Erwägung, 
daß die Debatten bereits eine maßlose, an Parteinahmen und 
Leidenschaft grenzende Ausdehnung angenommen haben, in  

: Erwägung, daß dadurch entschieden die gemeinsame E in 
tracht gestört und die MandatSpflichtcn beeinträchtigt er
scheinen, stellt der Gefertigte, von jedem Partcistandpunkte 
fre i, lediglich in  W ahrung der E intracht und der gemein
samen M andatsp flich te rfü llung den A n tra g : „D e r  hohe 

i Landtag wolle im  Gegenstände der Adreßdebatte zur Tages- 
! ordnung übergehen".

Abg. Deschmann:
Ic h  beantrage Schluß der Debatte. (R u fe : Abstim m en!)

Präsident:

Ueber diesen A ntrag ist ohne weitere mcritorischc B e 
handlung abzustimmen. Ic h  frage also das hohe H aus, ob 
es m it diesem Antrage einverstanden ist ober nicht. (D ie  
Versammlung erhebt sich.) E r  ist angenommen.

Abg. D r. Tom an:

H e rr Präsident, ich bin als Redner eingetragen, folglich 
habe ich nach §. 38 der Geschäftsordnung jedenfalls das 
W o rt. Ic h  bitte denselben zu lesen.

Präsident:

Nach §. 38  der Geschäftsordnung können, wenn sich 
die M a jo r itä t  fü r  bett Schluß der Verhandlung ausspricht,

: die eingeschriebenen Redner fü r  und gegen bett Antrag je 
Einen ans ihrer M it te  wählen, und es dürfen n u r diese



gewählten Redner, dann der Berichterstatter des Ausschusses 
das W o rt zu nehincn.

E s sind eingeschrieben, Abgeordneter Tom an dagegen, 
Abgeordneter Krom er dafür. Diese beiden Herren haben also 
noch zu sprechen.

Abg. D r . Tom an:

(Rach kurzer Rücksprache m it Abgeordneten Krom er.)
Nachdem der Redner von der anderen Se ite  erklärt 

hat, daß er ans das W o rt verzichtet, so werde ich, um  dem 
hohen Hause entgegen zu kommen, auch ans mein W o rt ver
zichten^ w iewohl so schwere J n c rim in a tio n c n , wie M ach i
nation, als von einem Redner auf uns geworfen worden 
sind, so viele Ausdrücke gegen die Regierung, daß sic ein 
glänzendes Fiasco in  Ungarn machen werde, solche B e le i
digungen der Krone, daß sic einen G r if f  nach der In te g r itä t  
der Verfassung macht, und daß cs lächerlich ist, wenn w ir  
das in  der O rdnung finden, mich n u r sehr schwer zum 
Stillschweigen bringen.

Abg. Svetec:

Ic h  bitte um s W o rt zu einer persönlichen Bemerkung. 
(R u fe : Schluß, Schluß!)

H e rr B a ro n  A p fa ltrc rn  hat m ir  den V o rw u rf gemacht, 
ich sei ein Hauptgegner des Dcntschthnms. Ic h  hätte sehr- 
gewünscht, daß H e rr B a ro n  A p fa ltrc rn  diesen schweren V o r 
w u r f,  den er gegen mich geschlendert, auch erwiesen hätte. 
E s  ist nicht genug, solche V o rw ürfe  blos zu behaupten, es 
ist P flich t Desjenigen, der solche V orw ürfe  erhebt, auch B e 
weise dafür zu liefern. Ic h  erkläre somit ausdrücklich, daß 
diese gegen mich geschlenderte Anklage eine „V crlä um dn ng " sei.

Ic h  verwechsle jene P arte i in  Oesterreich, welche das 
Dcutschthnm verficht, nicht m it  der deutschen N a tio n , ich 
glaube sogar und bin  cs fest überzeugt, daß die deutsche • 
N a tio n  m it dieser P a rte i nicht solidarisch ist. (D o b ro !)

Ic h  glaube dies ans dem Grunde, w e il ich m ir  denke, 
daß eine "Nation von 45  M illio n e n , ans der Höhe der C u ltu r 
und der materiellen Entwicklung stehend, nicht nö th ig  hat, 
andere Stationen zu germanisiren, nicht nöthig hat, ihre Größe 
auf der Unterdrückung anderer "Nationen anfznbancn. (D obro !) 
Wenn H e rr B a ro n  A p fa ltrc rn  vielleicht glaubt, daß ich ein 
Gegner der deutschen N a tio n  deshalb bin, w e il ich eine op
positionelle S te llun g  gegen ihn eingenommen habe, so er
laube ich m ir, zu bemerken, daß ich ihn nicht fü r  den Re
präsentanten der deutschen N a tio n  ha lte ; sollte dies dennoch 
der F a ll sein, so bitte ich meine Unkenntniß diesfalls zu 
entschuldigen. H e rr B a ro n  A p fa ltrc rn  scheint seinen V o r 
w u rf darauf 511 stützen, daß ich ein Abgeordneter des deut
schen Bezirkes Gottschcc bin. Ic h  erlaube m ir  diesfalls 
die statistische K enntniß  des H errn  B a ro n  A p fa ltrc rn  in  
etwas aufzuklären. D ie  W ä h le r, die mich gewählt haben, 
sind nicht blos Deutsche, die M ehrzah l derselben sind v ie l
mehr S lo vcne n , denn cs wählen nicht blos die Deutschen 
des Bezirkes Gottschcc, sondern auch die S lovencu der B e 
zirke Reifnitz und Großlaschitsch und die S lovencu der im  
Gottschecr Bezirke liegenden slovcnischcn Gemeinden Kostel, 
O s iln iz , O ber-G ras und Suchen. (D o b ro ! im  Z uhö rer
raume.) Ucbrigcns habe ich das Bewußtsein , gegen das 
M a n d a t meiner deutschen W ähler niemals gehandelt zu ha
ben; ich habe auch den festen Vorsatz, sic in  B e tre ff ihrer 
N a tio n a litä t und ihrer materiellen Interessen stets gewissen
ha ft zu vertreten. D aß  ich den Grundsatz der Gleichbe
rechtigung festhalte und diesen Grundsatz m it  a ller K ra ft 
zu vertheidigen suche, davon liegt der G rund  eben darin , 
w e il ich glaube, daß nu r das jene G rundlage sei, auf wcl- I 
cher ein mächtiges, starkes und einiges Oesterreich aufge- i

baut werden könne. W ollte  G o tt, daß unsere Regierung den 
Grundsatz der Gleichberechtigung schon durchgeführt hätte. 
W ir  würden dann nicht diese schroffe O pposition der deut
schen P a rte i gegen die slavischen Bestrebungen erlebt haben. 
( D r .  T o m a n : Ganz r ic h tig !)

D e r deutschen P arte i wäre dann die practischc G ru n d 
lage, nach Suprem atie zn streben, entzogen, sic hätte kein 
O bject mehr, gegen das sie ihre Ansprüche auf S u p re 
matie m it Aussicht auf E rfo lg  richten könnte. (R u fe : Schluß, 
S ch luß !)

D ies  glaubte ich zur Abwehr eines ans meine Person 
gerichteten A ngriffes noch sagen zu müssen. ( B r a v o !)

Präsident:

S c . Excellenz der H e rr S ta tth a lte r haben das W o rt.

K . k. S tattha lter Freiherr v. Bach:
Ic h  werde die Ehre haben, den S tandpunkt der Re

gierung darzulegen.
D ie  Regierung hat sich den allerhöchsten In te n tio n e n  

gemäß die Aufgabe gestellt, das Berfnssungswerk im  ganzen 
Reiche auf einer dauerhaften Grundlage auszuführen. —  
I h r  Ansgang ist das Februar-Patent, und zwar A r t .  V I  
und A r t .  I I .  A r t .  V I  verkündet als Verfassung des Reiches 
den ganzen In b e g r if f  aller Vcrfassungsgcsetzc, und zwar der 
früher ergangenen, der wieder in 's  Leben gerufenen, der 
später erlassenen.

Diese Vcrfassnngsgcsctzc s ind: das O c to b e r-D ip lo m , 
das Grundgesetz über die R eichsvertre tnng, die Landesord- 
nungen und die ungarischen VerfassnngSgesetze.

S o l l  ein In b e g r if f  lebenskräftig fein, so ist der E in 
klang in  seinen Bestandtheilen nöthig.

Diesen Einklang fand das Februar-Patent nicht vor, 
denn die ungarischen Vcrfassnngsgcsctzc kennen keine gemein
same constitntioncllc Behandlung der Rcichsangelcgcnhciten. 
Nach A r t.  I I  des D ip lo m s  soll die wiederhergestellte V e r
fassung Ungarns m it  beut October - D ip lo m  in  E ink lang  
gebracht werden.

E s ist in  diesem A rtike l zugleich durch B eru fung  
auf das allerhöchste Handschreiben vom 20 . October an den 
ungarischen Hofkanzler der M od us  angegeben, wie dieser 
Einklang herzustellen sei. E s sollen nämlich hiernach die 
staatsrechtlichen Verhältnisse Ungarns ans dem ungarischen 
Landtage im  S in n e  der Gesetze geregelt werden.

In d e m  die dermalige Regierung den Weg der V e r
handlung m it bett Vertretern der östlichen Länder einschlägt, 
indem sic das O ctobe r-D ip lo m  und das Grundgesetz über 
die Reichsvertretnng beut nngarischcn Landtage zur A n 
nahme v o rle g t, verfolgt sie den W eg, der durch das Fe
bruar-P a tent A r t .  V I  und I I  ausdrücklich vorgezcichnct ist.

D ie  frühere R egierung nahm zum Ausgange das 
Grundgesetz über die Reichs Vertretung, ohne daß der A u s 
gleich m it Ungarn hinzugetreten wäre. B e i den politischen 
Constcllationcn, die dem O ctobe r-D ip lvm e folgten, bei dem 
Widerstreben der östlichen Länder, den Reichsrath zu be
schicken, mochte die frühere Regierung cs zur W ahrung der 
E inhe it des Reiches fü r  nothwendig erachtet haben, die sie 
stützenden K rä fte  in  den andern Theilen der M onarchie 
rasch zusammenzufassen und ihnen auch form ell einen 
S p ie lra u m  zur Thätigkeit zu gewähren. D ie  frühere Re
gierung mochte g lauben, durch die M acht einer rasch vo ll
führten T ha t über die Schwierigkeiten leicht hinwegzu
kommen, die bei einer allm äligen Entwicklung sich v ie l
leicht a ls unüberwindlich erweisen konnten.

D a s  Ergebniß dieses Schrittes w a r , daß das con- 
stitutionelle Leben in  den östlichen Theilen der M onarchie



sistirt wurde und daß eine der Z ah l nach beschränkte Reichs
vertretung zu S ta n d e  kam, die, so ersprießlich sie auch ge
wirkt haben m a g , sich doch gewiß nie des mißm uthigeu 
G efühles hat erwehren können, daß die H älfte der M o n 
archie ih r ferne stand.

D ieser V organg schien nicht der richtige, und die der- 
m alige R egierung h a t ,  indem sie den Weg der V erhand
lung  m it den V ertre tern  der östlichen Länder einschlägt, 
indem sie das O c to b e r- D ip lom  m it dem Gesetze über die 
R eichsvertretnng den Landtagen der östlichen Länder zur 
A nnahm e v o rleg t, genau den Weg eingehalten, den das 
F eb ru a r-P a ten t in  A rt. V I und I I  vorzeichnet.

D ieser S c h r it t , meine H erren , führte zur S is tiru n g  
der Reichsvertretnng, denn es ist evident, daß ein Grundgesetz, 
welches einem Theile der M onarchie a ls  P ro p o s itio n , a ls  
Gegenstand der V erhandlung vorgelegt w ird , nicht zugleich 
in  den andern Theilen der M onarchie a ls  allgemein giltiges 
Reichsgesetz angesehen werden kann. Auch ich erlaube m ir auf 
die ernsten W orte im  allerhöchsten M anifeste zu erinnern, 
zum Beweise, daß die R egierung n u r  schwer diesen S c h ritt  
un ternahm , der auch die Thätigkeit des engern R eichsrathes 
unterbrechen m ußte, aber die Nothwendigkeit einer zw in
genden Logik hat hiezu gedrängt. D ie  S is tiru n g  der Reichs
vertretung betrifft den w eitern, sowie den engern Reichs
ra th , denn der engere R eichsrath entbehrt der selbständigen 
G ru n d la g e , er geht au s  dem w e ite rn , dein eigentlichen 
Reichsrathe hervo r, seine rechtliche W irksamkeit hängt m it 
jener des weitern oder eigentlichen R eichsrathes zusammen.

M a n  f r a g t,  wie lange w ird diese S is tiru n g  dauern ?  
S o  lange bis das Grundgesetz über die Reichsvertretnng 
durchführbar geworden is t ,  b is die V orbedingung dieser 
D urchführbarkeit eingetreten ist. N im m t der ungarische Land
tag die V orlage an, so t r i t t  die Reichsverfassnng ipso facto  
in  W irksam keit; geschieht dieses n ich t, so werden die V er
handlungen m it den V ertre tern  der östlichen Länder fortge
setzt, b is R esultate erreicht w erden, bei denen die E inheit 
und die M achtstellung der M onarchie gewahrt erscheint.

E in  anderer V organg a ls  dieser würde zur unm itte l
baren O e tro y iru n g  oder zur W iederaufnahm e der C ontn- 
m aeirung  eines T heiles zu G unsten des andern führen.

W enn die Ergebnisse dieser V erhandlungen ein R esu ltat 
erreicht haben, bei dem die M acht und die E inheit der M o 
narchie gesichert erscheint, so w ird die Regierung die E r 
gebnisse dieser V erhandlungen den legalen V ertretern  der 
übrigen Länder und Reiche vorlegen, um  vor der Entschließung 
der K rone deren gleich gewichtigen Ansspruch zu vernehmen 
und zu würdigen.

D ie  legalen V ertreter der übrigen Länder sind die Land
tage. (D o b ro ! B e ifa ll im  C entrum  und Z u h öre rraum .) D ie  
Landtage sind allein in voller gesetzlicher W irksamkeit. ( D r .  
B le iw e is : B ra v o ! )  Je d e s  Land hat seine eigene grnndge- 
setzliche V ertre tung , und es liegt eine tief ernste B edeutung 
d a rin , daß die M itg lieder in den R eichsrath  nicht durch 
direete W ah l berufen w erden, sondern a n s  den Landtagen 
dahin abgehen; die Landtage sind im Reichsrathe vertreten.

D ie  V erhandlungen der Landtage m it den V ertretern  
der östlichen Länder w erden, wie ich sagte, den Landtagen 
der westlichen Länder vorgelegt werden. Diese Landtage wer
den nicht beschließen, sie werden keine bindenden Beschlüsse 
fassen, aber auch die Landtage der östlichen H älfte  des Reiches 
werden nicht bindende Beschlüsse fassen über die gemeinsam 
constitntionelle B ehand lung  der allgemeinen Reichsangelegen
heiten. E s  w ird sich n u r um A nträge handeln , um  den 
gleich gewichtigen Ausspruch aller Länder, welche die Krone

IX. Sitzung.

vor ihrer Entschließung vernehmen und würdigen w ird ; 
die Entscheidung, der oberste Schiedsspruch liegt in den H ä n 
den der K rone. ( D r .  C osta: R ichtig !) —  D enn  eine zur 
beschließenden Thätigkeit vollberechtigte Reichsversamm lung 
ist nicht in  berechtigter W irksamkeit. (R u fe : R ichtig!)

Ic h  glaube hierdurch gezeigt zu haben , daß der V o r
gang der R egierung , indem er sich von jeder R echts-F iction 
fern hielt, dem eonstitntionellen System e entspricht und durch 
das P a te n t vom F ebruar ausdrücklich vorgesehen ist.

Ic h  erlaube m ir  n u n  auf die E inw ürfe  zu kommen, 
welche im  Ausschußberichte und im Laufe der D ebatte  ge
gen das S ep tem b er-P aten t erhoben worden sind.

E s  wurde g esag t, die S is tiru n g  der Reichsvertretung 
verstoße gegen einen G rundsatz des O ctober - D ip lo m s u n d  
es hätte die Zustim m ung der Reichsvertretimg h inzu tre ten  
sollen.

Ic h  bemerke h ierüber, daß der engere R eichsrath  in 
V erfassungs-Sachen nicht competent ist und daß der eigent
liche oder weitere R eichsra th , der zu einer beschließenden 
Thätigkeit berechtiget w ä re , nicht a ls  rechtlich wirksam an 
gesehen werden kann.

E s  wurde von einem Rechte auf die Reichsvertretung 
seitens derjenigen Länder gesprochen, welche ihre Abgeord
neten dahin geschickt haben. Kein Land kann ein Recht auf 
eine Reichsvertretnng in anderer Weise oder un ter anderer 
Voraussetzung erwerben, a ls  diejenige ist, welche im  F ebruar- 
P a ten te  vorgeschrieben ist. Diese Voraussetzung ist nicht 
eingetreten, die Reichsvertretung bestand nicht in  allgemein 
gü tiger W irksam keit, es erm angelt daher das Rechtsobjeet. 
M a n  v ind ieirt der Reichsvertretnng die maßgebende S tim m e  
bei dem Entscheide des ungarischen Ausgleiches und m an 
wendet e in : D ie  Landtage haben keine Beschließungs-Com- 
petenz in  Verfassungssachen. Ic h  bemerke hierüber, daß, 
so lange die V erhandlungen m it den östlichen Länder hierüber 
in der Schwebe sind, eine allgemeine Reichsvertretnng rechtlich 
gar nicht zu S ta n d e  kommen kann und daß dem § . 14  des 
R eichsraths - S ta tu te s  das gesetzliche S u b s tra t  fehlt. V on 
den Landtagen werden nicht Beschlüsse, sondern A nträge im 
S in n e  des § . 19 der Landesordnung erw artet.

Z u m  Schlüsse habe ich n u r  W eniges beizufügen über 
die Befürchtungen, die a n s  A nlaß des S eptem ber-Paten tes 
lau t geworden sind. —  M a n  findet die Landtage bedroht, 
m an hält die V ersassnngsgrundlagen fü r erschüttert. I n  
ersterer Beziehung weise ich auf die Thatsache hin, daß die 
Landtage in voller gesetzlicher Wirksamkeit sind ; in zweiter 
Beziehung eonstatire ich, daß nicht die Verfassung sistirt ist, 
sondern n u r  ein B estandtheil derselben, nämlich das G ru n d 
gesetz über die Reichsvertretnng (B ra v o !), daß diese S i s t i 
rung  erfolgt ist, weil der Ausgleich m it U ngarn unterblieb. 
D ie  R egierung hat eben den W eg, wie ihn das F eb ru a r- 
P a te n t vorzeichnete, eingeschlagen, um  diesen Ausgleich zu 
bewerkstelligen und um  allen Theilen des großen K aiser
reiches den B e itr i t t  zu der gemeinsamen Reichsverfassnng 
möglich zu machen.

E rhaltung , dauerhafte E rh a ltu n g , nicht Erschütterung 
der V erfasfungsgrnndlagen ist der Zweck, den sich die R e 
gierung setzte. (D o b ro ! im  C en trum .)

Z u m  Schlüsse sei es m ir erlaubt, gegenüber allen Z w ei
feln und Bedenklichkeiten m it Nachdruck zu betonen , daß 
nach wiederholten allerhöchsten Kundgebungen die G ru n d 
sätze fest und unerschütterlich bestehen, welche das Recht der 
Völker auf beschließende M itw irku n g  bei der Gesetzgebung 
und der F inanzgebahrung gewährleisten, welche die gemein
same eonstitutionelle B ehand lung  der gemeinsamen Reichs-
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Angelegenheiten, welche auch rücksichtlich der nicht ungari
schen Länder die Gemeinsamkeit der Interessen anerkennen 
und aussprcchen. (Dobro, d o b ro ! S la v a ! B ra v o ! im Cen
trum  und im Zuhörerranme.)

Abg. Baron Apsaltrern:
I m  muß m ir erlauben, die B itte  zn stellen, daß m ir 

ebenfalls einige W orte zu einer persönlichen Bemerkung ge
stattet würden.

E s hat sich H err Abgeordneter Svetec in seiner persön
lichen Bemerkung des Ausdruckes „Berläum dung" bedient. 
Ich  muß voraussetzen, daß, nachdem H err Svetec J u r is t  ist, 
ihm der S in n  dieses W ortes bekannt i s t , daß ihm daher 
bekannt sein muß, welch' Unterschied zwischen einer „B er
läumdung" und einem „Vorwürfe" ist, den ich ihm ge
macht habe und der ihn vielleicht, nach seiner Ansicht, un
gerecht trifft.

Ich  erlaube m ir daher, an den H errn Vorsitzenden 
das Ansuchen zu stellen, den H errn  Abgeordneten Svetec 
zur Zurücknahme des Ausdruckes „B erläum dung" aufzu
fordern.

Abg. Dr. Toman:
Ich  bitte um s W ort darüber. Ich  finde das V er

langen des H errn  B aro n  Apsaltrern gcschäftsorduungs- 
widrig. (B aro n  A psaltrern: D ie Debatte ist geschlossen!) 
§ . 36 lautet so:

„W ürde ein Abgeordneter in seiner Rede den Anstand 
oder die S i t te  verletzen, oder eine Aeußerung desselben gar 
den Charakter der S trafw ürdigkeit annehmen, so spricht der 
Vorsitzende die M ißbilligung darüber durch den R u f : „Z u r 
O rd n u n g !" aus.

„D er Vorsitzende kann die Rede unterbrechen und m it 
Genehmigung des Landtages dcrn Redner das W ort völlig 
entziehen. Dem M itglicde, welches sich durch bett O rd 
nungsruf gekränkt fühlt, steht es frei, sich an den Landtag 
zu berufen.

„F ä llt sohin die Cntschcidnng zu Gunsten des B eru 
fenden aus, so g ilt der O rdnungsruf fü r zurückgenommen."

D a ra u s  constatire ich, daß cS dem H errn Präsidenten 
allein zusteht, u n d  z w a r  n u r  w ä h r e n d  d c r  R  c d c, 
den Redner zu unterbrechen, daß daher das Verlangen des 
H errn  B aro n  Apsaltrern geschäftsordnungswidrig ist, und 
habe m ir erlaubt, darauf aufmerksam zu machen, damit der 
H err Präsident die Geschäftsordnung handhabe.

Abg. Baron Apsaltrern:
D an n  bitte ich um s W ort.
W enn schon Jem and berufen ist, über die Geschäfts

ordnung Vorlesungen zu halten, so weiß ich nicht, wie ge
rade D r . T om an zn diesem Rechte kommt. D ie Geschäfts
ordnung ist dem H errn Vorsitzenden bekannt, und der H err 
Vorsitzende wird eben so gut wie das hohe H au s wissen, 
daß neben dem §. 36  der § . 3 7  steht.

Präsident:
Ich  ertheile dem H errn  Berichterstatter das W ort. 

(Abg. D r . T o m a n : B ravo , b rav o ! Abg. B aro n  Apfal- 
t r c r n : Ich  nppcltirc an den Ausspruch des Hauses.)

Abg. Graf Anton Auersperg:
D er Berichterstatter ist gewissermaßen der Fahnen

träger des B a n n e rs , welches ihm vom Ausschüsse anver
tra u t worden ist.

Dieses B anner ist wohl in unserer Debatte im hef
tigsten Kugelregen gestanden. Ich  werde treu und redlich 
dabei ausharren und werde durch die K raft der Ueberzeu
gung das zu ersetzen trachten, w as m ir in anderer B e 
ziehung vielleicht an K raft fehlt. Vielleicht ist das Häuslein 
der streitbaren M änner, die sich um dieses B an ner fchaar- 
ten, etwas zusamutengcschmolzcn, das wird mich nicht irre 
machen.

Cs ist wahrzunehmen, daß seit einigen Tagen eine 
gewisse epidemische Lnftströmung, eine A rt sittlicher M a 
laria  oder böser Jnflncuzia einwirkte, welche hie und da 
einen Kämpfer felduntüchtig oder fcldslüchtig machen kann.

Ich  werde, wie gesagt, m it meiner K raft und Ueber
zeugung für dieses B anner einstehen und werde dabei be
müht sein, obschou Leidenschaften wach geworden sind, M ä 
ßigung, Ruhe und O bjectivität einzuhalten; ich werde nicht 
gegen den parlamentarischen Anstand und die Rücksichten 
sündigen, die ich diesem hohen Hause, der Collcgialität zwi
schen den M itgliedern und dem Lande, das w ir hier ver
treten, schuldig bin. (B eifall.)

Ich  werde, um das Unangenehmste zuerst abzuthun, 
nu r etwas Persönliches berühren.

M a n  hat den Anhängern des Ausschnßberichtcs vor
geworfen —  ein V orw urf, der zunächst den ursprünglichen 
Antragsteller t r i f f t ;—  daß die Parole v o n  A u ß e n  ge
kommen ist, man hat auf Conferenzen hingewiesen, die tu 
W ien stattgefunden haben.

M eine H erren! Ich  glaube, S ic  trauen meiner V er
sicherung —  übrigens haben S ie  auch W ege, sich davon 
zu überzeugen —  daß ich fü r meine Person nie einer sol
chen Cvnfercnz beigewohnt habe, daß ich von Niemandem 
einen Auftrag übernommen habe. D a s  kann ich aber sagen, 
daß in dem Motnente, als ich dieses verhängnißvolle P a 
tent in meinem Studirstübchcn l a s , daß ich in diesem 
M omente ein D rängen in m ir fühlte, wenn ein Alp nicht 
meine B rust erdrücken sollte, bei der nächsten Gelegen
h e it , wenn ich hiezu competent werden sollte, meine 
M einung ehrlich und offen auszusprcchcn und an den T ag  
zu legen. —  M eine Parole ist daher nicht von Außen, 
sondern v o n  I n n e n ,  aus dem tiefsten In n e ren  gekommen. 
Ich  w ill nicht eine verdächtigende Gegenfrage stellen, ich 
will, wenn behauptet w ird , es habe kein persönlicher V er
kehr m it Außen auf der andern S eite  stattgefunden, nicht 
nachforschen nach dem magnetischen Rapporte, welcher viel
leicht stattgehabt h a t ; denn ich finde cs natürlich, daß G e
sinnungsgenossen sich auch ohne Verabredung auf dersel
ben B ah n  begegnen.

D a s  B a n n e r, welches ich zn vertreten habe, hat die 
klare und deutliche Aufschrift: „V  e r  f a s s n n g t r  e u c" und 
jede andere Auffassung weise ich entschieden zurück. —  
Ind en t ich spreche, stehe ich in dem guten G lauben , —  
möge er kein I r rw a h n  sein —  mich auf k o n s t i t  u- 
t i o  ne  l le in  Boden zu bewegen. Auf diesem steht die 
Person und die persönliche Action des M onarchen außer 
der Debatte.

Eine genaue P rü fung  des ursprünglichen Antrages weiset 
auch nach, daß der Ausschuß nicht zu einer Berichterstattung 
über das allerhöchste M an ife s t, sondern n u r zur Bericht
erstattung über das von dem, wenigstens principiell ver
antwortlichen M inisterium  ausgegangene P a t e n t  vom 
2 0 . September beauftragt w ar. D er M onarch steht so 
hoch, daß ihn die Pfeile der K ritik , die bei einer solchen 
Berichterstattung unvermeidlich sind, nicht berühren können; 
er ist von betn Schilde der M inister-Verantwortlichkeit ge
deckt, er steht aber doch in so innigem Zusammenhange



m it feinen Völkern, daß er bereu B itte n  und Beschwerden 
vernehmen kann und dnrch die G e w a lt, die er über sein 
M in is te riu m  ü b t , den erhobenen Beschwerden auch Abhilfe 
zu bringen vermag.

E s  ist von einem der H errn  R e d n e r , welcher am 
ersten Tage sehr heftige Jn veetiven  gegen die Ausschuß- 
A nträge gerichtet hat, der kleine Umstand übersehen worden, 
daß es sich ja  in  dem Commissions-Berichte durchaus n u r 
um  das P a te n t , nicht aber um  das M anifest gehandelt 
hat. D ieser kleine Umstand entzieht aber auch einem großen 
Theile des gegen den Ausschuß-Bericht angewendeten R a i-  
sonnementS seinen B oden, und m an sollte denn doch, bevor 
m an so entschieden a u f t r i t t , diesen kleinen Umstand früher 
etw as in s  Auge fassen. E s  ist wiederholt und wiederholt 
an  die L oyalitä t appellirt und die L oyalität in s  Feld ge
stellt worden. N u n , meine H e rre n , N iem and von u n s 
w ill dem Andern an L oyalität nachgeben, und w ir Alle 
sind gewiß b e re it, darin  im edelsten W etteifer vorzugehen. 
Jedoch zur Beleuchtung der F ra g e , in wie weit jene 
L o y a litä t , welche von der andern S e ite  in s  Feld geführt 
worden is t, hier berechtiget sei, erlaube ich m i r , nachdem 
auch von anderer S e ite  bereits ans die V erhandlungen in 
andern Landtagen hingewiesen worden is t, die bezügliche 
S te lle  a n s  der Berichterstattung im nieder-österreichischen 
Landtage vorzulesen ( l ie s t ) :  „ M i t  der Voraussetzung aber, 
daß die Septem beraete schon deshalb V ertrauen  verdient, 
weil sie von der P erson  des K aisers ausgehe , stellt man 
sieh ans den unconftiututioneöcn S tan d p u n k t. D ie  R egierung 
ist verpflichtet, fü r  S ta a ts a c te  einzustehen, auch wenn sie 
gesetzlich nicht verantwortlich gemacht werden k a n n , denn 
sonst w äre die O pposition  M ajestätsbeleidigm ig und Hoch
verrath und es w äre un ter solchen Umständen ein V er
brechen, den Landtag einzuberufen."

Eine betrübende Rückwirkung dieses P a ten tes  hat sich 
bereits in diesem S a a le  bemerkbar gemacht. E s  gehört zu 
meinen erhebenden E r in n e ru n g en , daß w i r ,  mochten auch 
w as im m er fü r M e in n n g s-S ch a ttirn n g en  und Differenzen 
zwischen u n s  o bw alten , doch in  jenen M om enten  imm er 
einig und einträchtig w aren, wo eö sich handelte, u n s  auf 
konstitutionellen B oden zu stellen und diesen B oden zu 
wahren und zu vertreten. —  D urch das S ep tem ber-P aten t 
ist ein E ris-A pfel in  dieses H a n s  geschlendert worden, wo
selbst früher E in tracht w ar, und jetzt heißt es, wie im S tre ite  
der W elfen und Ghibellinen „H ie W elf, hie W e ib lin g e r" : 
„ H i e  S e p t e m b e r ,  h i e  F e b r u a r . "  (B ew egung).

D en  W erth  und die B edeutung der Febrnar-V erfassnng 
zn würdigen, erlauben S ie  m ir —  ich m uß schon um G e
duld bitten, der Gegenstand ist ein zu umfassender —  einen 
kurzen Rückblick auf die Genesis berfeben.

D a s  vormärzliche S ystem  w ar von einem lethargischen 
S iechthnm  befallen; eine A rt B ra n d  der A lten hatte es 
ergriffen. D a  entstand in  der M ärz-B ew egung  das Volks- 
bewnßtsein, und es ist seit jenen T agen die Ueberzeugung 
in  der ganzen M onarch ie: N u r  ans freiheitlichen und ein
heitlichen In s titu tio n en  kann Oesterreichs Z u k u n f t, G röße 
und M acht gesichert bleiben. D ie  E n ta r tu n g , die A u s
schreitung der Bewegung führte zu r R e v o lu tio n , diese zur 
W iedernnterw erfnng zurück. üDian glaubte, das rechte H eil- 
und B indem itte l gegen den Z erfall des Reiches in  einer 
ans das straffste getriebenen C entra lisa tion  zn finden. Diese 
C en tra lisa tion  w ar nicht das H e rz , durch welches das edle 
B lu t  aller Länder Oesterreichs fließ t, sondern es w ar ge
wissermaßen ein alles Andere an sich ziehender und ver
schlingender M agen , der, eben weil er sich zu viel auflud, 
es nicht zu verdauen vermochte. E s  w ar die Z e it der

Herrschaft der B ureaukratie  und der S äbelherrschaft, die 
Z eit der Fesselung der öffentlichen M e in u n g , der M n n d - 
todtmachnng aller Landesorgane. D ie  Mißgeschicke von 
M ag en ta  und S o lferino  brachten die V ernrtheilnng des 
S ystem s, und die freiere Bewegung im Volke führte in der 
natürlichen Gegenwirkung zu einem Auseinandergehen der 
früher aneinander gefesselten, früher von einem und dem
selben B an de  zusammengezwängten L änder; es w ar dies 
eine natürliche Gegenbewegiing, die die F r e i h e i t  d e s  
I n d i v i duums  sowie der Länder anstrebt c. 
E s  w ar die Z e it der historisch-politischen Jy d iv id n a litä te u , 
welche jedoch ihre Berechtigung gewiß n u r  auf dem B oden 
der Reichseinheit finde».

D e r verstärkte R eichsrath  tra t in s Leben. I c h  bin 
durch C itate an m ein bescheidenes W irken in jenem Neichs- 
ra th  erinnert worden. —  Ic h  kann m it gutem B ew u ß t
sein auf jene Z e it blicken und brauche keines der dam als 
ausgesprochenen W orte zurückzunehmen, aber wer das W e
nige, das ich dam als thun und sprechen konnte, näher be
trachtet, der w ird auch finden , daß gerade von m ir die 
R e i c h s e i n h e i t  sehr nachdrücklich betont worden ist. 
(Abg. v. L anger: J a ,  das ist w ah r!)

E s  kam a ls  R esu lta t der B erathungen  des verstärkten 
R eichsrathes darauf im O ctober das D ip lom  zu T age, 
welches int P rincipe conftitutioneUe Rechte verlieh und den 
Ländern ein größeres B laß  von Selbständigkeit gewährte.

E s  ist von einem der Herren V orredner darau f h in 
gewiesen worden, dam als hätte das geschehen s o l l e n ,  w as 
eigentlich durch das Septem ber-M anifest gegenwärtig in- 
tendirt w ird. N u n , ich w ill das nicht bestreiten, ich glaube 
sogar, daß das seine Nichtigkeit hat, allein, e s  is t  n i c h t  
g e s c h e h e n ,  und das ändert wesentlich die Sache.

Ic h  gehe auf die vielbesprochenen Landesstatnte nicht 
e in ; eine Thatsache ist von einem H errn  V orredner erw ähnt 
worden, bereit Nichtigkeit ich auch bestätigen kann, so weit 
m ir die Q uellen in dieser Beziehung zugänglich innren.

Diese vier S ta tu te  sind nicht unm itte lbar an s  dem O cto- 
ber-D iplom  hervorgegangene S pontaneitäts-E rzeugnisse, son
dern sie sind eben an s der R eg is tra tu r hervorgeholt worden, 
sie sind un ter dem frühern Regim e bereits fertig gewesen; 
allein das beweist denn doch, in welchem S in n e  die A n s
führer des O eto b er-D ip lom s den Ländern diesseits der Leitha 
gegenüber vorzugehen Lust und W illen hatten. A ns den 
nach dem O ctober-D ip lom e sich zeigenden Bewegungen ist 
doch auch manches besondere partiknlaristische und oligarchi- 
sche S tre b e n  zu Tage getreten. D a s  brachte nun  m it sich, 
daß endlich, um  den G riindzngen des O ctober - D ip lo m s 
lebendige F orm  zu geben, das F eb ruar-P a ten t, die F eb ru a r- 
Verfassnng erfloß, eingeleitet durch das früher vorausgehende 
berühmte Rundschreiben des damaligen H errn  S ta a t s m i 
n isters. E s  ist ein Verdienst, die Bezeichnung der „ M i t 
w irkung" des D ip lo m s durch den B eg riff der „Z u stim 
m ung" näher p räc isirt zu haben. E s  w ird auch der F eb rn a r- 
Verfassnng gewiß zum Verdienste angerechnet werden können, 
in einer wieder eingetretenen gegen das A nseinanderstreben 
natürlichen.G egenw irkung auf die C en tra lisa tion  ein g rö 
ßeres Gewicht gelegt zu haben.

D ie  C entra lisa tion  oder vielmehr die C oncentration  
der physischen und intellectnellen Volkskräfte ist aber ein noth
wendiges E rforderniß  fü r jeden modernen S t a a t ,  insbeson
dere fü r Oesterreich, welches nach seiner geographischen Lage 
m itten in  der B ran d u n g  der politischen W ogen E n ro p a 's  
steht und daselbst a ls  H o rt und F e ls  des Rechts und der 
Freiheit festzustehen berufen ist.



A ber auch in  den L ä n d e rs ta tu te n , die sich an  die F e 
b ru a r-V e rfa ssu n g  knüpfen , finden S i e  fü r  die B ed ürfn isse  
der L än d er vorgcsorgt.

E s  ist d a r in  ein gewisses M a ß  föderalistischen C h a 
ra c te rs  a u sg e p rä g t, w elches, soviel cs m it den A nforde- 
ru n g e n  der G eg en w art v e re in b a r is t ,  den früh eren  s ta a ts 
rechtlichen S te l lu n g e n  der L än der en tsp rich t; es ist aber auch 
jen es M a ß  von D u a l i s m u s  aufgenom m en w orden , welches 
zulässig is t ,  ohne den B e s ta n d  des Reiches zu bedrohen 
und  dessen E in h e it zu  sprengen. D a r u m  g laube ich be
h aup ten  zu dürfen , daß die F e b ru a r -V e rfa s s u n g  dem C h a 
ra c te r  und  den B ed ü rfn issen  der österreichischen M o n arch ie  
en tspricht. S i c  h a t g rößere E in h e i t ,  aber auch g rößere 
Rechte gegeben, sie h a t eine richtige V e rm itt lu n g  zwischen 
den historischen A nsprüchen der V erg an g en h e it und  den B e 
dürfnissen eines m odernen S t a a t e s  gefunden.

D ie  M a j o r i t ä t  der L an dtag e u nd  sp äter der R e ic h s 
ra th  haben  Besitz genom m en von  der V e rfa s s u n g , nachdem 
dieser V ersassu n g sb a u  von S r .  M a je s tä t  an  beut ewig u n 
vergeßlichen T a g e  des 1 . M a i  1 8 6 1  die kaiserliche W eihe 
erh alten  h a tte .

D ie  Z u s tim m u n g  der M a jo r i t ä t  der L andtage sowohl 
d irect a ls  durch ihre V e r tre te r  im  R eich sra th c  scheint m ir  
aber auch im  S in n e  der historisch-politischen I n d iv id u a l i tä te n ,  
welche jedem, auch dem kleinsten Lande p rin c ip ie ll d a s  gleiche 
Recht e in räu m en , m aßgebend und  entscheidend.

E s  w a r  die M a jo r i t ä t  der österreichischen L än der, tvelche 
davo n  Besitz e rg riffen  h a tte .

V o n  d i e s e m  M o m e n t e  a n  ist die R eichsvcr- 
fassung d a s  unv eräuß erlich e und  unverletzbare R echt der 
V ö lker gew orden, die d a ra n  A n theil g en o m m e n , die davon 
Besitz e rg riffen  h a t te n ;  v o n  d i e s e m  M o m e n t e  a n  
g i b t  c s  nach m ein er U eberzeugung v e r f a s s u n g s r e c h t 
l i c h  k e i n e  O  c t r o h i  r u n g  m e h r .

D ie  N ich tbcthcilignug  U n g a rn s  ist a lle rd in g s  eine be- 
k lagcnsw crthc Thatsache, aber ich g la u b e , sic kann  u  n s e r  
R echt nicht verkü rzen , denn n irg e n d s  in  den V crfa ssu n g s- 
gcsctzcn des R eiches ist die G i l t i g k e i t  und  die R e c h t s -  
b e s t ä n d i g k e i t  derselben davon  ab hän g ig  g em acht, daß 
sic frü h e r  von  jedem  einzelnen Laude acc cp tirt w erden müsse. 
D e r  hervorgehobene W iderspruch  besteht n ic h t, oder w enn  
er besteht, kann  er u n s e r  R echt nicht verkü rzen ; nicht a ls  
v orau sgehen de , frü h e r zu erfüllende V o rb ed ing un gen  sind die 
M o d ific a tio u c n  des ungarischen  R echtes nach den m aßge
benden G ru nd sätzen  des D ip lo m s  hingestellt w o rd e n , so n 
dern sic sind a l s  unau sb le ib liche  N othw endigkeit, F o lg e  und  
W irk u n g  angen om m en  w o rd e n , w ie d a s  O c to b e r - D ip lo m  
nam entlich  im  Z u sa m m c n h a u g e -m it dem allerhöchsten H a n d 
schreiben an  den d am alig en  H o fkanzler V a y  nachw eiset.

D ie  L andtage u n d  der R e ic h sra th  w irk ten  so fo rt auch 
th ä tig  au f dem B o d e n  dieser V e r fa s s u n g , a l s  einem  ihnen  
A llen w illk o m m en en , f rü h e r noch nicht von ihn en  tim e ge
habten R echtsboden.

W aö  m a n  auch ü b e r die L eistungen des R c ich sra th es  
sagen und  denken m öge, E in e s  ist doch s ic h e r :-e r  w a r  in 
seinem  V orgehen im m er echt d y n astisch , g u t m onarchisch, 
g u t  österreichisch.

E r  h a t keinen A n laß  gegeben , daß m a n  a u f  ihn  die 
T h e o rie  der R echtsverw irkung  anw ende, u n d  sollten  die ihn 
zusam m ensetzenden P erso n en  nicht den Absichten der R eg ie 
ru n g  entsprochen h ab en , so lagen  ja  doch die co n stitu tio - 
nellen  M i t t e l  der A uflösung , V e rta g u n g , der N eu w ah l je. 
f ü r  die R e g ie ru n g  vor.

D a  kam  die u n erw arte te  und  nach m einer M e in u n g  
den ganzen V erfa ssu n g sb au  erschütternde M a ß re g e l der S i s t i -  
ru n g , im  P a te n te  vom  2 0 . S e p te m b e r ausgesprochen. S i e  
ist in  keinem S taa tsg ru n d g csc tze  a l s  zulässige M a ß re g e l v o r 
gesehen. D ie  S i s t i r u n g  m acht den ganzen  V ersassu n g sb a u  
w ankend, und  eine V e rfa s su n g , ü ber welcher fo rtw äh ren d  
d a s  D am oklesschw ert der S is t i r u n g  schwebt, ist m eines E r 
achtens keine V erfassun g  m e h r ; ich w ü rde  denken, daß einer 
solchen V erfassun g  wirklich der A b so lu tism u s  vorzuziehen 
w äre .

D e n n  w o ist eine B ü rg sch a ft d a fü r , w ie w eit in  dieser 
S i s t i r u n g  gegangen werde, wo eine B ü rg sch a ft d a fü r , daß , 
w ie der eine T h e il  ■—  freilich n u r  ein  T h e il, aber im m e r
h in  ein  w esentlicher T h e il  der R eichsverfassung  —  aufge
hoben u n d  s is tirt w u rde , dieselbe M a ß re g e l nicht alle a n 
dern  T h e ile  der V erfassung  treffen k ö n n e?  W en n  aber ein 
solcher S ta a t s a k t ,  welcher d as  eigentliche W esen des C o n - 
s t i tu t io n a l i s m u s , näm lich d a s  F esth a lten  am  B eständ e  des 
R echtes und  des Gesetzes, so beein träch tig t, w enn  eine solche 
M a ß re g e l m it H o ffn u n g en  aufgenom m en  u nd  hie und  d a  
zu D an k e sän ß eru n g cn  V eran lassu n g  geben kon n te , so f rä g t  
sich, w ie dieses zu e rk lä re n ?

M a u  sag t, die F e b ru a r-V e rfa ssu n g  habe den E r w a r 
tu n g en  nicht entsprochen; es ist u n s  ein  dunkles B i ld  der 
früh eren  Z u s tä n d e  a u fg e ro llt w orden , u nd  ich w ill ih re r  
thcilw eisen W a h rh e it nicht w idersprechen; allein  es w a lte t 
h ie r bei B e u rth e ilu n g  dieser S a c h la g e  eine große G efa h r, 
ein  g ro ße r I r r t h u m  ob.

D iese  G e fa h r, dieser I r r t h u m  lieg t d a r in ,  daß m a n  
dem S y s te m e  zu r Last schiebt, w a s  n u r  in  der m ang elhaften  
D u rc h fü h ru n g  gelegen i s t , daß m an  d a s  P r in c ip  d a fü r  
schuldig e rk lä rt, w a s  n u r  d a s  V c rsä u m n iß , der F e h le r  von 
P e rso n en  w a r .

N ich t die üble F in au zw irth sch a ft, nicht der ex o rb itan te  
M il i tä r a u fw a n d ,  nicht die V c rsä u m n iß  au f vo lksw irthschaft- 
lichem B o d e n , nicht der M a n g e l  an  A c tio n  gegenüber dem 
A usgleiche m it U n g a rn , n icht die Tcndenzproccssc, nicht d as 
noch fü h lb a re  F ehlen  eines B c re in sg csc tze s , des noch nicht 
in s  Leben getretenen S c h w u rg e r ic h te s , d au n  der nö th ig en  
R e fo rm  in  der C iv il-  und  S trafgesetzg ebu ng  u . s. w ., diese 
F eh le r  und  M ä n g e l  liegen nicht im  P r i n c i p e  u n  d S  y-  
st e m  e d e r  F e b r u a r - V e r f a s s u n g ,  s o n d e r n  i n  
der mangelhaften Durchführung derselben,  
sie fallen  persönlichen V ersäum nissen  z u r  Last.

D ie  G e fa h r  u nd  der I r r t h u m  lieg t aber d a r in  , daß 
kurzsichtige A n h än g e r der V erfassung  dadurch ir r e  gem acht 
w erden u nd  unabsichtlich eben dem P r in c ip e  z u r  Last legen, 
w a s  ihm  nicht z u r  Last fä llt , u nd  daß dieser I r r t h u m  a b 
sichtlich von der g roßen Z a h l  der G eg n e r jeder V erfassun g  
im  vollsten M a ß e  au sgebeu tet w ird  und  w erden  kaun .

S e .  M a je s tä t  haben in  I h r e r  W e ish e it u n te r  diesen 
U m ständ en  einen M inisterw cchscl e in tre ten  lassen.

N u n  hätte  m an  denken sollen, daß die neu  e in tre te n 
den H e rre n  M in is te r  eben durch die E igenschaften  ih re r  
P ersönlichkeit die M ä n g e l  I h r e r  V o rg ä n g e r  g u t zu m achen, 
daß sic die vorgefundenen U ebclstände eben a u f  dem W ege 
der V erfassung  zu heilen streben w ü rd en .

S t a t t  dessen kam der R iß  durch die V erfassun g  m it 
der S is tiru n g s m a ß re g e l.

N u n  f rä g t sich a b e r , soll bei jedem M in isterw echse l 
auch zugleich ein W echsel im  ganzen V crfassun gsleben  e in 
tre ten , soll die co nstitu tionellc  M asch ine  jed esm al zum  S t i l l 
stände gebracht w erden, in  T h e ile  zerlegt und  neu  zusam m en
gesetzt w erden m ü ssen ?



D a s  würde auf das Feld des ewigen Experimentirens 
führen. D ie  alte hippokratische Schule hat den S p ruch : 
„ F ia t  experim entm n in  corpore v i l i , "  aber ein S ta a ts - 
körpcr und namentlich unser herrliches Oesterreich ist kein 
corpus v ile . (B ra vo , b ra v o !)

Es ist daran erinnert worden, daß sogar im  Reichs
rathe selbst die M ahnung zur Umkehr lau t geworden ist. 
J a w o h l,  aber w ir  A lle , die w ir  jene M ahnung dort ver
nommen haben, wissen sehr wohl', daß die M ahnung nicht 
w ar zur Betretung der B ahn des 20 . Septembers, sondern 
zur Umkehr, zu jenen leitenden Grundsätzen, welche das be
kannte Rundschreiben vom December 1860 aufgestellt hat.

A llerd ings liegt im  Patente und in  Jenem , was zu 
seiner Vertheidigung gesagt w u rde , etwas Verlockendes, 
nämlich man betont das Wiedereintreten der freien Action 
der Völker und die Nothwendigkeit der Gewinnung einer 
festen Berfassnngsgrnndlage. N u n ,  aber die Grundlagen 
sind ja  schon gegeben und die freie Action der Völker hat 
ja  bereits schon stattgefunden, als sie diese Grundlage acccp- 
t ir te n  und als sie die ihnen darin eingeräumten Rechte in  
Ausübung brachten. Wenn man auf die schöpferische T h a t
kraft der Völker hinweist, so muß m ir  doch ein Bedenken 
erlaubt sein, nämlich, daß z w a n z i g  S c h ö p f e r ,  die an 
einem Weltgcbändc arbeiten, doch endlich n u r ein Chaos zu 
Tage fördern (O h o ! im  Centrum ) und daß endlich ein 
absolutistischer H errgott m it seinem quos ego dareinfahren 
und die Sache zum Ende führen muß. (Lebhaftes B r a v o !) 
Ic h  läugnc nicht und habe nie die mancherlei M änge l und 
Unzukömmlichkeiten der Februar-Verfassung gelängnet. E in  
F ingerze ig , daß etwas zu sauiren se i, liegt allerdings im  
constanten Fernbleiben der östlichen Länder. W ir  wünschen 
ja , w ir  wollen ja  gewiß ehrlich den Ausgle ich, aber ein 
Ausgleich ist cs nicht, wenn der eine A lles thu t, in  Allem  
nachgeben m u ß , was der Andere fo rd e rt; w i r  w o l l e n  
d e u A u s g l e i c h , a b e r  n i c h t  d i e U n t c r w e r f u n g ,  w ir  
wollen den A usg le ich, der unserem Selbstgefühl, un 
serem Rechtsgefühl zu S ta tte n  kom m t; w i r  w o l l e n  
A n d e r e  n i c h t  c o n t  u m a c i  r  e n , a b e r  s c l  b st n i c h t  
c o n t n m a c i r  t w e r d e  n. Es ist an einem andern 
O r t  als S taatsnothw cndigke it, a ls ethische P flich t auf
erlegt w o rden , daß jener D u a lism us , wie er 1848 be
stand und die R evolution zum Ausbruch füh rte , daß jener 
D u a lis m u s  fernerhin von der S taa tsgew a lt nicht einge
gangen, nicht zugelassen werden dürfe. Es ist gegen diese 
Argum entation auch hier Einsprache erhoben worden. M a n  
hat behauptet, nicht die ungarischen Gesetze seien die Ursache 
an der dortigen Bew egung, cs habe eine solche Bewegung 
ja  auch anderwärts stattgefunden. N u n  die Ausdehnung, 
die die ungarische Bewegung genommen h a t , ist doch eine 
solche, daß eine andere Bewegung des gleichen Zeitraum es 
nicht in  eine Paralle le m it ih r  gesetzt werden kann, und wenn 
auch die ungarischen Gesetze nicht die alleinige Ursache jener 
erschütterden Ereignisse sind, welche die österreichische M o n 
archie dem R u in  nahe gebracht haben, so haben sic doch 
die M it te l  gegeben zu jenem Bürgerkriege, an dessen E r in 
nerung w ir  A lle leiden. A lle in  diesen delicaten Gegenstand 
hier weiter auszuführen, erlaube ich m ir  n ich t, ich denke 
aber, jene W affen soll man nicht wieder herausgeben, dam it 
deren M ißbrauch nicht wieder zu solchen Gefahren führe.

M e ine  Hoffnungen ans den von uns A llen erwünschten 
Ausgleich werden sich steigern, wenn ich einmal in  unga
rischen Programmen öfter als bisher das W o rt „Oester
reich , “  „R c ichse inhc it," „Reichsparlam ent" hören werde. 
A lle in  der Landtag hat noch nicht gesprochen; wenn aber 
w ir  an der Rechtsbeständigkcit unserer Verfassung ebenso 
entschieden und fest halten werden, wie U ngarn seinerseits, 1

dann w ird  ein solches Festhalten an dem bestehenden Recht 
gewiß nicht den Ausgle ich, die V ere inbarung, das V e r
ständniß h indern, sondern eher fö rde rn , und gerade der 
gegenwärtigen Regierung dürfte cs sehr erwünscht kommen, 
durch Aeußerungen der alten treuen Länder ein Gegenge
wicht gegen ungemcsscne Forderungen in  Händen zu haben.

Es ist historisch hingewiesen worden ans den Zusam
menhang der inner-österreichischen Länder. Manche alte B e 
ziehungen sind dah in ; allein das ist sicher, daß die alten, 
treuen, vie l und oft bewegten und geprüften Länder In n e r-  
Oesterreichs: Kärnten, Strain und S te ie rm ark , m it O bcr- 
und Nicderöstcrreich den eigentlichen K e rn , die eigentlichen 
S tam m landc des Reiches bilden und immer ein großes 
Gewicht in  die Wagschalc legen werden.

E s kann n u r jenes Gegengewicht, auf welches ich h in 
wies, vermehren, wenn sich 511111 Festhalten an dem B e 
stände des Rechtes zu diesen Ländern auch noch andere, 
wie Schlesien, V orarlberg 11. s. w. anreihen.

Nicht in  die Differenzpnnkte zwischen der Krone und 
den ungarischen Ländern wollen w ir  eintreten, können und 
dürfer w ir  eintreten, nicht Ungarns Gesetze wollen w ir  
einer Revision unterziehen, allein bei der O pfe rw illigke it, 
die in  allen unsern Ländern vorw a lte t, welche gerne Alles 
bieten, was sich m it dem Bestände, der Machtstellung und 
E inhe it der Monarchie vereinigen läßt, würde der Ausgleich 
möglich sein, und zwar auf G rundlage der bestehenden 
Verfassung.

Unsere Action kann bei diesem Ausgleich n u r die sein, 
daß jene Propositioncn, welche von Ungarn gestellt werden 
und der Krone genehm s ind , insoweit und nu r insoweit, 
als eine Revision unserer Staatsgrundgesetzc dadurch erfor
derlich ist, dem verfassungsmäßigen compctenten Organe, 
dem Rcichsrathe bekannt gegeben, und insoweit eine M o d i
fication unserer Gesetze erforderlich w i r d , die Zustimmung 
des Reichsrathcs erfolge, die gewiß auch nach der bereits 
ausgesprochenen B ere itw illig ke it erfolgen würde, wenn die 
Ausglcichspropositionen fü r  die Monarchie annehmbar sind, 
gewiß aber n u r dann nicht erfolgen w ürde, auch von Seite 
der Krone nicht erfolgen könnte, wenn es solche Propo
sitioncn n ic h t  sind, deren Annahme in  Rücksicht auf den 
einheitlichen Bestand des Reiches möglich ist. D a s  S is t i-  
rnngspatcnt ist unsern gegenwärtigen Verfassungsnormcn 
gegenüber verfassungswidrig, cs ist aber auch zur V ere in
barung ganz unnöthig und unzweckmäßig. Nicht durch die 
Verkürzung unserer Rechte w ird  den Rechtsansprüchen U n 
garns Genüge geleistet. W ollte  man den ungarischen Land
tag und den Reichsrath nicht zugleich tagen lassen, fand 
man dieses unzweckmäßig und nicht zum Ziele führend, 
so brauchte man eben den Neichsrath nicht einzuberufen; 
daß aber seine E inberufung dem Tagen des ungarischen 
kein H inderniß  sei, ist durch bett Vorgang vom Jahre  1861 

: nachgewiesen, wo beide Vertretungskörper zugleich getagt 
haben.

Ic h  erwähne nicht jener Scheidung des weitern und 
engern Reichsrathes, im  G rnndprincipe ist der Rcichs- 
rath nu r E i n e r ,  dessen Agenda sich jedoch in  der Weise 
theilen, daß einmal die Vertreter aller Länder, ein ander M a l 
nu r die der westlichen Länder daran theilzunehmen haben.

D ie  Vereinbarung im  Wege der siebenzehn nicht unga
rischen Landtage w ird  wahrlich in t verfassungsmäßigen Wege 
kaum gelingen, da diese Landtage nach der bestehenden V e r
fassung nicht competent s in d , ihre Competcnz längst schon 
im  Rcichsrathe vereinigt ist, und wenn sie einzelne Vota 
abgeben, doch endlich im  Wege des absolutistischen Erken- 
ncns entschieden werden muß.



Nach diesen allgemeinen E rö rte rungen  erlaube ich m ir, 
einen B lick auf die W irkungen dcS P a te n te s  auf dieses 
Land zu werfen.

I c h  habe früher angedeutet, daß das Damoklesschwert 
des S is tirnngsrech tcs  über dem ganzen B a u e  der V erfassung 
häng t und daher auch die Landcsordnnng und alle dam it 
zusammenhängenden Gesetze, nam entlich die I m m u n i tä t  be
droht, weil, wenn m an  es auch jetzt nicht thu t, je nach B e 
darf die S is t i ru n g  auch in dieser B eziehung eintreten kann.

W enn m an  sa g t:  J a ,  die Verfassung dcö Landes ist 
nicht bedroht und w ir  tagen ja !  so kann m an eben sagen, 
es häng t davon ab, ob, wie lang und u n te r welchen B e 
dingungen m an  unser T agen  zweckmäßig finden w ird  oder 
nicht, cs kann jeder T heil unserer Landesverfassung ebenso 
sistirt w e rd en , wie die Reichsvcrfassung in einem T heile 
sistirt worden ist.

Blicken w ir  aber zurück auf die V ergangenheit, fassen 
w ir  in s  A uge , w as dieses Land durch die F eb ru a r-V e r
fassung gewonnen hat, so werden w ir  bei nüchterner E r 
w ägung doch die großen V ortheile nicht verkennen können, 
die diesem Lande in  seinen eigenen Angelegenheiten geboten 
worden sind durch eine ihm  zukommende W irksamkeit fü r  
alle Landcsinteressen und eigenen O r g a n e , in  welchen das 
V olksthum  doch gewiß nam hafte V e rtre tu n g  gefunden hat.

Fassen S ic  auch die A u sb ild u n g s- und E ntw icklungs
fähigkeit dieser Landesverfassung in s  Auge, und S i e  werden 
über ihren Z usam m enhang m it der F ebruarverfassung nicht 
ungünstig  urtheilen  können.

D e n  Rcchtsbodcn aber zu vertauschen m it dem System e 
der S is t i ru n g ,  in  der H offnung, auf diesem W ege m ehr zu 
gew innen, a ls  u n s  durch das V erfassnngsrecht zusteht, w äre 
in  der T h a t sehr gefährlich.

Ic h  hörte  die pragmatische S a n c tio n  nennen und die 
dam alige A usübung  der staatsrechtlichen Befugnisse von 
S e i te  dieses Landes. I c h  la s  irgenw o ein P ro g ra m m , 
welches die H erstellung der L audcsin tcgritä t und der u n te r 
K aiser C a r l  V . und F erd inand  I. bestandenen Landcsgrenzcn 
in  Absicht stellte.

I c h  hörte von Anknüpfungspunkten m it der historischen 
V ergangenheit.

W enn S ie  zuerst die staatsrechtlichen Befugnisse K ra in s  
in s  Auge fassen, so sind sie ja  lange nicht m ehr jene der 
pragm atischen S a n c tio n . D ie  S tä n d e  jener Z e it existircn 
nicht m e h r , das Land ist nach den unglücklichen Kriegen 
m it Frankreich eine französische P ro v in z  geworden und die 
französische R eg ierung  h a t solche staatsrechtliche Befugnisse 
diesem Lande nicht ertheilt, sondern sie ihm  genommen, und 
nach der R coccupation ist durch das bereits c itirte  P a te n t 
vom J a h r e  1 8 1 8 , welches die S tä n d e  wieder in s  Leben 
rief, wohl eine so m äßige G abe staatsrechtlicher B efugnisse 
mitgegeben w orden, daß es w ohl kaum der E rin n e ru n g  und 
M ah n u n g  d aran  bedurft hätte.

Auch die O rg a n e , welche diese staatsrechtlichen B e fu g 
nisse ausüben, sind ganz andere.

Blicken S ie  um  ein D ecenn ium  zurück, so finden S ic  
die oft erwähnten ständischen U niform en. Und wenn m an  
u n s ,  die w ir einst dieses Recht besassen, nam entlich u n s  
M itg lie d e rn  des ehemaligen L andtages, den V o rw u rf  machen 
w o llte , daß w ir nicht in  jene T age  zurückgreifen und  da 
anknüpfen, so möchte ich doch wieder sagen, daß ich glaube, 
daß w ir  die B edürfnisse der Z e it und der G egenw art richtig 
verstanden und fü r  das W ohl unseres Landes ein offenes 
Auge hatten .

G re if t  m an  aber noch w eiter zurück, Jah rh u n d e rte  weit, 
so finden S i e  hier in  diesem S a a le  jene geharnischten M ä n 
ner sitzen, welchen schon die frühere S ession  ein feierliches: 
„ R e q u ie sc a t in  p a c e ,“  und „ M e m e n to “  zugerufen hat.

M i t  dem Zurückgreifen in die Geschichte ha t es doch 
etw as M iß lic h es ; m an  kann nicht einzelne Personen , nicht 
einzelne Rechte, nicht einzelne Erscheinungen a u s  dem histo
rischen Gesam m tbildc herausreißen und nutzbar machen, wie 
m an  etwa in einem Kaleidoskop ein einzelnes B ild  festhält, 
das E inem  gefällt oder etw a eine F ig u r  herausziehen und 
sich aneignen kann. W enn m an in  die geschichtliche V e r
gangenheit zurückgreifen könnte, w enn m an  bereits abgelebte 
W esen in s  Leben rufen könn te , m üßte m an  die ganze G e 
schichte, den ganzen Complex von Erscheinungen m it allen 
F acto rcn  erfassen, und d aru n te r w äre gewiß M anches, wel
ches fü r  die G egenw art und die verehrten M itg lied e r dieser 
V ersam m lung nicht zu beut Angenehmsten gehören würde.

W ill m an  aber sich au f dem Wege der absolutistischen 
Allcinmacht schenken lassen, w as d as  Recht der V erfassung 
nicht gew ährt, etwa eine größere A u to n o m ie , oder g a r die 
Competenz in den stbwebcnden staatsrechtlichen F r a g e n , da 
m üßte ich doch dagegen den W a rn u n g s ru f  erheben: E s  ist 
eine größere G efah r —  ich rede im m er u n te r der V o ra u s 
setzung , daß ich auf constitutionellem  B oden stehe —  vom 
unberechtigten G eber etw as anzunehm en, a ls  sich vom u n 
berechtigten Nehm er etw as nehmen zu lassen. D ie  M ach t 
kann wieder geben, w as  sie genommen h a t , sie kann aber 
auch wieder nehmen, w as  sie gegeben h a t ,  und noch m ehr. 
D ie  G efahr liegt eben in  der A nnahm e,nnd  es könnte Je n e n , 
welche auf eine solche Glücksgabe a u s  unbefugter H and  
rechnen, wie dem B ä u e r le in  im  M ährchen g ehen , welcher 
von einem dämonischen Wesen im  W alde eine S chürze b lin 
kender D ukaten  erhalten h a t te , und a ls  er nächsten T ag  
seine B eu te  m usterte und nutzbar machen wollte, die ganze 
Herrlichkeit in  S ta u b  und Asche und Kohlen verw andelt fand.

I c h  g lau b e : Festhalten an Gesetz und  Recht, festhalten 
an  dem u n s  durch die V erfassung G ew ährten , das ist u n 
ser sicherer constitutioncllcr Besitz. A n s der m angelhaften 
F o rm  kann die vollendetere hervorgehen, aber einzelne S te in e , 
a u s  dem Gefüge des V crfassungSbaues herausgerissen, zer
stören das G a n z e , bringen  d as  G anze zum W anken und 
F allen .

D ie  G ru n d frag e  ist einfach d ie: S o l l  m an  die B e 
sitzergreifung des S is tirn n g srech tcs , welche den ganzen V er- 
sässungsbau bedroht, ohne Einsprache und ohne V erw ahrung  
geschehen lassen? S o l l  m au cs vorziehen, den V crfassungs- 
bvden zu verlassen und sich in E rw a r tu n g , etw as zu er
reichen, w a s  die Verfassung nicht gibt, aus den schwanken
den B oden  politischer Abenteuer begeben? O d e r  w ill m an  
lieber am  festen, wenn auch m angelhaften, doch cu ltnrfäh igen  
R echtsboden , den w ir nute h ab e n , festhalten, durch T reue, 
A u sdauer und tüchtige A rbeit auch noch das Fehlende zu 
ersetzen trach ten? W ill m an  eonstitutionellc A rbeit und E r 
fo lge, oder w ill m an das O c tr o i?  W ill  m an  das V er- 
fastungsleben oder den A b so lu tism u s?  D a s  ist die F rage  
in  letzter Auslösung. (O h o !  im  C en tru m .)

D iese F rag en  h a t unser Landtag bereits so oft und 
nam entlich bei seiner ersten E rö ffnung  einstim m ig beant
w ortet, indem er m it D an k  und Freude das Jn s leb en tre ten  
der Verfassung begrüßte.

E s  w äre nun  wahrlich eine seltsame Consequcnz, w enn 
w ir  jetzt die S is t i ru n g  eben derselben V erfassung ohne B e 
denken oder gar m it D an k  stattfinden lassen w ollten.

Ic h  erlaube m ir  eine p räg n an te  S te lle  unserer dam a
ligen Adresse I h n e n  in s  Gedächtniß zurückzurufen:



„ D ie  Landtage ergreifen dankbar Besitz von dem durch 
diese Gesetze gewonnenen Rcchtsbodcn, welcher einen entspre
chenden R au m  zur künftigen Entwicklung der diesem Lande 
eigenthümlichen, nationalen  und m ateriellen Interessen ge
w ah rt."

D ie  B edeutung dieser W orte ist gewiß sehr gu t ver
standen worden, sic ist sehr richtig, sogar m it einer kleinen 
V erstärkung, in  der slovenischen Ucbcrsctzung wiedergegeben 
worden. ( D r .  T o m a n : N am haftm achung! in richtiger A uf
fassung.) E s  heißt nun  freilich , das sei der erste M o 
m ent gewesen, wo m an sich Täuschungen hingab, erst spätere 
E rfahrungen  und Erlebnisse gaben das richtige U rtheil.

Ic h  werde auch darauf antw orten.
A ls w ir das Gcmcindcgesetz beriethen, da w ar der 

Landtag m it im posanter M a jo r i tä t  der M einung  und hielt 
daran  fest, daß in  die Angclöbnißformcl fü r B ürgerm eister 
und Gcmcindcvorstände auch das Festhalten an der V er
fassung aufzunehmen sei, ja  m an hielt sogar ans die G efahr 
der N ichtsanctionirung dieses Gesetzes an diesem Schluffe 
fest. Je tz t aber heißt c s : D e r  D u h  s lo v en sk ig a  n a ro d a
sei einverstanden m it der S is tirn n g  und begrüße m it D ank 
und Freude die S is tirn n g .

Ic h  bin ein treuer S o h n  dieses Landes und ich ehre 
und horche gern dem Geiste unseres Volkes, aber wo finde 
ich seine S tim m e ?  W o läßt sich diese S tim m e  vernehm en?

In d e m  ich da nachforsche, glaubte ich ihn dennoch in 
einigen sehr löblichen Grundsätzen sprechen zu hören. E s  
w ar nämlich d a m a ls , a ls  über jene Angclvbniß gesprochen 
wurde, da sprach dieser G eist in  folgenden S tim m en .

D ie  eine S tim m e  sagte: K je r  k o li se n am  ted a j
pokaže za  to  p rilo žn o st, m o ram o  se p o p rije ti , m oram o 
p o k a z a ti, d a  n am  je  m a r  za  u s ta v o  in  d a  hočem o, da  
lju d s tv o  začne ra z u m ev a ti, ka j je  u s t a v a ;

und w e ite r : D rž im  se u s tav e , k je r  h rez  n je  b i se v o d ila  
d ržava , k je r k o li se n am  tedaj pokaže za  to  p riložn o st, 
m o ram o  se p o p rije ti, m oram o  p o k a z a ti, d a  n a m  je  m a r  
za  u stavo  in  d a  hočem o, d a  l ju d s tv o  začne ra z u m ev a ti, 
k a j je  u s ta v a ;

und w e ite r: D rž im  se u s ta v e , k je r  b rez  n je  b i se 
v o d ila  d rž a v a  po te m n ih  in  n e v a rn ih  p o tih  zv un an je  in  
n o tra n je  p o litik e .

E ine andere S t im m e : P r ič a k o v a ti  m o ra m o , da  
m in is te rs tv o , k te ro  je  zastavo  u s ta v e  že v e č k ra t v isoko  
p o v z d ig n ilo , ne bode zoper t o ,  ako  n a  ra v n o st p o k a 
žem o , d a  tu d i  m i n ik a k o r  nečem o z a p u s ti t i  u s tav n e  
podloge.

Endlich cin D r i t t e r : N a m  je  u s ta v a  vse. B rez  n je 
nam  tu d i  t a  nova  p o s ta v a , občinska  p o s ta v a , n ič  ne 
p o m ag a .

Eine andere S tim m e  ließ sich vernehmen: P r ič a k o 
v a t i  u . s. w.,

und wieder eine andere S tim m e  ließ sich vernehmen: 
N a m  je  u s ta v a  n . s. w. (Heiterkeit.)

N u n , wo ist heute diese V erfassungstreue ? U nter dieser 
V erfassung (u stav a) konnte doch n u r  die Februar-V erfassung 
gem eint s e in ! ( D r .  T o m a n : N ein , gewiß nicht.)

A uf die b e s t e h e n d e  Verfassung wurde das G elöbniß 
beantrag t und dam als —  bestand eben die F ebrnar-V erfas- 
sung. (H eiterkeit. D r ,  T o m a n : D a s  ist zweierlei.)

Ic h  theile nicht immer die Anschauungen jener H erren, 
welche heute die G egner unseres A ntrages s in d , aber ich 
möchte doch glauben, indem sie die Februar-V erfassung gerne

zerfallen sehen, geben sie ja  den Rechtsbodcn auf, auf wel
chem sic fü r ihre W irksam keit, ihre B estrebungen, deren 
Berechtigung zur Geltendmachung ich ja  anerkenne, die ge
eignete A rena finden, welche zu Erfolgen führen kann.

Ic h  weiß nicht, ob ich noch oft die Ehre haben werde, 
in  diesem hohen Hanse zu sprechen, aber an die H erren, 
welche sich m it Vorliebe die nationale  P a r te i  nennen, möchte 
ich dock) einen herzlichen und aufrichtig gemeinten W ar- 
n n n g srn f im  In teresse  des u ns Allen so theuern H eim at
landes richten: B ew ahre u n s Alle G o tt vor Ueberschrei- 
tnngcn, auch S ic  in  Ih r e m  in  der G rundlage gewiß edlen 
S tr e b e n ! Aber cs ist in den ersten M om enten unserer V er
handlung ein G efühl zum Ausbruche gekommen, das ich 
fü r sehr bcdcnkliä) halte, nämlich ein H aß gegen dasD cutsch- 
thum  ( D r .  T o m a n : N icht w a h r! ) ,  eine Abneigung gegen 
das Dcutsd)thum .

Gleichberechtigung! J a ,  an der halten w ir A lle! Allein, 
wollen S ie  bedenken, daß cs nicht Raccnherrschaft ist, w as 
der deutschen Sprack)e ein so großes Feld e in räu m t, cs ist 
das nothwendige Feld der V erständigung fü r alle Rcichs- 
m itglicdcr, und ich sehe eben im  Bereiche des großen S p rach 
schatzes der österreichischen Völker keine zu diesem Zwecke 
geeignetere Sprache. Endliä) wollen S ic  selbst, M ä n n e r , 
die an der Q uelle der deutschen C u ltu r ( D r .  T o m a n : 
gesogen sHeiterkeitj), getrunken haben , diese Q uellen  fü r 
I h r  Volk nicht ableiten (Abg. Svctcc : D a s  wollen w ir 
auch n ic h t!) , sondern vielmehr sie ihm zuleiten! Ziehen 
S ie  nicht eine isolircnde nationale Schranke um  das Land, 
welches des Zusam m enhanges nach Außen so bedürftig ist, 
eine S chranke , welche vielleicht den F rem d en , der B ro d  
und H ilfsquellen in  das Land b r in g t , vor dessen B etre ten  
abschrecken und unsern Landeskindcrn, die außen B ro d  
suchen, den A u s tr itt  verwehren würde. (Lebhafter B e ifa ll.)

W enn der Landtag, treu  seiner Vorgeschichte, heute die 
Kundgebung seiner V erfassungstreue erneuert, so ist er 
ebenso im  R echte, ist vollkommen loyal und nach keiner 
S e ite  hin verletzend, dann bedient er sich n u r  des Rechtes, das 
jedem P riv a te n  gegenüber dem Gesetze zusteht, gegen dessen 
A usübung oder A uslegung er Bedenken hat.

W ir  sind loyal, wenn and) w ir unsere Bedenken vor 
dem allerhöchsten T hrone anssprcchen, wenn w ir festhalten 
an einem Geschenke, welches durch die G nade des T hrones 
unser unveräußerliches Recht geworden ist, w ir sind nicht 
illoyal, wenn w ir dieses unser Recht wahren, denn gerade 
unserer Völker gutes Recht ist seine edelste M acht und 
seine beste K ra ft.

Ic h  hätte gedacht, nach jenen S tim m en , die ich z itir t  
habe, m üßte das Festhalten an der Verfassung und die 
d a rau s hervorgehende M anifestation  einmüthig se in ; kann 
sie dieses nicht sein, nun, so mögen D iejenigen, welche an  
der Verfassung gewissenhaft festhalten, so mögen wenigstens 
D iejenigen dabei bleiben und die A nträge des Ausschusses 
annehmen, mögen sic ih r und unseres Landes Recht w ahren.

E s  ist noch auf E ines hingewiesen worden, daß das 
P e titu m  direct ans die E inberufung des so viel angefochte
nen Reichsrathes lautet.

D ie  B eeinträchtigung des allgemeinen, des öffentlichen 
Reck)tes besteht eben in der S is ti rn n g  der bestandenen V er
fassung, in  der durch diese S is tiru n g  hervorgebrachten V er
änderung der vor derselben bestandenen Rcchtszuständc, und 
weil diese V eränderung der Rcchtszuständc in  zweiter Linie 
n u r durch Beseitigung des R cichsrathes stattgefunden hat, 
so t r i t t  auch in unserem A nsuchen, in  unserer B it te  um  
Wiederherstellung des früheren Rechtszustandcs auch die



B it te  um  Wiederherstellung des Reichsrathes bezüglich sei
ner Agenda zugleich zu Tage.

E s ist ein Antrag auf Ucbcrgang zur Tagesordnung 
gestellt worden. N un , ich glaube, die Annahme desselben 
wäre ein Verstoß gegen die Courtoisie (O ho ! im  Centrm ), 
denn nachdem mau die Dankadresse abgelehnt hat, liegt 
doch gewissermaßen eine Verpflichtung da rin , zu sagen, 
welche Bedenken mau vorzubringen habe, welche Bedenken 
der G rund jener Ablehnung waren. A llerdings ist durch 
jene Ablehnung schon den Bedenken, jedoch n u r in  allge
meiner Form , Rechnung getragen worden.

Aber was ist Ucbcrgang zur Tagesordnung ? D a s  ist 
die Verweigerung, eine M e inung  abzugeben, wo w ir  dazu 
so dringend Anlaß haben, das heißt sich davonschleichen, 
wo man m it seiner Ansicht einstehen soll.

Ic h  setze voraus, daß die Herren Gegner offenen, ehr
lichen K am pf vorziehen. Kämpfen w ir  m it J a  und Nein, 
m it Annahme oder V e rw e rfun g , aber an Uebcrgängen zur 
Tagesordnung hat unser Land doch wahrlich schon genug 
gelitten.

Einen jüngst erst vorgekommenen sehr dankenswcrthcn 
und m it Dank aufgenommenen F a ll ausgenommen, ist über 
so viele der Wünsche, der Beschwerden, der Anliegen des 
Landes zur Tagesordnung übergegangen worden. D e r erste 
der Herren Antragsteller w ird  wohl zu erzählen wissen, über 
welche D inge zur Tagesordnung übergegangen worden ist. 
D e r Rechenschaftsbericht weiß auch davon zu erzählen, und 
die Geschichte unserer Steuerfrage gleichfalls, wo trotz des 
ausgesprochenen gnädigen W illens  S r .  M a jestä t doch auch 
über die B itte n  dcö Landes in  p rax i zur Tagesordnung 
übergegangen worden ist.

W enn w ir  in  einer Frage, die unser heiligstes Recht 
berührt, das w ir  als constitutionellc B ü rg e r haben, wenn 
w ir  über diese Frage zur Tagesordnung übergehen, statt 
m annhaft fü r  unsere Gesinnung einzustehen, dann, fürchte 
ich, w ird  über kurz oder lang der Absolutism us über uns 
A lle  zu s e i n e r  Tagesordnung übergehen. (Lebhafter B e i
fa ll auf der Linken, O h o ! im  Centrum .)

Ic h  kann , wie ich bereits sagte, die Unverletzbarkeit 
der Verfassung eben n u r in  der Unverletzbarkeit a ll' ihrer 
Theile sehen, denn ist ein T he il verletzt, so ist auch das 
Ganze verletzt.

Erlauben S ie  m ir ,  daß ich zum Schlüsse das W o rt 
eines M annes zur Nutzanwendung bringe, welcher in  seiner 
N a tion  gegenwärtig der erste P a tr io t  und K a t ’ hexochen, 
der Weise genannt w ird , einen Ausspruch, der D e a l in  den 
M u n d  gelegt w ird . —  W ir  können im  Guten und Schlimmen 
von den Ungarn v ie l lernen, w i r  wollen aber n u r im  Guten 
von ihnen lernen. Jener Ausspruch la u te t:

„W a s  uns durch G ewalt genommen w ird ,  kann ein 
G lücksfall uns wieder b ringen , was w ir  aber selbst auf
geben , ist uns in  a ller Ewigkeit verloren."

Ic h  empfehle Ih n e n  die Annahme der Ausschuß-Anträge. 
(Lebhafter B e i fa l l !)

Präsident:

D ie  Generaldebatte ist geschlossen. (Abg. D r .  Costa: 
I m  Ganzen geschlossen!) W ährend der allgemeinen D e 
batte sind zwei Antrüge gestellt worden, der eine vom F re i
herr» v. Schloißnigg auf einfache Tagesordnung, der zweite 
vom Abgeordneten M u lle y  auf m o tiv irte  Tagesordnung.

Z u  beiden muß ich die Unterstütznngsfrage stellen.

Abg. Freiherr v. Schloißnigg:
Ic h  erkläre, daß ich dem Antrage des Abgeordneten 

M u lle y  beistimme und meinen A ntrag zurückziehe. ( B r a v o !)

Präsident:

D e r A ntrag des Abgeordneten M u lle y  lautet also 
( l ie s t ) :

„ I n  E rw ä gu ng , daß der Gegenstand bereits so im  
D e ta il behandelt wurde, daß jedem M itg liede  der S ta n d 
punkt vollkommen geklärt erscheinen müsse, in  Erwägung, 
daß die Debatten bereits eine maßlose, an Parteinahmen 
und Leidenschaft grenzende Ausdehnung angenommen haben, 
in  Erwägung, daß dadurch entschieden die gemeinsame E in 
tracht gestört und die M andatspflichten beeinträchtigt er
scheinen, stellt der Gefertigte, von jedem Parteistandpunkte 
f re i, lediglich in  W ahrung der E intracht und der gemein
samen M andatspflichterfü llung den A n ta g : „D e r  hohe 
Landtag wolle im  Gegenstände der Adreßdebattc zur Tages
ordnung übergehen."

Jene Herren, welche diesen A ntrag unterstützen, be
lieben sich zu erheben. (Geschieht.) E r  ist unterstützt.

B evo r ich diesen A ntrag zur Abstimmung bringe, unter
breche ich die S itzung auf eine M in u te . (Abg. Svetcc: 
W ozu? Abg. D r .  T om an : Namentliche A bstim m ung!)

(Landeshauptmann Freiherr v. C o d e l l i  überträgt 
den Vorsitz an den Landeshauptmann - S te llvertre ter von 
Wurzbach.)

Abg. Svetcc:

Ic h  bitte um das W o rt zu einer persönlichen B e 
merkung.

H e rr B a ro n  von A p fa ltre rn  hat von m ir  die Zurück
nahme des Ausdruckes „V crläum dung" verlangt.

Ic h  habe zwar die feste Ueberzeugung, daß er nicht 
berechtigt ist, an mich dieses Verlangen zu stellen, indem 
ich einzig und allein unter der D isc ip lina rge w a lt des H e rrn  
Vorsitzenden und dieses hohen Hauses stehe.

A lle in , um der W ahrheit Ausdruck zu geben, um nicht 
einer irr igen  Auffassung Raum  zu lassen und namentlich 
um  die bereits angerufene V e rm ittlu n g  dieses hohen Hauses 
entbehrlich zu machen, erkläre ich h icm it fre iw illig , daß ich 
unter dem von m ir  gebrauchten Ausdruck nichts Anderes 
verstanden haben wollte, als daß der m ir  gemachte V o rw u rf 
eine Unwahrheit und ein Unrecht ist. (B e ifa ll.)

Präsident:
W ir  haben nun über den A n trag  auf Ucbcrgang zur 

Tagesordnung des H errn  Abgeordneten M n lle y  abzustimmen. 
E s ist von einer S tim m e der Wunsch geäußert worden, 
daß namentliche Abstimmung stattfinde. Ic h  werde dem ent
gegenkommen und bitte jene Herren, welche m it diesem A n 
trage M u lle y 's  einverstanden sind, m it „ J a , "  und jene, 
welche dagegen sind, m it  „ N e i n "  zu antworten.

M i t  „ J a "  stimmten die H erren : D r .  B le iw e is , 
D r .  Costa, Jom bart, Kapelle, Klcmcnöie, Koren, K oslcr, 
v. Langer, Locker, M n lle y , Rudesch (E ine S tim m e : B ra v o !) ,  
Rosm ann ( B r a v o ! ) ,  F re iherr v. S ch lo ißn igg , Sagorz, 
Svetcc, D r .  Tom an, Dechant Tom an, Freiherr v. Z o is .

M i t  „ N  e i  n "  stimmten die H e rren : F reiherr v. A p fa l
trern, G ra f Anton Auersperg, B ro lich , F re iherr v. Codelli, 
Deschmann, G o llo b , K rom er (H e ite rke it), D r .  S uppan, 
v. S t r a h l,  D r .  S kcd l, (es erhebt sich D r .  Recher: Ic h



bitte, Herr Präsident, mein Name ist ausgelassen worden, 
ich stimme m it „N e in !" —  Heiterkeit), v. Wurzbach.

(D er Abstimmung enthielten sich die Herren: Guttman 
und Derbitsch. —  Abwesend: D ie Herren Obres« und Se. 
fürstbischöfliche Gnaden D r . Widmer. —  Nach vorgenom
mener Zählung)

P räs ident:

Es sind im Ganzen 32 Herren anwesend; davon ha
ben sich zwei der Abstimmung enthalten. M i t  „N  e i n" ha
ben 12, m it „ J a "  18 geantwortet — folglich ist der An
trag auf Uebergang zur Tagesordnung angenommen. (Leb
hafte B e ifa lls-, Slava-, Ž iv io - und Dobro-9tufe im Cen
trum und Publikum. Präsident läutet.)

D ie  nächste Sitzung ist übermorgeu 10 Uhr. Auf die 
Tagesordnung stelle ich:

1. Den Bericht des Finanz-Ausschusses über den V o r
anschlag des Grundcntlastungsfondes pro 1866.

2. Bericht des Finanz-Ausschusses über den Rechnungs
abschluß des obigen Fondcs pro 1863.

3. Bericht des Finanz-Ansschnsses über den Rechnungs
abschluß des obigen Fondcs fü r das Verwaltnngsjahr 1864, 
dann der Monate November und December 1864.

4. Bericht des LandesausschnsscS betreffend die E in 
führung einer städtischen Umlage nach dem Miethzinsgulden 
und eines Verzehrungsstcuerzuschlages von 40 Kreuzer auf 
den Eimer B ie r.

5. Antrag des Landcsausschusses auf nachträgliche 
Genehmigung einer an das S p ita l der barmherzigen Brüder 
in Agram aus dem Landesfonde bezahlten Pauschalvergütung 
pr. 1500 fl. fü r aufgelaufene Krankenverpflegs - und Hei
lungskosten.

(Schluß der Sitzung 3 Ahr 30 Minuten.)

(

IX. Sitzung.

Druck von Ignaz v. Kleimnapr & gebor Bamberg in Laibach. 
Verlag de» train. LanbeS-Ausschusse».
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